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Inklusion kostet 

Inklusion taugt nicht zum Sparmodell: 
Seit Beginn des Schuljahres ist sie an den 
Schulen in NRW gesetzlicher Regelfall. 

Seite 5 


65 Jahre DDR 

Erklärung des Sekretariats des PV der 
DKP zum Jahrestag und zu 25 Jahren 
Dämonisierung dieses Ausbruchversuchs. 
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Thema der Woche 


Ansage und Analyse 

Beim Aktionstag der IG-Metall-Jugend am 
27. September im Köln machten 20 000 
Gewerkschaftsjugendliche bei ihrer Aktion 
eine klare Ansage an Regierung und Unter¬ 
nehmer: Sie fordern bessere Möglichkeiten 
für Bildung und Weiterbildung. 

Auf dem Jugendkongress der SDAJ am fol¬ 
genden Tag standen Analyse und Diskussion 
zu einem Ausbildungsgesetz im Mittelpunkt. 
Rund 300 Jugendliche nahmen daran teil. 

Seite 9, Kommentar Seite 2 


Windiges aus der Bundeswehr 

Politiker sehen „Speerspitze“ gefährdet - Rüstungsindustrie frohlockt 



Foto: © Bundeswehr / Mandt./flickr.com/(CC BY-NC-ND 2.0) 


I n der Kantine des NATO-Flieger- 
horstes Nörvenich (NRW) treffen 
sich zwei Bundeswehrpiloten. Der 
alte: „Was ist der Unterschied zwi¬ 
schen unserm Starfighter F104 G und 
euerm Eurofighter?“ Der junge: „Der 
Starfighter war vor meiner Zeit ...“ 
Der alte: „Der Starfighter kam nach 
jedem Start - wie auch immer - wie¬ 
der runter. Euer Eurofighter kommt 
nicht einmal hoch!“ 269 Starfighter 
der Bundeswehr stürzten ab. 116 Pi¬ 
loten starben dabei. 

Dabei bräuchte der Eurofighter 
nur etwa acht Sekunden bis zum Ab¬ 
heben, wenn er denn könnte. Manch¬ 
mal kann er nicht. Manchmal darf er 
nicht. Als ein spanischer Eurofighter 
am 24. August 2010 abstürzte, funk¬ 
tionierte ein Schleudersitz nicht. Für 
die damals nur 55 deutschen Euro¬ 
fighter gab es während der „Nach¬ 
rüstung“ vom 15. bis 30. September 
2010 ein Flugverbot. Am 23. Juni die¬ 
ses Jahres kollidierten zwei Eurofigh¬ 
ter Typhoon aus der „Alarmrotte“ in 
Nörvenich bei einer Abfangübung 
über dem Sauerland mit einem Lear- 
jet 35, der darauf abstürzte. Der be¬ 
schädigte Eurofighter konnte noch 
in Nörvenich landen, der andere in 
Köln-Bonn. - Die Bundeswehr emp¬ 
fiehlt ihren Piloten präventiv, ein Tes¬ 
tament aufzusetzen, damit alles gere¬ 
gelt ist. Ist es aber nicht. 

Der jetzt vorgelegte zehn Seiten 
„dicke“ Bericht der Inspekteure von 
Heer, Luftwaffe und Marine über 
die „Materielle Einsatzbereitschaft 
der Streitkräfte“ weist aus, dass von 
109 Eurofightern nur 41 und von 89 
Tornados nur 38 einsatzbereit sind. 
Vom Kampfhubschrauber „Tiger“ 
sind 10 von 31 Maschinen nicht ver¬ 
fügbar, und beim Transporthub¬ 
schrauber „NH90“ sind es 8 von 33. 
Es gibt technische Defekte. Ersatztei¬ 
le fehlen. Von den 56 Transall-Flug- 
zeugen können nur 24 starten. 110 
von den 180 gepanzerten Transport¬ 
fahrzeugen „Boxer“ sind in Repara¬ 
tur. Aus der kompletten fliegenden 
Marine-Flotte können lediglich vier 
Hubschrauber tatsächlich fliegen. Von 
13 Patriot-Raketenabwehrsystemen 
„streikt“ die Hälfte. Drei von vier U- 
Booten können nicht tauchen. Die 
Defizite müssen so chaotisch sein, 


dass der bundesdeutsche Blätterwald 
vor voneinander abweichenden Zah¬ 
lenkolonnen nicht zurückschreckt. 

★ 

Die Freunde der Bundeswehr in den 
Bundestagsfraktionen von CDU/ 
CSU, SPD und Grünen machen sich 
Sorgen. Im nichtöffentlich tagenden 
„Verteidigungs“-Ausschuss erkennen 
sie eine „desolate Lage“, wie Spiegel- 
Online berichtet. Der Grüne Bun¬ 
destagsabgeordnete Tobias Lindner 
sattelt drauf, wobei die ihn zitieren¬ 
de FAZ sich wiederum auf die Bild¬ 
zeitung beruft: „... noch desolater 
als angenommen.“ Die gemeinsame 
„Erkenntnis“: Die Übersicht ist zu 
ungenau und zu „optimistisch“. Die 
Schlussfolgerung: Es muss noch mehr 
Geld in den Rüstungshaushalt fließen. 
Und Ministerin Ursula von der Leyen 
(CDU) sieht die Auslandseinsätze der 
Bundeswehr nicht gefährdet. 

Für die Ursachenforschung gibt 
es einen Schaukampf. Hans-Peter 
Bartels (SPD), Vorsitzender des 
„Verteidigungs“-Ausschusses mit 
Blick auf Ex-Minister Thomas de Mai¬ 
ziere (CDU): „Es ist nicht gut, dass 
die Truppe nur 70 Prozent der Aus¬ 
rüstung hat, die sie für ihre geplante 
Stärke eigentlich bräuchte.“ Ähnlich 
äußert sich sein Parteifreund MdB 
Rainer Arnold, Mitglied im Präsidi¬ 
um der Deutschen Gesellschaft für 
Wehrtechnik. 


Die „Mangel/Wunsch-Liste“ der 
Bundeswehrinspekteure und die Zu¬ 
stimmung aus den Bundestagsfaktio¬ 
nen von CDU/CSU, SPD und Grünen 
erscheinen vor dem Hintergrund des 
letzten NATO-Gipfels in Wales und 
der kürzlich entworfenen Drohgebärde 
aus der Rüstungsindustrie als politische 
Ouvertüre des militärisch-industriellen 
Komplexes. Wenn die Bundeswehr Teil 
der „Speerspitze“ (NATO-Generalse- 
kretär Anders Fogh Rasmussen) und 
Teil des Aktionsplanes der NATO ge¬ 
gen Russland sein soll, dann heißt das 
konkret, dass diese neue Eingreiftrup¬ 
pe innerhalb von zwei bis drei Tagen 
kampfbereit sein und „Stärke“ gegen¬ 
über Russland zeigen soll. Zu einer sol¬ 
chen Eingreiftruppe aber passen keine 
Flugzeuge und Hubschrauber, die nicht 
fliegen können, keine Panzer, die nicht 
rollen, und keine U-Boote, die nicht 
abtauchen können. 

Anders Fogh Rasmussen will des¬ 
halb „nach und nach die Ausgaben für 
die Verteidigung erhöhen“. Das war ein 
Weckruf für die deutsche Rüstungsin¬ 
dustrie, die ungebremst in NATO-Staa¬ 
ten exportieren darf und damit ihren 
Exportanteil stabilisieren kann. 

Die FAZ hat das Ohr an der Rüs¬ 
tungslobby. Sie registriert dort „Skep¬ 
sis und Erleichterung über die jüngs¬ 
ten Enthüllungen“ und zitiert einen 
Manager, den sie allerdings nicht mit 
Namen nennt: „Wir begrüßen es durch¬ 


aus, dass die akuten Probleme in der 
Ausrüstung endlich benannt werden 
und sich damit eine öffentliche De¬ 
batte über die Einsatzfähigkeit unse¬ 
rer Streitkräfte entzündet.“ Da nimmt 
es nicht Wunder, dass die Manager aus 
der Rüstungsindustrie laut FAZ „über¬ 
zogene Sparvorhaben“ ausgemacht ha¬ 
ben - und gleichzeitig nach Frankfurter 
Rundschau steigende Rüstungsbudgets 
erwarten. 

★ 

Es ist jetzt nur noch eine Frage der Zeit, 
wann die Politiker im „Verteidigungs“- 
Ausschuss in einer wiederum nichtöf¬ 
fentlichen Sitzung die Einzeletats des 
„Verteidigungs“-Haushaltes so korri¬ 
gieren, dass die militärischen Zielset¬ 
zungen der NATO voll und ganz er¬ 
füllt werden und die Rüstungskonzer¬ 
ne nachrüsten können. Der Finanzplan 
des Bundes von 2011 bis 2015 sieht für 
2014 Ausgaben von 30,9 Milliarden 
Euro und für 2015 Ausgaben von 30,4 
Milliarden Euro vor. Bei der Debat¬ 
te um den Bundeshaushalt 2014 am 
9. April 2014 ging es im „Einzelplan 
14“ allerdings schon um 32,8 Milliar¬ 
den Euro. Mit versteckten Ausgaben in 
anderen Einzelplänen „kommen wir“ 
so MdB Alexander Neu (Partei „Die 
Linke“), „auf 35,6 Milliarden Euro - 
nur fürs Militärische.“ Da müsste noch 
etwas zu machen sein. 

Uwe Koopmann 

(Siehe auch Seite 5) 
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Appell an die Welt! 

Der Krieg bittet hiermit die Welt drin¬ 
gend um weitere Waffenl 
Der Schutz des Krieges vor der feind¬ 
lichen und zerstörerischen Aggressi¬ 
on des Weltfriedens erfordert weiter¬ 
hin starke bewaffnete Armeen mit gu¬ 
ten Ausrüstungen. 

Der Krieg ist in GefahrlEs geht 
um die Fortführung des Krieges als 
Handwerk mit jahrtausendalter Tra¬ 
dition. Und es geht um den Erhaltsei¬ 
ner Vormachtstellung gegenüber der 
barbarischen Vernunft, der heimtü¬ 
ckischen Aufklärung und dem fürch¬ 
terlichen Humanismus. 

Leider hat die Welt bis jetzt weitere 
Waffenlieferungen an den Krieg ab¬ 
gelehnt. Zur erfolgreichen kriegeri¬ 
schen Behandlung der Welt und der 
Menschheit sind weitere Waffenex- 
porte dringend erforderlich. 
Hochachtungsvoll 
Der Krieg 

Werner Lutz 
(Deutscher Einheit (z)- Textdienst) 


Anmerkung zum Aufmacher: 

Die Überschrift unseres Aufmachers 
ist eine Anlehnung an Carl von Os- 
sietzkys „Weltbühne„Windiges 
aus der deutschen Luftfahrt“ vom 
12. März 1929. Der Artikel führte zum 
Prozess wegen Landesverrats und des 
„Verrats militärischer Geheimnisse “ 
Dabei hatte sich der Autor Walter 
Kreiser lediglich auf das Protokoll 
der 312. Sitzung des Ausschusses für 
den Reichshaushalt vom 3. Lebruar 
1928 bezogen, das als Drucksache 
vor lag. 


„Die Revolution ist großartig!“ 

Aktionstag der IG-Metall-Jugend, Kongress der SDAJ 


„Die Revolution ist großartig, alles an¬ 
dere ist Quark!“ Beim Aktionstag der 
IG-Metall-Jugend am 27. September 
in Köln gehörten solche Transparente 
dazu. Die Kampagne „Revolution Bil¬ 
dung“ verbindet die Forderung nach 
besserer Bildung und Weiterbildung 
mit radikalen Slogans. 

Die IG-Metall-Jugend fordert „Zeit 
und Geld für Bildung“. Die Weiterbil¬ 
dung soll in Tarifverträgen und Geset¬ 
zen festgeschrieben werden, das Bafög 
erhöht und elternunabhängig gezahlt 
werden. Damit mobilisierte die Ge¬ 
werkschaftsjugend 20 000 Jugendliche 
aus ganz Deutschland nach Köln. 

Der Aktionstag bestand aus mehr 
als einer Demo, die Tagesschau sprach 
von einer „politischen Party“. Die 


IG Metall verteilte an alle Teilnehmer 
einheitliche T-Shirts, Sonnenbrillen und 
Handschuhe in Neonfarben sorgten 
dafür, dass die Gewerkschaftsjugend¬ 
lichen auffielen. Ein Konzert mit meh¬ 
reren prominenten Bands bildete den 
Abschluss des Abends. 

Die Sozialistische Deutsche Arbei¬ 
terjugend (SDAJ) unterstützte die Mo¬ 
bilisierung der Gewerkschaften und 
nutzte das Wochenende auch, um eige¬ 
ne Akzente zu setzen. Sie thematisierte 
die Ausnahmen im neuen Mindestlohn- 
Gesetz und machte klar, dass eine ge¬ 
setzliche Mindestvergütung für Azubis 
ein richtiger Schritt wäre, um auch Ju¬ 
gendlichen ein eigenständiges Leben 
zu ermöglichen. Die SDAJ fordert um¬ 
fassende Regelungen im Interesse der 


Azubis, Schüler, jungen Beschäftigten, 
Erwerbslosen und Studierenden: ein 
Ausbildungsgesetz, das unter anderem 
das Recht auf einen betrieblichen Aus¬ 
bildungsplatz, die unbefristete Über¬ 
nahme im erlernten Beruf und eine 
Kontrolle der Beschäftigten über die 
Qualität der Ausbildung vorsieht. 

Diese Forderungen sind der Schluss, 
den die SDAJ aus den Ergebnissen ih¬ 
rer „Outings“ gezogen hat. Im Rah¬ 
men der laufenden Kampagne „Unse¬ 
re Zukunft statt eure Profite“ machen 
die Gruppen der SDAJ Probleme in 
Betrieben öffentlich, suchen das Ge¬ 
spräch mit den betroffenen Kollegin¬ 
nen und unterstützen Organisation und 
Gegenwehr der Beschäftigten. Auch auf 
der Demonstration in Köln stellte die 


SDAJ die Ergebnisse dieser Aktionen 
auf Schildern dar - z.B. aus München: 
„Norma bedeutet unbezahlte Über¬ 
stunden!“ Mit diesen Schildern, Fah¬ 
nen und einem Großtransparent war sie 
auf der Demo nicht zu übersehen. Für 
den folgenden Sonntag lud die SDAJ 
ihre Mitglieder, linke Jugendorgani¬ 
sationen und Gewerkschaftsjugenden 
zum Kongress „Jugend braucht Pers¬ 
pektiven - Her mit dem Ausbildungs¬ 
gesetz!“ Knapp 300 Jugendliche trafen 
sich, um in sechs Workshops und einer 
Podiumsdiskussion über die Lage der 
Arbeiterjugend, die Analyse unserer 
Gesellschaft und die Weiterentwick¬ 
lung gewerkschaftlicher Kämpfe zu 
diskutieren. Mehrere Gliederungen 
der Gewerkschaftsjugend unterstützten 


den Kongress. Schon im Vorfeld hatten 
auch Künstler für den Kongress gewor¬ 
ben, der Schriftsteller Dietmar Dath er¬ 
klärte: „Ein Treffen von Leuten, die in 
den Betrieben die Zukunft der notwen¬ 
digen Kämpfe vorbereiten können, ist 
tausendmal wertvoller als der nächste 
gutgemeinte Blog gegen diese verkehr¬ 
te Gesellschaftsordnung.“ In der vom 
Kongress beschlossenen Resolution 
zogen die Jugendlichen das Fazit: „Auf 
die Unternehmensleitungen und Regie¬ 
rungsparteien können wir nicht bauen. 
Und weil wir uns aus dem Elend nur 
selbst erlösen können, machen wir mit 
unseren Forderungen ernst und setzen 
uns für unser Recht auf Ausbildung ein.“ 

UZ 

(Kommentar Seite 2, Eindrücke Seite 9) 

























Freitag, 3. Oktober 2014 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Florian Hainrich 

Für die eigenen 
Interessen kämpfen! 



Streikaktion vor Amazon Leipzig. 


Amazon bisher 
nicht gesprächsbereit 

Gespräch mit Jasper Petschat vom Leipziger Bündnis „Streik-Soli“ 


Am letzten Wochenende fand neben 
dem Jugendaktionstag der IG Me¬ 
tall auch der Jugendkongress der 
SDAJ statt. Das hatten wir bewusst 
so gelegt, um einerseits auf der sehr 
großen Demonstration der IGM-Ju¬ 
gend gemeinsam mit den Kollegin¬ 
nen aufzutreten und dort für eine 
kämpferische Betriebs- und Ge¬ 
werkschaftsarbeit zu werben und an¬ 
dererseits einige Kolleginnen auch 
für den Jugendkongress zu begeis¬ 
tern. Unser Ziel war, am gesamten 
Wochenende gemeinsam mit den 
Kolleginnen aus der IGM, aber auch 
anderen Gewerkschaftsjugenden 
und politischen Jugendverbänden, 
über eine Strategie zu diskutieren, 
die uns herausführt aus der Defen¬ 
sive. Unser zentrales Anliegen war 
dabei, die vereinzelten Kämpfe der 
Arbeiterj ugend zusammenzuführen, 
sie auf eine gesamtgesellschaftliche 
Ebene zu heben und klarzumachen: 
Unsere Probleme ähneln sich genau¬ 
so wie unser Gegner. 

Wir müssen aufzeigen, dass 
nur, wenn wir auch auf politischer 
Ebene wieder Kämpfe entwickeln 
und gleichzeitig die betrieblichen 
Auseinandersetzungen dazu nutzen, 
den unversöhnlichen Gegensatz zwi¬ 
schen unseren Interessen und denen 
der Banken und Konzerne erfahrbar 
zu machen, wir unsere Arbeits- und 
Lebensbedingungen verbessern 
können. Unser Vorschlag für eine 
gemeinsame Plattform ist das Aus¬ 
bildungsgesetz, in dem wir Forde¬ 
rungen für den Bereich der Ausbil¬ 
dung zusammengefasst haben. 

Mit dem Kongress und unserem 
Auftritt auf der Demonstration sind 
wir dem einen Schritt näher gekom¬ 
men: Knapp 300 Jugendliche haben 
mit uns gemeinsam diskutiert und 
eine Resolution verabschiedet, in 


Nach von der SPD-Grünen-Regierung 
Anfang des Jahrtausend eingeleiteten 
Vorstößen, Rente und Gesundheit dem 
renditeorientierten privaten Finanz¬ 
sektor auszuliefern („Riester“ Renten¬ 
kürzungen, Krankenhausünanzierung 
u.a.) plant Wirtschaftsminister Gabriel 
(SPD) nun einen neuen Anschlag auf 
die öffentliche Daseinsvorsorge: Er will 
unsere Verkehrsinfrastruktur dem Fi¬ 
nanzmarkt ans Messer liefern. 

Statt selbst nach dem Prinzip „Er¬ 
halt vor Neubau“ (Koalitionsvertrag) 
in der jetzigen Niedrigzinsphase Geld 
aufzunehmen und in sinnvolle Ver¬ 
kehrsprojekte zu investieren - wie es 
jeder vernünftige Kaufmann jetzt ma¬ 
chen würde -, bringen Lobbyisten mil- 
liardenschwere Großprojekte in die öf¬ 
fentliche Diskussion. Diese Vorschläge 
sind hervorragend geeignet, Gabriels 
Vorhaben zur Privatünanzierung in 
der Verkehrsinfrastruktur zu beför¬ 
dern. Neuester Clou dieser Lobby ist 
ein 118 km langer Tunnel von Bonn bis 
Wiesbaden durch Westerwald und Tau¬ 
nus mit einer Finanzierungsschätzung 
von etwa 6 Milliarden Euro. Bahnex¬ 
perten stellen diese Summe allerdings 
in Frage und gehen von Kosten um 
die 50 Milliarden Euro aus, die zeit¬ 
liche Realisierung wird bei anderen 
vorgeschlagenen Tunnelbaustrecken, 
z.B. Fulda-Frankfurt, bei mindestens 
20 Jahren angesetzt. 

Hierzu werden die leidgeprüften 
Bahnlärm-Opfer im Rheintal instru¬ 
mentalisiert. Ihre berechtigten Forde¬ 
rungen nach Lösungen für den Lärm¬ 
schutz an den Güterverkehrsstrecken 
im Rheintal werden als dankbare 
Schützenhilfe für die Ideen der Beton- 
mafüa missbraucht. Statt schnell und 
effektiv mit Vorgaben für leiseres Wa¬ 


der es unter anderem heißt: „Wir, 
aktive Jugendliche in Gewerkschaf¬ 
ten, Jugendorganisationen und Be¬ 



trieben, sind der Ansicht, dass die 
Zeit reif ist. Reif für eine Ausbil¬ 
dung, die nicht von den Interessen 
der Konzerne nach immer günstige¬ 
ren Arbeitskräften bestimmt wird. 
Reif für eine Ausbildung, deren Ver¬ 
gütung zu einem selbstbestimmten 
Leben auch außerhalb des elterli¬ 
chen Hauses reicht. Reif für eine 
Ausbildung, in der wir umfassender 
gebildet werden, als nur um im Job 
zu funktionieren.“ 

Der Anfang ist gemacht, jetzt 
muss es weitergehen. Wir werden 
uns sowohl in die JAV-Wahlen als 
auch in die nächsten Tarifausein¬ 
andersetzungen einmischen und in 
den Gewerkschaftsgliederungen 
die Diskussion z.B. um eine Min¬ 
destausbildungsvergütung voran¬ 
treiben. Dabei können wir auch vie¬ 
le der Erfahrungen nutzen, die wir 
bisher in unserer Kampagne gesam¬ 
melt haben. 

Florian Hainrich (23), Industrieme¬ 
chaniker, aktiv in JAV und IG Me¬ 
tall, leitet die AG Arbeiterjugendpo¬ 
litik beim Bundesvorstand der SDAJ 


genmaterial, leisere Schienen und mo¬ 
derne Bremstechnik nach dem Vorbild 
der Schweiz zu handeln, wurde vor der 



Sommerpause von der Großen Koaliti¬ 
on eine Neufassung der Bundesimmis¬ 
sionsschutzverordnung beschlossen, 
die effektiven Lärmschutz regelrecht 
durch Zugeständnisse an die Indus¬ 
trie verhindert. Sie schieben den Lärm¬ 
schutz faktisch aufs Abstellgleis. 

Die Menschen im Rheintal sollen 
noch 20 Jahre auf den Gütertunnel der 
privaten Investoren warten, die Kapi- 
talanlagemöglichkeiten suchen. „Eu¬ 
ropas Banken ertrinken in Geld“, so 
titelte die Tageszeitung Die Welt vor 
einigen Wochen und Finanzminister 
Gabriel will ihnen die Märkte öffnen 
statt die Gewinne für sinnvolle öffent¬ 
liche Investitionen abzuschöpfen. Dies 
nutzt nicht den Menschen, sondern nur 
Konzernen und Banken, die noch vor 
wenigen Jahren mit Steuermilliarden 
gerettet wurden... und die Allgemein¬ 
heit zahlt wieder drauf! 

Sabine Leidig ist verkehrspolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE 
im Bundestag 


UZ: An mehreren Standorten des Inter¬ 
nethändlers Amazon wurde in den ver¬ 
gangenen Tagen gestreikt. Welche Ziele 
verfolgen die Mitarbeiterinnen und Mit¬ 
arbeiter konkret? 

Jasper Petschat: Diese Frage lässt 
sich so pauschal nicht beantworten. 
Ein wichtiges Ziel, das den meisten 
Streikenden vor Augen schwebt, ist 
sicherlich der Tarifvertrag. Hierbei 
geht es darum, einen Tarifvertrag für 
den Einzelhandel zu bekommen, da 
Amazon weit mehr ist als bloß ein Lo¬ 
gistikunternehmen, sich aber an den 
Logistiktarifen orientiert. Aber die 
Forderungen gehen auch weiter. Für 
einige stellt sich nicht nur die Frage 
nach einer besseren Bezahlung, son¬ 
dern auch, ob innerhalb des Lohnsys¬ 
tems überhaupt faire Löhne und gute 
Arbeitsbedingungen möglich sind. 

UZ: Und doch scheint Amazon sich 
kein Stückchen auf die Forderun¬ 
gen einlassen zu wollen. Wie erklären 
Sie sich, dass der Versandhandel die 
Streikaktionen und auch die öffent¬ 
liche Kritik so beharrlich aussitzen 
kann? 

Jasper Petschat: Amazon ist ein gro¬ 
ßes Unternehmen mit mehr als hun¬ 
derttausend Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern und über 80 Versand¬ 
zentren weltweit. Das Unternehmen 
ist dabei, in vielen Bereichen Mono¬ 
polstellungen einzunehmen. Es gibt 
kaum ernstzunehmende Konkurren¬ 
ten. Bisher waren in Deutschland vor 
allem die Standorte Leipzig und Bad 
Hersfeld im Arbeitskampf. Solange 
der Druck nicht groß genug ist, wird 
es nicht zu Verhandlungen kommen, 
weshalb die Organisation weiterer 
Standorte sehr wichtig ist. Dass an den 
letzten Streiktagen zwei neue Stand¬ 
orte (Graben und Rheinberg) ge¬ 
streikt haben, zeigt, dass es weitergeht. 

Aber auch die Öffentlichkeitsar¬ 
beit außerhalb des Betriebs ist wich¬ 
tig. Hierbei kann das Soli-Bündnis 
eine wichtige Rolle spielen. 

Aber in Leipzig hat es seit Beginn 
des Arbeitskampfes auch kleine Ver¬ 
besserungen für die Beschäftigten ge¬ 
geben. Verbesserungen, die das Unter¬ 
nehmen als Geschenke verkauft, die 
tatsächlich aber von den Streikenden 
erkämpft wurden. 

UZ: Wie ist die Stimmung unter den 
Streikenden? Nimmt der Kampfesmut 
der Beschäftigten aufgrund der Igno¬ 
ranz des Unternehmens ab? 

Jasper Petschat: Die Stimmung an 
den letzten Streiktagen war sehr gut! 
Es waren um die dreihundert Beschäf¬ 
tigte draußen. Einige haben lange da¬ 


rauf gewartet, endlich wieder zu strei¬ 
ken, denn seit der letzten Streikwelle 
hat ver.di sich zu stark auf die Organi¬ 
sierung neuer Standorte konzentriert, 
während in Leipzig überhaupt nichts 
mehr passiert ist. 

Die Situation ist nicht leicht, denn 
das Unternehmen ignoriert die For¬ 
derungen nicht nur, sondern kämpft 
gezielt gegen den Streik. Es gibt zum 
Beispiel kleine Geschenke für die, 
die nicht rausgehen, während auf die 
Streikenden Druck aufgebaut wird. 
Im Dezember 2013 gab es eine Unter¬ 
schriftenaktion zur Unterstützung des 
Streiks. Amazon hat daraufhin Unter¬ 
schriften gegen den Streik gesammelt. 

Das macht es schwer, neue Leute 
für den Streik zu gewinnen. Viele sind 
durch die Anti-Streikstrategie des Un¬ 
ternehmens eingeschüchtert und ha¬ 
ben Angst, sich am Arbeitskampf zu 
beteiligen. Aber nach dem letzten 
Streik habe ich das Gefühl, dass es er¬ 
folgreich weitergeht. 

UZ: Wie reagieren die dortigen Ange¬ 
stellten auf die von Ihrem Bündnis or¬ 
ganisierte Solidarität? 

Jasper Petschat: Das war von Aktion 
zu Aktion unterschiedlich. Zu Beginn 
des Arbeitskampfes gab es von unse¬ 
rem Bündnis ein Flugblatt, das von der 
Geschäftsleitung fälschlicherweise als 
Boykottversuch dargestellt wurde. Das 
hat zu Unmut bei einigen Beschäftig¬ 
ten geführt, da ein Boykott mit dem 
Verlust des Arbeitsplatzes in Verbin¬ 
dung gebracht wurde. 

Die meisten anderen Aktionen 
sind dagegen sehr gut angekommen. 
Zum Beispiel gab es eine Aktion, bei 
der die Streikenden an die Uni gekom¬ 
men sind, um dort eine Kundgebung 
abzuhalten. Es waren viele Studieren¬ 
de und Nichtstudierende da, die sich 
solidarisch mit den Streikenden zei¬ 
gen wollten. Anschließend gab es noch 
eine offene Gesprächsrunde. Das war 
eine sehr gelungene Aktion, die allen 
als sehr wichtig in Erinnerung geblie¬ 
ben ist. 

Für die Zusammenarbeit mit den 
Beschäftigten war es zunächst sehr 
wichtig, einen guten Kontakt aufzu¬ 
bauen. Denn die Impulse und das 
Wissen der Streikenden bilden die 
Basis für die Praxis des Soli-Bündnis- 
ses. Anfangs war das gar nicht so ein¬ 
fach. Der Kontakt lief vor allem über 
die Gewerkschaft, direkte Kontakte zu 
Streikenden gab es nur wenige. Wir ha¬ 
ben dann die sogenannte „Streikknei¬ 
pe“ ins Leben gerufen, ein monatlich 
stattfindendes Treffen, bei dem wir uns 
mit ein paar aktiven Streikenden auf 
ein Bier oder eine Limo zusammen¬ 
gesetzt haben, um gemeinsam Ideen 
auszutauschen und Aktionen zu ent¬ 


wickeln. Das war sehr wichtig für die 
Zusammenarbeit. 

UZ: Wie wollen Sie zukünftig den 
Druck auf Amazon erhöhen? 

Jasper Petschat: Zum einen ist es wich¬ 
tig, weitere Standorte auch außerhalb 
Deutschlands für den Arbeitskampf 
zu gewinnen. Denn erst wenn Ama¬ 
zon tatsächlich wirtschaftlichem Druck 
ausgesetzt ist, wird es zu ernstzuneh¬ 
menden Verhandlungen kommen. 

Zum anderen können wir uns ge¬ 
meinsam mit den Streikenden neue 
Aktionsformen überlegen, mit denen 
die Geschäftsleitung unter Druck ge¬ 
setzt wird. Beim letzten Streik haben 
wir gemeinsam mit einer Sambagrup¬ 
pe und den Streikenden die Einfahrt 
zum Amazonwerk blockiert. Die Situa¬ 
tion ist dort besonders günstig, da eine 
Ampel über die Einfahrt führt, die für 
Fußgänger immer grün ist, wenn die 
Linksabbieger einfahren wollen. Wir 
konnten begleitet von Sambarhythmen 
immer wieder über die grüne Ampel 
gehen und so die LKWs, die zum Ab¬ 
holen und Liefern der Waren kamen, 
etwa eine Stunde an der Weiterfahrt 
hindern. 

UZ: Ein Boykottaufruf kommt für Sie 
nicht infrage? Schließlich sind durch 
den Internetversandhändler beispiels¬ 
weise ja auch kleine Buchläden in ihrer 
Existenz bedroht? 

Jasper Petschat: Es ist wichtig, dass 
sich die Arbeit des Soli-Bündnisses an 
den Bedürfnissen der Streikenden ori¬ 
entiert. Ein Boykott könnte bedeuten, 
dass es keine Bestellungen mehr gibt. 
Und wenn es keine Bestellungen mehr 
gibt, gibt es auch keine Arbeit mehr. 
Und davor haben einige Beschäftigte 
Angst. Ein Flugblatt vom Soli-Bündnis 
rief deshalb dazu auf, sich Waren in ei¬ 
nem Wert von mehr als 20 Euro zu be¬ 
stellen, da der Versand dann gratis ist, 
und sie innerhalb von 14 Tagen wieder 
zurückzusenden. In den Fragebogen 
zur Begründung des Umtausches kann 
dann noch eine ermutigende Nachricht 
an die Streikenden geschrieben wer¬ 
den. So verdient Amazon nichts daran, 
aber die Arbeit bleibt. 

Die Zusammenarbeit mit den 
Buchhändlerinnen und Buchhänd¬ 
lern ist ein wichtiger Punkt. Amazon 
umgeht die Buchpreisbindung und 
fügt der Branche so einen erheblichen 
Schaden zu. Wir haben schon ein paar 
mögliche Aktionen diskutiert, um die 
Buchhändler einzubeziehen, die hof¬ 
fentlich bald umgesetzt werden. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 

s. a. http://streiksoli.blogsport.de 
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Outsourcing im großen Stil 

Mercedes: Gewinnsteigerung um ein Drittel nicht genug 



Daimler AG, Hauptversammlung, 10.04.2013 in Berlin 


Am 24.07.2014 war in den Stuttgarter 
Nachrichten zu lesen, der Umsatz im 
Daimler-PKW-Geschäft sei im zwei¬ 
ten Quartal 2014 im Verhältnis zum 
gleichen Vorjahreszeitraum um Neun 
Prozent gestiegen. 

Interessant ist, dass die Zahl der 
Beschäftigten lediglich um 1,7 Prozent 
gewachsen ist. 

Weiter war zu lesen: „Mit den Au¬ 
tos von der A- bis zur S-Klasse hat 
Daimler vom April bis Juni 1,4 Mil¬ 
liarden Euro verdient und damit den 
Vorjahresgewinn um ein Drittel über¬ 
troffen“; „Mercedes erreichte ein Ver¬ 
hältnis von Gewinn vor Zinsen und 
Steuern zu Umsatz von 7,9? Aber, so 
war auch zu lesen, das sei nicht ge¬ 
nug. Als Ziel für die Fertigungszeit 
pro Auto peilt Daimler 30 Stunden 
an, dies würde teilweise heute schon 
erreicht. 

Laut Stuttgarter Zeitung vom 
10.09.2014 hat nun der neue Daimler- 
Produktionschef Markus Schäfer „ein 
ganzes Bündel von Maßnahmen“ „ne¬ 
ben dem laufenden Sparprogramm“ 
angekündigt, die dazu beitragen sollen, 
die von Konzernchef Zetsche verspro¬ 
chene Umsatzrendite von 10 Prozent 
zu erreichen. Die laufenden Kosten 
sollen dabei um 5-6 Prozent im Jahr 
gesenkt werden. 

Wie das gehen soll? Schäfer kün¬ 
digte an, die Werklandschaft kom¬ 
plett umkrempeln zu wollen. Einzelne 
Standorte spielen demnach in Zukunft 
keine Rolle mehr. Stattdessen soll die 
Produktion laut Stuttgarter Zeitung 
„entlang von Plattformen organisiert 
werden, wie bei der neuen C-Klasse, 
die auf vier Kontinenten gleichzeitig 
angelaufen ist. Die Fertigung wird an¬ 
geglichen. So lassen sich Bauteile güns¬ 
tiger und in größeren Stückzahlen or¬ 
dern“. Erklärte Strategie sei es, immer 
mehr Arbeiten an billigere externe An¬ 
bieter fremd zu vergeben. 

Diese Plattformstrategie setzt wie¬ 
derum die Zulieferer unter Druck, 
denn sie müssen in Zukunft Bauteile in 
riesigen Mengen auf allen Kontinenten 
anbieten können. Das setzt auch dort 
einen weiteren Zentralisationsschub 
in Gang, weil dazu eine entsprechen¬ 
de Größe erforderlich ist. 


Bei Vergehen jedweder Art wird in 
Deutschland bestraft, im Normalfall 
im Verhältnis zur Schwere des Ver¬ 
gehens und meistens in Geld. Dar¬ 
unter fallen auch die sogenannten 
Ordnungswidrigkeiten, bei denen die 
Geldstrafen meist relativ niedrig sind. 
Bei Straftaten gibt es sogar noch die 
Möglichkeit, die Strafe auf Bewährung 
auszusprechen, d.h., wenn im jeweils 
definierten Zeitraum keine weitere 
Straftat verübt, also Wohlverhalten an 
den Tag gelegt wird, verfällt die Strafe. 

Im Sozialgesetzbuch II, das den 
rechtlichen Rahmen für das Arbeits¬ 
losengeld II (besser bekannt als Hartz 
IV) bildet, heißen die Strafen Sankti¬ 
onen. 

Beispielsweise wird für Pflichtver¬ 
letzungen gegen die Eingliederungs¬ 
vereinbarung eine Minderung des 
Zahlbetrages in Höhe von 30 Prozent 
des jeweiligen Regelbedarfs für drei 
Monate verhängt. Bei Meldeversäum¬ 
nissen, der mit Abstand häufigste Sank¬ 
tionstatbestand, sind es 10 Prozent. 
Mal kurz gerechnet: für einen Allein¬ 
stehenden mit einem Regelbedarf von 
391 Euro im Monat bedeutet das bei 
einer 30-Prozent-Sanktion 117,30 Euro 
mal drei Monate gleich 351,90 Euro. 

Die Anzahl der verhängten Sankti¬ 
onen hat sich im Lauf der Jahre ständig 
erhöht, 2012 und 2013 waren es knapp 
über eine Million Sanktionen, die rund 
179 Millionen Euro wert sind. Leider 
geht aus den Statistiken nicht hervor, 
wie viele Sanktionen von den Sozialge¬ 
richten wieder kassiert wurden. 

Nun gibt es seit einiger Zeit Wi¬ 
derstand gegen diese Praxis, insbeson- 


So gesehen scheint zum Beispiel 
die - mit Massenentlassungen einher¬ 
gehende - Übernahme des Behr-Kon- 
zerns durch Mahle eine vorwegge¬ 
nommene Anpassung der Zulieferer 
an die Bedürfnisse der Auto-Konzer¬ 
ne zu sein. 

Auch in den Daimler-Benz-Be- 
trieben selbst droht der Kahlschlag. 
So kündigte Schäfer beispielsweise 
an, im Werk Untertürkheim die Gie¬ 
ßerei und Schmiede (3 000 Beschäf¬ 
tigte) „auf den Prüfstand stellen“ und 
im Werk Sindelfingen „im Logistik- 
Bereich, sowie im Karosseriebau die 
Fertigungstiefe verringern“ zu wollen. 

Der Daimler-Produktionschef be¬ 
hauptete, es gäbe mit dem Betriebsrat 
„eine neue extrem konstruktive Zu¬ 
sammenarbeit“. So seien für das Werk 
Sindelfingen mit der Arbeitnehmersei¬ 
te bis 2020 Investitionen von 1,5 Mil¬ 
liarden Euro vereinbart worden, im 
Gegenzug Kostensenkungen in Höhe 
eines dreistelligen Millionenbetrages 
über mehrere Jahre hinweg. Eine ähn¬ 
liche Kostensenkung sei auch im Werk 
Bremen gelungen. Auch eine die Fer¬ 
tigungstiefe senkende Umorganisation 


dere wegen der Möglichkeit der Ak¬ 
kumulation der Sanktionen, d.h. das 
Arbeitslosengeld II (ALG II) kann 
beim Zusammentreffen von mehreren 
Sanktionstatbeständen komplett weg¬ 
fallen, was spätestens seit dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes vom 
Februar 2007 verfassungswidrig sein 
müsste (wie m.E. der Sanktionsappa¬ 
rat überhaupt). Gefordert wird von 
verschiedenen Seiten wenigstens ein 
Moratorium (also die Aussetzung von 
Sanktionen), bis eine neue Regelung, 
die den realen Gegebenheiten Rech¬ 
nung trägt, beschlossen wird. 

Ausgehend von der immer gerin¬ 
ger werdenden Akzeptanz der Sank¬ 
tionspraxis bei Betroffenen wie bei 
Nichtbetroffenen hat das Bundesminis¬ 
terium für Arbeit und Soziales (BMAS) 
eine Überarbeitung bzw. Weiterent¬ 
wicklung der Sanktionspraxis angekün¬ 
digt und dazu ein Konzept zur „Wei¬ 
terentwicklung des Sanktionsrechts 
in der Grundsicherung für Arbeitsu¬ 
chende“ veröffentlicht. Man beachte 
die Wortwahl: Weiterentwicklung und 
Sanktionsrecht, d.h. es geht also nicht 
um eine Reduzierung oder gar den Ver¬ 
zicht auf Sanktionen, sondern nur um 
eine Verwaltungsvereinfachung. Das 
BMAS geht nicht von einem Strafcha¬ 
rakter des Sanktionsrechts aus, sondern 
bezeichnet die Sanktionen als „Reakti¬ 
on auf mangelnde oder unzulängliche 
Mitwirkungshandlungen im Integrati¬ 
onsprozess? 

Diese „mangelnden oder unzuläng¬ 
lichen Mitwirkungshandlungen“ der 
ALG II-Bezieherlnnen können durch¬ 
aus auch auf mangelnden Koopera- 


kostet viel Geld. Zahlen die Beschäf¬ 
tigten am Ende die Verlagerung ihrer 
Arbeit selber? 

Laut Stuttgarter Zeitung vom 
10.09.2014 will Daimler dieses Jahr 
drei Milliarden in die Modernisierung 
und den Ausbau der deutschen PKW- 
Werke investieren, mehr als eine Mil¬ 
liarde in Sindelfingen, ebenso viel in 
Untertürkheim und 750 Millionen in 
Bremen. 

Die Phrase, die Verringerung der 
Fertigungstiefe führe zur Sicherung 
der Arbeitsplätze „im Hochlohnland 
Deutschland“ muss den (ehemali¬ 
gen) Beschäftigten beim Zulieferer 
Behr, denen das Werk 8 in Stuttgart 
geschlossen wurde, genauso als Hohn 
in den Ohren klingen, wie der Beleg¬ 
schaft im Daimler-Betrieb Düsseldorf, 
wo von den 6 500 Arbeitsplätzen 1200 
in die USA verlagert werden sollen. 

Als schlechten Witz betrachten es 
auch viele Beschäftigte, wenn Schä¬ 
fer meint, sie müssten sich um ihre 
Arbeitsplätze keine Sorgen machen. 
Sie müssten sich nur darauf einstellen, 
andere Aufgaben zu übernehmen. So 
könne ein Schweißer Mitglied eines 


tionswillen auf Seiten der Jobcenter¬ 
mitarbeiterinnen zurückzuführen sein. 
Darauf kommt das BMAS nicht, es ist 
jedoch Realität. Erfreulicherweise weist 
das BMAS im vorgelegten Konzept auf 
die eigentlichen Aufgaben einer Ein¬ 
gliederungsvereinbarung hin. Ich schla¬ 
ge vor, diesen Passus den Mitarbeiterin¬ 
nen in den Jobcentern in Großschrift 
neben ihre Tastatur zu legen. 

Woran das BMAS aber weiterhin 
festhalten will, ist die Ersetzung der 
Eingliederungsvereinbarung durch ei¬ 
nen Bescheid, wenn Betroffene sich 
weigern, sie zu unterschreiben. Hier 
sind wir am entscheidenden Punkt der 
Sanktionen: Es geht dem BMAS nicht 
so sehr darum, durch entsprechende 
Qualifizierung der Mitarbeiterinnen 
die zur Eingliederung erforderlichen 
Maßnahmen durch Gespräch und 
Überzeugungsarbeit auf den Weg zu 
bringen, sondern es soll, wie gehabt, 
mit Hilfe der Sanktionsandrohung das 
„Wohlverhalten“ der Betroffenen er¬ 
zwungen werden. 

Was ist jetzt neu im Konzept des 
BMAS? Eigentlich nur zwei Sachen: 
Erstens die Kosten der Unterkunft sol¬ 
len in Zukunft nicht mehr in die Sank¬ 
tionen einbezogen werden, was positiv 
ist (auch wenn damit nur auf entspre¬ 
chende Urteile der Sozialgerichte re¬ 
agiert wird) und zweitens: Die Höhe 
soll nicht mehr in Prozenten festgelegt 
werden, sondern in Festbeträgen. Die 
30-Prozent-Sanktion wird auf 100 Euro 
festgesetzt, die 10-Prozent-Sanktion auf 
50 Euro. Und genau hier zeigt sich die 
wahre Absicht hinter den teilweise ver¬ 
nünftigen Ausführungen im Konzept. 


Teams werden, das in den Mercedes- 
Fabriken rund um die Welt beim An¬ 
lauf neuer Modelle hilft. 

Der Untertürkheimer Betriebsrat 
ist dem Eindruck der Mauschelei mit 
dem Konzern in Sachen Gießerei und 
Schmiede inzwischen entgegengetre¬ 
ten und hat entsprechend verlauten 
lassen: „von solchen Plänen ist uns 
nichts bekannt“. Er fordert statt eines 
halbherzigen Dementis des hiesigen 
Geschäftsführers (die genannten Be¬ 
reiche „stehen aktuell nicht zur Dispo¬ 
sition“), das Unternehmen müsse sich 
„klar zu den Produktionsbereichen 
Gießerei, Schmiede, Achsfertigung in¬ 
klusive Presserei, sowie Motoren und 
Getriebeproduktion bekennen“. Dazu 
gäbe es gültige Betriebsvereinbarun¬ 
gen, die über das Jahr 2020 hinaus¬ 
reichten. Für die Kolleginnen wäre in¬ 
teressant zu wissen, wie lange genau. 
Und was diese Vereinbarungen im Ein¬ 
zelnen beinhalten. 

Wichtig ist, dass der Betriebsrat ers¬ 
te Kampfmaßnahmen eingeleitet hat. 
Seit dem 15. September werden keine 
Überstunden mehr genehmigt. 

Manfred Jansen 


Durch die Neuregelung soll nämlich 
noch mehr Geld eingespart werden. 
Wie? Ganz einfach. Wie schon ausge¬ 
führt, werden die meisten Sanktionen 
bei Meldeversäumnissen verhängt. 

Zur Verdeutlichung: Wenn Be¬ 
troffene einer Einladung des Jobcen¬ 
ters nicht Folge leisten, gibt es zurzeit 
für drei Monate 10 Prozent weniger 
Geld bezogen auf den Regelbedarf. 
Das sind bei einem durchschnittlichen 
Regelbedarf von 370 Euro immerhin 
111 Euro, bei 50 Euro Festbetrag sind 
das 150 Euro. Da diese Sanktionen 
ca. 70 Prozent der Gesamtzahl ausma¬ 
chen, bedeutet das weitere Einsparun¬ 
gen in Millionenhöhe. Bezogen auf das 
Jahr 2013 wären das rund 193 Millio¬ 
nen Euro statt 179 Millionen. Da außer¬ 
dem die Verwaltungskosten niedriger 
sind, ist der Einspareffekt noch größer. 

Summa Summarum bedeutet das, 
dass der Kampf gegen die Sanktio¬ 
nen weitergehen muss wie auch der 
Kampf für eine Grundsicherung, die 
diesen Namen auch verdient. Hin¬ 
weise auf die Richtung befinden sich 
beispielsweise in einem Vorschlag des 
Sozialverbandes Deutschland mit dem 
Titel „Inklusion statt Hartz IV“. Beide 
Kämpfe sind notwendig, um den Be¬ 
schäftigten die Angst vor ALG II zu 
nehmen, die zurzeit dazu führt, Ver¬ 
schlechterungen bei Lohn und Ar¬ 
beitszeit in Kauf zu nehmen, um ja 
nicht in Hartz IV zu fallen. Denn der 
eigentliche Sinn von Hartz IV ist nicht 
die Grundsicherung, sondern die Dis¬ 
ziplinierung der noch Beschäftigten, 
bisher leider sehr erfolgreich. 

Werner Altmann 


ver.di: 

Geplante Handelsabkommen 
gefährden Sozialstandards, 
Arbeitnehmer- und Gewerk¬ 
schaftsrechte 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) kritisiert die 
unzureichende Absage der desig¬ 
nierten EU-Handelskommissarin 
Cecilia Malmström an Investor-Staats- 
Schiedsverfahren in den geplanten in¬ 
ternationalen Handelsabkommen. 
„Diese Schiedsverfahren sind ein An¬ 
griff auf die demokratische Souverä¬ 
nität, die Rechte des Parlaments und 
den Rechtsstaat“, sagte der ver.di-Vor¬ 
sitzende Frank Bsirske aus Anlass der 
Anhörung Malmströms im Europäi¬ 
schen Parlament. 

„Ceta ist in der vorliegenden Form 
nicht zustimmungsfähig? sagte Bsirske 
zum geplanten Freihandelsabkommen 
mit Kanada. „Die Haltung von EU- 
Kommission, Europäischem Parlament, 
Bundesregierung und Deutschem Bun¬ 
destag ist der entscheidende Test für 
die politische Glaubwürdigkeit, denn 
Ceta ist die Blaupause für TTIP und 
alle künftigen Freihandelsabkommen.“ 

„Bisherige EU-Vereinbarungen 
zum Schutz öffentlicher Dienstleistun¬ 
gen dürfen nicht durch die Hintertür 
bedroht werden. Deshalb ist alles an¬ 
dere als ein klares Nein zu Ceta beim 
derzeitigen Stand nicht akzeptabel“, 
betonte Bsirske. 

GEW: 

Stopp TTiP - Jetzt erst recht! 

Die GEW bleibt bei ihrer ablehnenden 
Haltung zu den geplanten Freihandels¬ 
abkommen mit den USA (TTiP) und 
Kanada (CETA). Die Bildungsgewerk¬ 
schaft verlangt, die Verhandlungen so¬ 
fort zu stoppen. Die Abkommen stel¬ 
len eine akute Bedrohung der öffent¬ 
lichen Daseinsvorsorge einschließlich 
des öffentlichen Bildungswesens in 
Deutschland und Europa, aber auch 
für Kanada und die USA dar. 

IG Metall: Abkommen nur 
mit höchsten Arbeits- und 
Sozialstandards 

„Freihandelsabkommen dürfen we¬ 
der Arbeitnehmer- noch Verbraucher¬ 
schutz-, Sozial- und Umweltstandards 
gefährden“, sagte Detlef Wetzel, Erster 
Vorsitzender der IG Metall. „Wir leh¬ 
nen jede Art von Investitionsschutz¬ 
abkommen ab und erwarten, dass 
alle ILO-Kernarbeitsnormen von der 
US-Seite unterzeichnet werden. Ist 
auch nur einer dieser Punkte zweifel¬ 
haft, sagt die IG Metall „Nein“ zu den 
TTIP-und CETA-Verhandlungen.“ 

IG BAU: Bundesregierung 
muss CETA stoppen 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) fordert die 
Bundesregierung auf, das Freihan¬ 
delsabkommen der EU mit Kanada 
(CETA) zu stoppen. „CETA ist kein 
Deut besser als das TTIP-Freihandels- 
abkommen mit den USA. Handel ist 
notwendig und richtig, soweit er Vor¬ 
teile für alle bringt. Das ist aber nicht 
der Fall, wenn Arbeitnehmerschutz, 
Sozial- und Umweltstandards sowie 
Verbraucher rechte unter Druck gera¬ 
ten, etwa durch Klagerechte für Inves¬ 
toren vor einer privaten Paralleljustiz“, 
sagte der IG BAU-Bundesvorsitzende 
Robert Feiger am Rande der Sitzung 
des IG BAU-Gewerkschaftsbeirats. 

Die IG BAU warnt davor, dass 
Klagen vor Schiedsgerichten, wie sie 
CETA ermöglicht, von US-Firmen 
genutzt werden können. „Wir beob¬ 
achten, wie sich global aufgestellte 
Konzerne jeweils diejenige ihrer Nie¬ 
derlassungen in der Welt aussuchen, 
welche die für sie günstigsten Klage¬ 
möglichkeiten gegen Gesetze bieten. 
Wenn man ihnen die Möglichkeit gibt, 
sogar für die Enttäuschung irrealer 
Gewinnerwartungen Schadenersatz 
einzuklagen, wird jede politische Ge¬ 
staltung unmöglich.“, sagte Feiger. „Da¬ 
mit können wir weder in Deutschland 
leben, noch in der EU. Niemand ver¬ 
steht, wozu es in Rechtsstaaten Verfah¬ 
ren außerhalb des normalen Rechts¬ 
wegs vor etwa mit Anwälten besetzten 
Gremien bedarf. Es liegt doch auf der 
Hand, dass Anwälte, die sonst für die 
Wirtschaft arbeiten, nicht unabhängig 
in ihren Entscheidungen sind.“ 


Strafe muss sein, oder? 

ALG Il-Bezieher sollen zu ihrem Glück gezwungen werden 
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Anti-Berufsverbote-Meeting 

Erstmalig in der bundesdeutschen Ge¬ 
schichte befasst sich in einer öffentli¬ 
chen Anhörung ein Landtag mit der 
Praxis der Berufsverbote im Öffentli¬ 
chen Dienst. Tausende linke Oppositi¬ 
onelle wurden in den 1970er und -80er 
Jahren überwacht und ausgespäht; vie¬ 
len wurde die Existenzgrundlage ent¬ 
zogen mit erheblichen, nicht nur mate¬ 
riellen Folgen bis zum Lebensende für 
die Betroffenen. Die Strafe Existenz¬ 
vernichtung als Mittel der politischen 
Auseinandersetzung hat große gesamt¬ 
gesellschaftliche Wirkung gezeigt. 

Vor der vorgesehenen Anhörung 
des Innenausschusses des Landtages 
laden Berufsverbots-Betroffene aus 
der Region Hannover und Niedersach¬ 
sen ein zu einem Anti-Berufsverbote- 
Meeting mit Pressegesprächen und Fo¬ 
totermin am Denkmal der „Göttinger 
Sieben“ beim Niedersächsischen Land¬ 
tag in Hannover für Donnerstag, den 
9. Oktober 2014, um 9.30 Uhr. 

Am Denkmal der „Göttinger Sie¬ 
ben“ - das für Zivilcourage steht und 
sich gegen staatliche Repression wen¬ 
det - werden niedersächsische Betrof¬ 
fene aus unterschiedlichen Bereichen 
(Schule, Universität, Kirche, Sozialar¬ 
beit) als Gesprächspartnerinnen zur 
Verfügung stehen. In kurzen Redebei¬ 
trägen werden u.a. der Landtagsabge¬ 
ordnete Michael Höntsch (SPD) sowie 
Rüdiger Heitefaut (GEW) ihre Positi¬ 
on und ihre Erwartungen darstellen. 

In der anschließenden Öffentli¬ 
chen Anhörung des Innenausschus¬ 
ses (Beginn 10.15 Uhr, Sitzungssaal 
235 des Landtages, Hinrich-Wilhelm- 
Kopf-Platz 1) werden neben dem DGB, 
dem Beamtenbund und der betroffe¬ 
nen Lehrerin Cornelia Booß-Ziegling 
auch die von der CDU-Fraktion vorge¬ 
schlagenen politisch und wissenschaft¬ 
lich äußerst umstrittenen Professoren 
Backes (TU Dresden) und Jesse (ehe¬ 
mals TU Chemnitz) sprechen. 

Teil des Problems 

„Die Bundesregierung schürt nicht nur 
den Konflikt in der Ukraine kräftig mit. 
Sie unterstützt und arbeitet eng mit ei¬ 
ner Regierung zusammen, die selbst 
und deren Gehilfen maßgeblich aus der 
extremen Rechten stammen“ erklärt 
Sevim Dagdelen, Sprecherin für Inter¬ 
nationale Beziehungen der Linksfrakti¬ 
on im Bundestag, zur Antwort der Bun¬ 
desregierung auf eine Kleine Anfrage 
der,Linken 4 zum Rechtsruck in der Uk¬ 
raine (18/2559). Dagdelen weiter: 

„Die Bundesregierung unterstützt 
im Verbund mit den USA die ukraini¬ 
sche extreme Rechte und Nationalis¬ 
ten in ihrem aktuellen,Freiheitskampf 
gegen die von Jazenjuk als Untermen¬ 
schen 4 bezeichneten Aufständischen 
in der Ostukraine. Hauptsache, die 
umfassenden Bemühungen, jeglichen 
russischen Einfluss in der Ukraine so 
weit wie möglich zu eliminieren, sind 
erfolgreich. Dass die selbsternannte 
Übergangsregierung und deren der¬ 
zeitige maßgebliche Unterstützer ins¬ 
besondere in den Freiwilligenbataillo- 
nen zu großen Teilen aus Anhängern 
des NaziKollaborateurs und Antisemi¬ 
ten Stepan Banderas besteht, möchte 
die Bundesregierung lieber nicht wis¬ 
sen. So glänzt die Bundesregierung in 
ihrer Antwort auf die Anfrage zur (ext¬ 
remen) Rechten in der Ukraine weitge¬ 
hend mit gezielter Unkenntnis.“ 

Gesetze scharf genug 

„Im Kampf gegen die IS-Terroristen 
sind neue Gesetze wenig hilfreich 4 , 4 er¬ 
klärt die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion ,Die Linke 4 , Ulla Jelpke, 
und weist Forderungen der Union nach 
Gesetzesverschärfungen zurück. „Dass 
in Deutschland der Staat wieder die 
Ausweise missliebiger Bürger stempeln 
möchte, ist unglaublich. Die Gesetzent¬ 
würfe schießen weit über das legitime 
Ziel der Bekämpfung der IS-Banditen 
hinaus.“ Jelpke weiter: 

„Die Sicherheitsgesetze wurden in 
Deutschland seit über zehn Jahren re¬ 
gelmäßig verschärft. Die Grenze zur 
Verfassungswidrigkeit haben manche 
Anti-Terror-Gesetze deutlich über¬ 
schritten, wie das Bundesverfassungs¬ 
gericht mehrfach feststellen musste. 
Die Gesetze sind scharf genug, um Ter¬ 
roristen bekämpfen zu können“ 


Durchstarten auf die Regierungsbänke 


Brandenburg vor Fortsetzung der bisherigen Landesregierung 


Nach den Landtagswahlen in Thürin¬ 
gen und Brandenburg bereitet sich die 
Partei „Die Linke“ in beiden Bundes¬ 
ländern auf Regierungsbeteiligungen 
vor. Während in Brandenburg die bis¬ 
herige Koalition unter Führung der 
SPD fortgesetzt werden soll, dürften 
die demokratischen Sozialisten mit 
Bodo Ramelow in Kürze in Thüringen 
erstmals in der Geschichte der Bun¬ 
desrepublik einen Ministerpräsiden¬ 
ten stellen. Ramelow würde sodann ein 
gemeinsames Regierungsbündnis sei¬ 
ner Partei mit Sozialdemokraten und 
Bündnis 90/Die Grünen anführen. 

Während die Mehrheit der Thü¬ 
ringer Linksparteimitglieder die Füh¬ 
rung einer „rot-rot-grünen“ Landesre¬ 
gierung durch Ramelow offenbar be¬ 
fürwortet, sorgen dessen Pläne in der 
Bundespartei auch für Kritik. Der zum 
linken Parteiflügel zählende innerpar¬ 
teiliche Zusammenschluss „Antikapi¬ 
talistische Linke“ (AKL) übte in einer 
Erklärung harsche Kritik an den sich 
abzeichnenden Regierungsbeteiligun¬ 
gen. „Wir wollen regieren, her mit dem 
Ministerpräsidentenamt. Aber doch 
bitte nicht mit dem politischen Aus¬ 
verkauf aller Ideen an die SPD und 
- welch ein kleiner Sonderskandal - 
sogar an die Grünen, die kriegsgeils¬ 
te Truppe der gegenwärtigen Politik 44 
heißt es in einer Erklärung der AKL. 

Ähnliche Kritik kommt auch vom 
Landessprecherrat Thüringen der 
Kommunistische Plattform (KPF). 
Dieser warf in einem an den Thüringer 
Landesvorstand und die dortige Land¬ 
tagsfraktion gerichteten Offenen Brief, 
der auch vom KPF-Bundessprecherrat 
unterstützt wird, die Frage auf, ob die 
Genossinnen und Genossen, „die nach 
dem vom deutschen Imperialismus ent¬ 
fachten grauenhaften II. Weltkrieg mit 
Überzeugung für eine nicht vom Ka¬ 
pital dominierte Gesellschaft in der 
DDR gearbeitet hätten“, nun akzep¬ 
tieren sollten, dass „sie nützliche Idi¬ 
oten in einer Art illegitimen Bananen¬ 
republik gewesen sind“? „Was anders 
ist unter der nachfolgenden, durch und 
durch denunziatorischen Beschreibung 
der DDR zu verstehen, die in die Prä- 



Kann vor Kraft erkennbar kaum laufen: Bodo Ramelow (mit Schlips). 


ambel des Koalitionsvertrages aufge¬ 
nommen werden soll“, fragen die KPF- 
Mitglieder darin weiter. „Weil durch 
unfreie Wahlen bereits die strukturel¬ 
le demokratische Legitimation staatli¬ 
chen Handelns fehlte. Weil jedes Recht 
und jede Gerechtigkeit in der DDR ein 

Ende ha- _ 

ben konn¬ 
te, wenn 


lieh der DDR die Bezeichnung „Un¬ 
rechtsstaat“ nicht verwenden zu wollen. 
Zugleich hatte er gesagt, dass es in der 
DDR jedoch Unrecht und Willkür ge¬ 
geben habe. Vor allem die selbsternann¬ 
ten Bürgerrechtler aus den Reihen von 
Bündnis 90/Die Grünen mimten jedoch 


Unterdessen setzt die Brandenbur¬ 
ger Linkspartei als Konsequenz aus ih¬ 
rem desaströsen Wahlergebnis auf ein 
„Weiter so 4 , 4 obwohl sie bei den ver¬ 
gangenen Landtagswahlen fast 9 Pro¬ 
zent ihrer bisherigen Wählerinnen und 
Wähler verloren hatte. So soll in den 
kommenden 


Oppositionsrolle ad acta gelegt -Ramelow bald Ministerpräsident in Thüringen? terhhi 1 nTcht 

auf den 


es einer 

der kleinen oder großen Mächtigen so 
wollte. Weil jedes Recht und Gerechtig¬ 
keit für diejenigen verloren waren, die 
sich nicht systemkonform verhielten, 
war die DDR in der Konsequenz ein 
Unrechtsstaat“, soll nach derzeitigem 
Stand in einem künftigen Koalitions¬ 
vertrag festgeschrieben werden. 

Ramelow selbst hatte in der Ver¬ 
gangenheit mehrfach betont, bezüg- 


auch bei den Thüringer Verhandlungen 
wieder einmal die Rechtsaußen-Hard¬ 
liner im etablierten Politikbetrieb. Be¬ 
züglich der DDR-Vergangenheit wären 
sie nicht bereit, Zugeständnisse zu ma¬ 
chen. Die grüne Landtagsfraktionsche¬ 
fin Anja Siegesmund betonte, sollte es 
hier keine klare Formulierung geben, 
wäre dies ein Grund, die Gespräche mit 
der Linkspartei zu beenden. 


kli¬ 
maschädlichen Abbau und Gebrauch 
von Braunkohle verzichtet werden. 
Das Ergebnis dieser anbiederischen 
Machtgeilheit der Brandenburger Lin¬ 
ken dürfte somit auch an kommenden 
Wahlergebnissen abzulesen sein. Als 
gesellschaftskritische Kraft hat sich die 
Linkspartei in Brandenburg nunmehr 
endgültig verabschiedet. 

Markus Bernhardt 


General-Mobilmachung 

Mit Pannen zur Aufrüstung 



Ein General macht mobil. Der frühe¬ 
re Generalinspekteur der Bundeswehr 
geht mit der Politik ins Gericht. „Bla¬ 
mabel“ seien die gegenwärtigen Pan¬ 
nenserien bei der Bundeswehr. Sie 
rührten daher, dass die „Bundeswehr 
über Jahre kaputtgespart“ worden sei. 
Bei einem Militär-Etat von 32 Milli¬ 
arden Euro im Jahr - der zweithöchs¬ 
te Posten im Bundeshaushalt - wäre 
das die teuerste Sparbüchse der Welt. 
Der Militarist weiter: Er stelle sich die 
Frage, „ob die Ankündigungen, dass 
Deutschland mehr Verantwortung in 
der Welt übernehmen soll, wirklich 
ernst gemeint waren“. Hoppla! Spätes¬ 
tens hier wird man stutzig und es drängt 
sich der Verdacht auf, dass die Pannen¬ 
meldungen derzeit gezielt aus dem Ver¬ 
teidigungsministerium gestreut und 
aufgebauscht werden. Offenbar läuft 
seit Monaten ein abgefeimtes Spiel 
des Militär-Industrie-Komplexes, j ener 
unheiligen Allianz aus Militärschädeln, 
reaktionären und für Rüstungspolitik 
zuständigen Politikern und Profiteuren 
der Waffenschmieden zur Aufrüstung 
der Öffentlichen Meinung. 

Es begann mit den Fanfarenstößen 
des pastoralen Präsidenten und der 
Tarnfleck-Ursel, der Kanzlerin und des 
Außen-Uhus zu mehr „deutscher Ver¬ 
antwortung“, auf die sich General Kujat 
hier bezieht. Also mehr Auslandsein¬ 
sätze der Bundeswehr und Waffenliefe¬ 
rungen an „vertrauenswürdige Partner“ 
(Merkel), damit sie damit stellvertre¬ 
tend für Deutschland in ihrer Region 
„entsprechende Aufgaben überneh¬ 
men“ können (siehe: Deutscher Waf¬ 
fenexport aus „Verantwortung 44 , 21. 
5. 14, www.kommunisten.de). Partner 


Einer kam durch 

etwa vom Schlage des Emirs von Katar, 
der im syrischen Bürgerkrieg islamisti- 
sche Kämpfer einschleuste und unter¬ 
stützte, aus denen dann der Islamische 
Terror-Staat seine Armee rekrutierte. 
Und nun der deutsche „Kriegseintritt 
light“ in Form von Waffenlieferungen 
in das syrische und irakische Kriegsge¬ 
biet im Kampf gegen ebenjene islamis- 
tische Terroristen, die mit US- und auch 
mit deutschen Waffen ausgerüstet sind. 

Weidlich genutzt für neue Bedro¬ 
hungsszenarien wurde dann die Kalte- 
Kriegs-Erklärung der NATO im Zu¬ 
sammenhang mit der Ukraine-Krise. 
Endlich war sie wieder da, die „Gefahr 
aus dem Osten“. Angeblich überlegt 
Iwan der Schreckliche in Gestalt Putins 
bereits, nach Warschau und Budapest 
durchzumarschieren. Der Ost-West- 


Konflikt samt Angstmache feiert fröhli¬ 
che Urständ in allen Facetten: Auch mit 
der Verhängung von Sanktionen und 
Wirtschaftskrieg durch den Westen, 
was dann wiederum das politische Kli¬ 
ma vergiftet. Mit dem Verdikt der EU 
gegen Bulgarien und Serbien an der 
South-Stream-Pipeline von Gazprom 
nach Europa weiterzubauen, lässt so¬ 
gar das Röhren-Embargo der Bundes¬ 
regierung aus dem Jahr 1963 grüßen, 
das den Export von Großrohren zum 
Bau von Öl- und Gaspipelines an die 
Sowjetunion komplett unterband. Das 
hindert den Westen nicht, Russland zu 
unterstellen, es plane den „Gaskrieg 
in Europa“, die Russen wollten die Eu¬ 
ropäer im nächsten Winter vor Kälte 
zittern lassen. Alles geschieht, um der 


Bevölkerung Angst einzujagen und den 
Pazifismus aus den Köpfen zu verjagen. 

So wird die Bevölkerung für stei¬ 
gende Rüstungsausgaben weichge¬ 
kocht. Denn mit einer schrottreifen 
Bundeswehr kann man die Russen 
nicht abschrecken. Da bedarf es neu¬ 
er Waffen, auch wieder Panzer, Hau¬ 
bitzen, Kampfhubschrauber und z.B. 
auch der Meads-Raketenabwehr ge¬ 
gen Kurzstreckenraketen, um in groß¬ 
räumigen Territorialkriegen gegen die 
Russen bestehen zu können. Die Rüs¬ 
tungsindustrie stellt sich bereits auf 
den neuen Waffenboom ein. Rheinme¬ 
tall plant mit Hilfe seines neuen Chef- 
Lobbyisten und ehemaligen Entwick- 
lungsminister(!) Dirk Niebel und der 
Unterstützung Wirtschaftsministers 
Gabriel die Fusion mit Krauss-Maffei- 
Wegmann zur Mega-Panzerschmiede. 
Auch sonst will Gabriel die deutschen 
Waffenkonzerne zu schlagkräftigen 
Rüstungsriesen konsolidieren. 

Die Erfüllung der NATO-Vorgabe 
von zwei Prozent des BIP für die schim¬ 
mernde Wehr seien das Mindeste, was 
Deutschland leisten müsse, meint Ku¬ 
jat. Das habe die Politik bereits vor Jah¬ 
ren zugesagt. Ein kleines Rechenexem¬ 
pel: Heute werden 32 Milliarden Euro 
für Rüstung und Militär ausgegeben - 
immerhin 14 Prozent mehr als 2007. Bei 
Schäubles Haushaltssanierungen blieb 
der Einzelplan 14 jeweils ungescho¬ 
ren. Sein Anteil am BIP beträgt jetzt 
1,29 Prozent. Eine Steigerung auf zwei 
Prozent des BIP wären 55 Prozent oder 
17,5 Milliarden Euro mehr. Die Propa¬ 
gandakampagnen zur Mobilmachung 
der Bevölkerung werden anhalten. 

Fred Schmid 
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Rassismus verstärkt salonfähig 

Von Markus Bernhardt 


Etwas mehr als die Hälfte der Deut¬ 
schen Bundesbürger befürworten die 
Aufnahme weiterer Flüchtlinge aus 
Krisen- und Kriegsgebieten, berich¬ 
teten etablierte Medien und Politik 
in den letzten Tagen selbstzufrieden. 
Dass damit jedoch fast die Hälfte der 
Bundesbürger Hilfe für gepeinigte 
Menschen, die in ihrer Heimat um ihr 
Leben fürchten müssen, ablehnt, wol¬ 
len sie hingegen nicht wahrnehmen. 
Verwundern dürfte dies nicht weiter. 
Viel zu oft führten Politik und Medi¬ 
en in den letzten Monaten und Jah¬ 
ren selbst plumpe Kampagnen gegen 
Flüchtlinge an und machten sich die 
aus den 1990er Jahren bekannte „Das 
Boot ist voll“-Rhetorik zu eigen. 

Natürlich kann ein einzelnes Land 
nicht alle Probleme der Welt lösen. 

Richtig ist jedoch, dass viele Men¬ 
schen nicht hätten flüchten müssen, 
wenn Deutschland im Bündnis mit 
anderen imperialistischen Staaten 
nicht deren Länder bombardiert hät- 


M it Beginn dieses Schuljahrs ist 
in Nordrhein-Westfalen „Ge¬ 
meinsames Lernen von Schü¬ 
lerinnen und Schülern mit und ohne 
Bedarf an sonderpädagogischer Unter¬ 
stützung“ der gesetzliche Regelfall. El¬ 
tern behinderter Kinder genießen zwar 
weiterhin „das Recht, eine Förderschu¬ 
le zu wählen“ - aber nur unter der Vo¬ 
raussetzung, dass ein entsprechendes 
Angebot vorhanden ist. 

An dieser kleinen, aber bedeut¬ 
samen Einschränkung tritt die ganze 
Crux der gegenwärtigen Bemühungen 
um Inklusion zutage. Eltern können 
künftig durch Schließung von (teuren) 
Förderschulen genötigt werden, ihr 
Kind einer (billigeren) Regelschule zu 
überlassen. 

Der Inklusionsanteil, also die Zahl 
der Schülerinnen und Schüler mit Be¬ 
darf an sonderpädagogischer Unter¬ 
stützung, die in allgemeinen Schulen 
lernen, stagniert gegenwärtig noch bei 
29,6 Prozent in der Primarstufe und der 
Sekundarstufe I. Es ist davon auszuge¬ 
hen, dass es sich hier um Kinder mit 
weniger gravierenden Behinderungen 
handelt. Es hakt offenkundig. Und just 
die Neuregelungen hemmen jene ange¬ 
strebte Verwirklichung inklusiven Un¬ 
terrichtens. Die Personalkostenbudgets 
sind so knapp gehalten, dass sie den 
Anforderungen besonderen pädago¬ 
gischen Förderbedarfs nicht genügen. 
Als Sparmodell wird Inklusion zur Il¬ 
lusion. Oder andersherum: Mittels Il¬ 
lusion wird Inklusion zum Sparmodell. 
Sie erfüllt Sparzwecke. Das gilt es zu 
verhindern. 

Veranlasst wurde der Kalender von 
Rechtsakten und Verwaltungsmaßnah¬ 
men durch das Übereinkommen der 
Vereinten Nationen vom 13. Dezem¬ 
ber 2006 über die Rechte von Men¬ 
schen mit Behinderungen. „Zweck die¬ 
ses Übereinkommens ist es, den vollen 
und gleichberechtigten Genuss aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
durch alle Menschen mit Behinderun¬ 
gen zu fördern, zu schützen und zu ge¬ 
währleisten und die Achtung der ihnen 
innewohnenden Würde zu fördern. Zu 
den Menschen mit Behinderungen zäh¬ 
len Menschen, die langfristige körper¬ 
liche, seelische, geis¬ 
tige oder Sinnesbe¬ 
einträchtigungen 
haben, welche sie 
in Wechselwirkung 
mit verschiedenen 
Barrieren an der vollen, wirksamen 
und gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gesellschaft hindern können.“ 

Jeder zehnte Mensch ist behindert, 
weltweit sind es 650 Millionen. Arme 
sind davon eher betroffen, genauso wie 
umgekehrt Behinderte häufiger arm 
sind. Im Jahr 2009 lebten in Deutsch¬ 
land 9,6 Millionen Menschen mit Be¬ 


te und sie wirtschaftlich ausbluten las¬ 
sen würde. 

Richtig ist auch, dass die Bun¬ 
desrepublik Flüchtlingen kaum eine 
Möglichkeit zu einer eigenständi¬ 
gen Lebensführung lässt. Sie werden 
in Containerdörfern und Zeltlagern 
untergebracht, sind dort - wie jüngst 
aus Nordrhein-Westfalen bekannt 
wurde - nicht nur Diskriminierungen, 
sondern auch gewalttätigen Übergrif¬ 
fen des privaten Wachpersonals na¬ 
hezu hilflos ausgeliefert und werden 
als eine Art Aussätzige behandelt. 
So wurden in mehreren NRW-Städ- 
ten Flüchtlinge von Mitarbeitern der 
privaten Security-Firmen körperlich 
misshandelt und erniedrigt. 

Würden sie hingegen in eigenen 
Wohnungen leben und arbeiten ge¬ 
hen dürfen, dürften sie sich in der 
BRD frei bewegen und wären nicht 
alltäglichen Schikanen von Polizei¬ 
beamten, Sicherheitsdiensten und 
Behörden ausgesetzt, sie hätten zu¬ 


hinderungen. Davon sind 7,1 Millionen 
schwerbehindert. Ihre Lage schreit zum 
Himmel. Die UNO tut recht, wenn sie 
sich mit diesem weitreichenden sozi¬ 
alen Problem be¬ 
schäftigt und den 
diesbezüglichen 
B enachteiligungen 
den Kampf ansagt. 
Das genann¬ 
te Übereinkommen stützt sich dabei 
auf die Erklärung der Menschenrech¬ 
te vom 10. Dezember 1948. Die Bun¬ 
desrepublik Deutschland hat sich 1952 
mit dem Beitritt zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention verpflich¬ 
tet, die Menschenrechte als innerstaat¬ 
liches Recht zu übernehmen. Gern wird 
indes übersehen, dass diese Europäi- 


mindest eine Chance, ihr Leben ge¬ 
meinsam mit den Bundesbürgern, re¬ 
spektvoll, selbstbestimmt und in Frie¬ 
den zu gestalten. 

Die konzentrierte Unterbrin¬ 
gung von Flüchtlingen in Sammelun¬ 
terkünften und Lagern provozierte 
schließlich nicht nur, wie erst kürz¬ 
lich erneut in Duisburg, den deut¬ 
schen Volkszorn. Angestachelt von 
rassistischen und offen faschistischen 
Kräften macht dort ein rechter An¬ 
wohnermob aktuell etwa unter der 
volksverhetzenden Parole „Kein Asyl 
in Neumühl“ gegen Flüchtlinge mo¬ 
bil und bedrohte erst am letzten Wo¬ 
chenende einige Dutzend im Stadtteil 
demonstrierende Flüchtlingsunter¬ 
stützer. Immer wieder ist - nicht nur 
in Duisburg - hautnah zu erleben, wie 
erwachsene Personen von Sozialneid 
angetrieben gegen Flüchtlinge hetzen, 
denen angeblich alles in den Allerwer¬ 
testen geschoben werde. Mit Realitä¬ 
ten hat dies nicht das Geringste zu 


sehe Menschenrechtskonvention eine 
bezeichnende Lücke aufweist. Denn 
es fehlen die sozialen Menschenrechte 
(Artikel 22 bis 26) der UNO-Deklara- 
tion, namentlich das Recht auf Bildung. 

Dieses Recht wird angesichts der 
gegenwärtigen Entwicklungen und als 
Folge des Eroberungszugs, mit dem 
das große Kapital sich Forschung und 
Lehre direkt unterzuordnen sucht, 
nicht nur für Behinderte immer mehr 
eingeschränkt. Das unterfinanzierte 
Bildungswesen wird zur Beute von In¬ 
vestoren. Bildung und Wissenschaft, 
Forschung, Ausbildung und Lehre ge¬ 
raten Schritt für Schritt unter die kurz¬ 
atmigen Vorgaben der Profitproduk¬ 
tion. Sie werden in private Domänen 
zerlegt. Auch die in öffentlicher Hand 


tun, das Gegenteil ist - das wissen wir 
alle - vielmehr der Fall. 

Vielleicht sollten manche der¬ 
jenigen, die sich so gern als geistige 
Brandstifter betätigen, einmal selbst 
für eine Woche in den Sammelunter¬ 
künften leben müssen, dann dürfte 
ihnen ihr unsägliches Geschwätz hof¬ 
fentlich im Halse stecken bleiben. 

Mittlerweile ist jedoch nicht ein¬ 
mal mehr auszuschließen, dass es 
künftig wieder erneut zu Pogromen 
wie in den 1990er Jahren in Rostock, 
Solingen, Mölln und anderswo kom¬ 
men könnte. Dies gilt es mit aller 
Macht zu verhindern und den rassis¬ 
tischen Mob in die Schranken zu wei¬ 
sen. Gegen nationale Engstirnigkeit 
und Hetze schützt vor allem inter¬ 
nationale Solidarität und der Kampf 
gegen rassistische Strukturen in Staat 
und Gesellschaft. Im Kleinen jedoch 
auch manchmal schon ganz praktische 
Unterstützung und Hilfe für die Be¬ 
troffenen. 


verbleibenden Bereiche geraten in den 
Sog interner Ökonomisierung, wan¬ 
deln sich nach dem Vorbild privatwirt¬ 
schaftlicher Unternehmen. Das und die 
Mehrgliedrigkeit des Schulsystems, in 
NRW durch die Sekundarschule noch 
einmal zementiert, verschärft die Se¬ 
lektion. Bildungsschranken sortieren 
nach Anpassungsbereitschaft, nach so¬ 
zialen und immer noch nach seelischen 
und körperlichen Merkmalen bei den 
Behinderten. 

Es ist aber im Gegenteil zu for¬ 
dern, dass die Bildungseinrichtungen 
Kindern und Jugendlichen ihre Würde 
vermitteln und sie in die Lage verset¬ 
zen, als gesellschaftliche Subjekte zu 
denken und zu handeln. 

Angesichts wachsender Einkom¬ 
mensungleichheit und krisenbeding¬ 
ter Unsicherheit des sozialen Status 
neigen Mittelstandseltern zur Vertei¬ 
digung ihrer dürftigen Privilegien mit¬ 
tels Exklusion, also Abwertung der 
Benachteiligten und Abwehr ihrer An¬ 
sprüche. Das ist die soziale Basis jener 
Spießerbewegungen, die „eine Schu¬ 
le für alle“ ablehnen und gegen fällige 
Reformvorhaben auf die Barrikaden 
gehen, wenn es um mehr gemeinsames 
Lernen geht. 

Solche Abwehr kann religiöse Ge¬ 
stalt annehmen. Vielfach sind Kinder¬ 
tageseinrichtungen christlich gebun¬ 
den. Das führt dazu, dass Kinder aus 
Migrantenfamilien kommunalen Ein¬ 
richtungen überlassen werden und auf 
diese Weise eine ethnische und sozia¬ 
le Ausgrenzung stattfindet. 2009 ver¬ 
hinderte ein Volksbegehren in Ham¬ 
burg, dass die geplante Verlängerung 
der Grundschulzeit von vier auf sechs 
Jahre umgesetzt wurde. 

In Nordrhein-Westfalen hat sich 
2011 die rot-grüne Landesregierung 
mit der CDU auf einen „Schulkom¬ 
promiss“ eingelassen, der dem Gym¬ 
nasium Verfassungsrang zugesteht. 
Die neu eingeführte Sekundarschule 
zementiert die Selektion. 

Vor dem Hintergrund widriger 
Umstände und politischer Widerstän¬ 
de ist das vielfältige Engagement zu¬ 
nächst einmal zu würdigen, welches 
das UNO-Übereinkommen zur Inklu¬ 
sion ausgelöst hat. Viele Ideen, Freizeit, 
Lehrerstunden, kommunale Zuschüsse 
werden mobilisiert, womöglich gar ver¬ 
schwendet, um die gegenwärtige Chan¬ 
ce zu nutzen und weiterzukommen mit 
der Vision eines Bildungswesens, in 
dem sich alle Kinder und Jugendliche 
optimal entfalten können, ohne Aus¬ 
grenzung und Beschämung. 

Aber es nützt nichts, zunächst er¬ 
fordert die Inklusion eine besondere 
personelle und sachliche Ausstattung, 
wenn sie Wirklichkeit werden soll. Und 
das kostet. 

Klaus Stein 


Diffamierungsstrategie 

Nach Redaktionsschluss dieser UZ- 
Ausgabe ist in der bayerischen Landes¬ 
hauptstadt ein Prozess vor dem Ver¬ 
waltungsgericht München angesetzt, 
der vom nunmehr ehemaligen Bundes¬ 
vorsitzenden der Vereinigung der Ver¬ 
folgten des Naziregimes - Bund der 
Antifaschisten (VVN-BdA), Professor 
Dr. Heinrich Fink, gegen den bayeri¬ 
schen „Verfassungsschutz“ angestrengt 
wurde. 

Die Behörde hatte in mehreren von 
ihr herausgegebenen „Verfassungs¬ 
schutzberichten“ über Aktivitäten Finks 
und des damals noch von ihm geführten 
antifaschistischen Verbandes berichtet 
und diesen bezichtigt, „besonders häufig 
Belege für den kommunistisch gefärb¬ 
ten linksextremistischen Antifaschis¬ 
mus, Antimilitarismus und Antikapita¬ 
lismus, der in großen Teilen der VVN- 
BdA vertreten wird“, zu liefern. 

Als Beweis für derlei Behauptun¬ 
gen haben die bayerischen Schlapphü¬ 
te alle Interviews, die Fink der Tageszei¬ 
tung junge Welt und auch dieser Zeitung 
gab, ausgewertet. Es ist unterdessen kei¬ 
neswegs das erste Mal, dass die Inlands¬ 
geheimdienste Interviews und Stellung¬ 
nahmen, die politisch Engagierte etwa 
der jungen Welt gaben, nutzten, um diese 
zu diffamieren und zu „Extremisten“ zu 
stempeln. So auch der hessische „Ver¬ 
fassungsschutz“, der ebenfalls jW-Inter- 
views nutzte, um ausgerechnet gegen 
Silvia Gingold, Tochter des bekannten 
antifaschistischen Widerstandskämpfers 
Peter Gingold, mobilzumachen. Dass 
sich weder Fink, noch Gingold, von dem 
verleumderischen Treiben der bundes¬ 
deutschen Inlandsgeheimdienste in ih¬ 
rem wichtigen politischen Engagement 
behindern, geschweige denn einschüch¬ 
tern lassen, spricht für die ausgeprägte 
Charakterstärke der beiden überzeug¬ 
ten Antifaschisten. (bern) 

Für einen würdigen Gedenkort 

Noch bis zum 27. November finden 
verschiedene Veranstaltungen zum 
ehemaligen KZ Uckermark statt. Die¬ 
ses liegt zirka 90 Kilometer östlich von 
Berlin. Zwischen 1942 und 1945 wa¬ 
ren in dem Jugend-Konzentrationsla¬ 
ger hauptsächlich Mädchen und junge 
Frauen interniert. Darunter auch Parti- 
saninnen aus Slowenien und Sinti- und 
Romamädchen. Ab Ende 1944 wurde 
das KZ geräumt, um die Insassinnen 
im benachbarten KZ Ravensbrück zu 
internieren, wo viele ermordet wurden. 
Die Initiative für einen Gedenkort ehe¬ 
maliges KZ Uckermark setzt sich seit 
1997 dafür ein, auf dem ehemaligen 
KZ-Gelände einen würdigen Gedenk¬ 
ort zu gestalten. Abgeschlossen wird 
die Veranstaltungsreihe am 27. Novem¬ 
ber mit einer Lesung und einem Kon¬ 
zert Esther Bejaranos und der Mikro¬ 
phone Mafia im Kreuzberger Kultur¬ 
zentrum S036. Informationen: www. 
gedenkort-kz-uckermark.de 

Nazi-Schmierereien im 
„Naturfreunde-Wald“ 

Viele Bürger nutzen den schönen Tal¬ 
sperrenwald in Wuppertal-Ronsdorf 
gerne zur Erholung, aber offensicht¬ 
lich betreiben dort - unbemerkt von 
der Öffentlichkeit - auch einige fa¬ 
schistische Elemente ihr Unwesen. 
So hat es vor kurzem einen gezielten 
Angriff auf Einrichtungen der Wup¬ 
pertaler Naturfreunde gegeben, die 
dort schon vor Jahren symbolisch ei¬ 
nen Baum gepflanzt und eine Bank als 
Ruheplatz gestiftet haben. Vielen Bür¬ 
gern ist dieser Platz westlich der Erich- 
Fried-Gesamtschule deshalb auch als 
„Naturfreunde-Wald“ bekannt. 

Offenbar neonazistisch gesinnte 
Elemente haben Hakenkreuze und 
andere eindeutig faschistische Symbo¬ 
le und Sprüche auf die Bank und das 
Hinweisschild geschmiert, schließlich 
das Schild samt Betonsockel aus dem 
Boden gerissen. 

Anhand der dokumentierten Sym¬ 
bole und Sprüche ist ersichtlich, dass 
es sich hierbei offensichtlich um rech¬ 
te Anhänger der Ultraszene des WSV 
(Wuppertaler Sportverein) handel¬ 
te, deren Attacken in diesem Fall der 
Naturfreunde-Organisation galten, 
die der demokratisch-sozialistischen 
Tradition der Arbeiterbewegung ent- 
springt. (jk) 


Inklusion kostet 

Jeder zehnte Mensch hat eine Behinderung 



Inklusion bleibt eine Baustelle. 


Inklusion taugt nicht zum 
Sparmodell - auch nicht in 
Nordrhein-Westfalen 
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Schottland nach der Volksabstimmung 

Schnurrende Königin - schaumschlagende Politiker 


Linker Erfolg in Spanien 

Kein Verbot von 
Schwangerschaftsabbrüchen 

Die rechtskonservative spanische Re¬ 
gierung Rajoy trat den Rückzug an. 
Nach monatelang sich wiederholenden 
Protesten linker und feministischer Or¬ 
ganisationen gab er am 23. September 
bekannt, dass der von seinem Kabinett 
erarbeitete Entwurf für ein neues Ab¬ 
treibungsgesetz zurückgezogen wird. 
Sein Justizminister Ruiz-Gallardon, der 
sich als Einpeitscher dieses Vorhabens 
betätigt hatte, erklärte seinen Rücktritt 
als Minister und zugleich seinen Rück¬ 
zug aus der Politik generell. 

Die konservative „Volkspartei“ 
(PP) hatte die „Reform“ des Abtrei¬ 
bungsrechts unter der von rechtsext¬ 
remistischen Kräften, aber auch von 
großen Teilen des katholischen Klerus 
verfochtenen Parole vom „Schutz des 
ungeborenen Lebens“ zu einem Haupt¬ 
thema des Wahlkampfs 2011 gemacht. 
Das bisherige Gesetz, 2010 unter der 
damaligen „sozialistischen“ (sozialde¬ 
mokratischen) Regierung Zapatero 
beschlossen, hatte eine Fristenregelung 
eingeführt, die allen Frauen freiwilli¬ 
ge Schwangerschaftsabbrüche bis zur 
14. Woche ohne Angabe von Gründen 
ermöglichte. Sie galt auch für Minder¬ 
jährige ohne Einwilligung der Eltern. 

Der neue Entwurf der „Volkspartei“ 
wollte diese Regelung in das völlige Ge¬ 
genteil verkehren. Schwangerschaftsab¬ 
brüche sollten generell verboten sein 
und bestraft werden. Ausnahmen soll¬ 
ten nur noch für Fälle von Vergewal¬ 
tigung gelten, wenn die Frau deshalb 
Strafantrag gestellt hat, und im Fall ei¬ 
ner „schweren Gefahr für das Leben 
oder die physische und psychologische 
Gesundheit der Mutter“, wenn dies von 
zwei Psychologen per Gutachten bestä¬ 
tigt wurde. Selbst im Fall einer Missbil¬ 
dung des Fötus sollte eine Abtreibung 
verboten sein. 

Seit der Bekanntgabe des Vorha¬ 
bens Ende 2013 hatten viele tausend 
Spanierinnen und Spanier immer wie¬ 
der in eindrucksvollen Demonstratio¬ 
nen in Madrid und in vielen örtlichen 
und regionalen Aktionen dagegen pro¬ 
testiert. Die Auseinandersetzung fand 
auch in den Nachbarländern ein Echo 
und viel solidarischen Zuspruch der eu¬ 
ropäischen Linken. In Frankreich hat¬ 
ten die reaktionären „Lebensschützer“ 
das spanische Vorhaben zum Anlass ge¬ 
nommen, um auch in Frankreich Auf¬ 
märsche „für das Leben“ zu organisie¬ 
ren und damit die öffentliche Stimmung 
nach rechts zu manipulieren. Die Pro¬ 
testbewegung, die in Spanien über die 
traditionelle Linke und feministische 
Gruppen hinaus breite Flnterstützung 
fand, führte schließlich dazu, dass auch 
innerhalb der regierenden „Volkspar¬ 
tei“ unter den Abgeordneten der Regie¬ 
rungspartei die Stimmen Zunahmen, die 
sich gegen das Vorhaben wandten und 
es für verfehlt erklärten. Die Angst, da¬ 
mit nicht zuletzt auch die eigene Wäh¬ 
lerbasis zu unterminieren, dürfte Rajoy 
veranlasst haben, die Pläne nun mindes¬ 
tens vorerst auf Eis zu legen. Allerdings 
verkündete er bei der Bekanntgabe des 
Rückzugs, seine Partei werde „weiter¬ 
hin Formulierungen studieren, die es 
erlauben, zu einem besseren Einver¬ 
nehmen über die Reform zu gelangen“. 

Die Spanische Kommunistische 
Partei (PCE) hat in einer Erklärung 
ihres Generalsekretärs Jose Luis Cen- 
tella und der Frauensekretärin Cristina 
Simö die Rücknahme des Gesetzesvor¬ 
habens begrüßt. Dies zeige, dass durch 
gesellschaftliche Organisierung und 
Mobilisierung erfolgreich den Rechten 
entgegengetreten werden kann, heißt es 
in der Stellungnahme. Zugleich rief die 
PCE zu Wachsamkeit und weiterer Ak¬ 
tivität auf, weil die „reaktionärste Ma¬ 
schinerie der spanischen Rechten“ ihre 
Absichten sicher nicht einfach aufgege¬ 
ben werde. Sie verband dies mit der For¬ 
derung nach der „definitiven Rücknah¬ 
me“ aller Angriffe auf die Rechte der 
Frauen und nach völliger Straffreiheit 
für freiwillige Schwangerschaftsabbrü¬ 
che sowie nach der Sicherung der vollen 
Entscheidungsfreiheit der Frauen über 
ihr Leben und nach der vollen Kosten¬ 
übernahme für Schwangerschaftsab¬ 
brüche durch das öffentliche Gesund¬ 
heitswesen. 

Pierre Poulain 


N ach der „Unabhängigkeits“- 
Volksabstimmung in Schott¬ 
land, bei der sich am 18. Sep¬ 
tember 55 Prozent der zur Urne ge¬ 
gangenen Bürger für einen Verbleib 
beim vereinigten Königreich ausspra- 
chen und das bei einer sensationell ho¬ 
hen Wahlbeteiligung (86 Prozent) sind 
die Vertreter des politischen Kapita¬ 
lismus - sowohl des schottischen, als 
auch des englischen - sehr schnell zu 
ihren gewohnten Praktiken zurückge¬ 
kehrt: Sie lügen und schlagen Schaum. 
Die zum „Event“ hochstilisierte Ab¬ 
stimmung hat sowohl bei der konser¬ 
vativen Regierung als auch bei der op¬ 
positionellen Labour-Partei zu einer 
Art „gerade nochmal gut gegangen“- 
Reaktion geführt. Die gleichgeschal¬ 
teten Medien sind ihrem Auftrag, 
schnellstmöglich zum normalen pu¬ 
blizistischen Alltag zurückzukehren, 
nachgekommen. 

Premierminister David Cameron 
muss sich wegen eines „außergewöhn¬ 
lichen Bruchs der protokollarischen 
Gepflogenheiten“ bei der Königin ent¬ 
schuldigen. Zwei Tage nach Bekannt¬ 
gabe des Abstimmungsergebnisses 
hatte er bei einem Treffen mit hohen 
Vertretern der amerikanischen Bour¬ 
geoisie im Medienzentrum des Ex- 
Oberbürgermeisters von New York, 
Michael Bloomberg, dem Pressezaren 
sozusagen privat berichtet, ihre Majes¬ 
tät habe bei seinem Anruf, in dem er ihr 
das Resultat mitteilte, „Freudentränen 
geheult und dann durch die Telefonlei¬ 
tung geschnurrt...“ Cameron’s Überra¬ 
schung darüber, dass seine Bemerkun¬ 
gen aufgenommen und veröffentlicht 
wurden, ist genauso geheuchelt wie das 
ganze Gerede von mehr „devolved po- 
wers“ (regionale Entscheidungsbefug¬ 
nisse), die jetzt den immerhin zu fast 
der Hälfte nicht zufriedenen Schot¬ 
ten zugestanden werden sollen. Es ist 
vollkommen klar, dass die wieder gen 
Nullwachstum tendierende Wirtschaft 
Großbritanniens und ihre politischen 
Vertreter gar nicht in der Lage sind, 
wirkliche Zugeständnisse zu machen. 
Diese kosten Geld. Das per Kürzungen 
nahezu zerschlagene Gesundheitswe¬ 
sen (NHS) kann ein trauriges Lied da¬ 
von singen. 

Darüber, wie man die „eigenwil¬ 
ligen Schotten“ zumindest mit PR- 
trächtiger Schaumschlägerei beruhi- 


Während die meisten Nato-Staa- 
ten ihre Militärbudgets erhöhen und 
Schwedens Rechts-Regierung die Luft¬ 
waffe und U-Boote aufrüstet, kündigen 
Italiens regierende Sozialdemokraten 
die Senkung der Militärausgaben an. 
Um die gewaltigen Staatsschulden ab¬ 
zubauen, die über 120 Prozent des BIP 
liegen, will Premier Matteo Renzi im 
Rahmen seines Sparprogramms die 
Ausgaben um drei Mrd. Euro jährlich 
senken und auf den Kauf der Hälfte der 
vorgesehenen 90 Mehrzweckkampf¬ 
flugzeuge F-35 des US-Rüstungsgigan- 
ten Lockheed Martin verzichten. Das 
Parlament stimmte den von der regie¬ 
renden Demokratischen Partei (PD) 
eingereichten Abrüstungsanträgen 
mit 275 Ja- bei 45 Neinstimmen und 
152 Enthaltungen zu. 

Dazu sollen in den nächsten Jahren 
auch 385 Kasernen geschlossen und die 
Gebäude verkauft, die Zahl der Solda¬ 
ten bis 2024 von 190 000 auf 150 000 re¬ 
duziert werden, darunter die der Gene¬ 
räle um ein Drittel. Von 30 000 Beam¬ 
ten im Verteidigungsbereich sollen 10 
000 entlassen werden. „190 000 Solda¬ 
ten seien einfach zu viel“, kommentierte 
die regierungsnahe „Repubblica“. Ren¬ 
zi geht damit auf Konfrontationskurs 
zu US-Präsident Obama, der bei einem 
Rom-Besuch im März energisch gefor¬ 
dert hatte, hier keine Kürzungen vorzu¬ 
nehmen und sich ausdrücklich für die 


gen kann, unterscheiden sich Regie¬ 
rung und Opposition nur in Nuancen 
und aus parteiegoistischen Kalkülen. 
Labour legt propagandistisches Ge¬ 
wicht auf den „Sieg der Demokratie“, 
den die Abstimmung verkörpere. Die¬ 
ser für zehn Prozent arbeitslose Schot¬ 
ten und fast die Hälfte aller Kinder, 
die nach offizieller Statistik in Armut 
leben, zweifelsohne sehr ermunternde 
Sieg wird dem Volk ausgerechnet vom 
Generalsekretär der größten Gewerk¬ 
schaft UNITE, Len Me Cluskey, in ro¬ 
sigen Farben verkündet - ein Schlag¬ 
licht auf die Verfasstheit der organi¬ 
sierten Arbeiterbewegung. 

Die Macher der „Ja-Kampagne“ le¬ 
cken die Wunden. Der Chef der SNP 
(Schottische Nationalpartei) und „ers¬ 
te Minister“ (Regionspremier), Alex 
Salmond, hat seinen Rücktritt von bei¬ 
den Posten angekündigt. Salmond gilt 
als einer der Väter des aufstrebenden 
schottischen Nationalismus, gewann 
die letzte Regionalparlamentswahl 
mit der SNP, dabei erhob er das Re¬ 
ferendum zum zentralen Wahlverspre¬ 
chen. Das „weiße Papier“, Grundsatz¬ 
dokument der Ja-Kampagne, trägt die 
Handschrift Salmonds und jenes Teils 
der schottischen herrschenden Klasse, 


italienische Teilnahme am Erwerb der 
F-35 eingesetzt hatte. Widerstand gab 
es bei der Finmeccanica, dem größten 
Industrie- und Rüstungskonzern Itali¬ 
ens (Flugzeug-, Luft- und Raumfahrt), 
der mit elektronischen Lieferungen an 
der Herstellung des F-35 beteiligt ist. 
Bei der Halbierung der F-35 werden 
wenigstens sieben Mrd. Euro einge¬ 
spart. Experten schätzen die Summe, 
die für den bisher teuersten und im 
Preis ständig gestiegenen ersten Tarn¬ 
kappenjet jedoch bedeutend höher ein. 
Die Kosten für die geplante Produkti¬ 
on von etwa 3 000 Maschinen haben 
sich in der Entwicklungsphase von 
ursprünglich 780 Mrd. auf sagenhafte 
1,5 Billionen Dollar verdoppelt, und 
ein Ende sei nicht abzusehen. 

Der Nutzeffekt des Joint Strike 
Fighters (Gemeinsames Mehrzweck¬ 
kampfflugzeug der NATO und der 
engsten Verbündeten der USA) als 
neuestes, modernstes und kampfstärks¬ 
tes Flugzeug war, und das nicht nur in 
Italien, von Anfang an umstritten. Ex¬ 
perten bezweifeln, dass die F-35, wie 
vom Pentagon gepriesen, feindliche 
Flugzeuge in Schach halten und gleich¬ 
zeitig Bodenziele bestens bekämpfen 
kann. Mit nur einem Triebwerk erreicht 
der Jet keine Höchstgeschwindigkeit 
und wird unter Piloten schon „biegen¬ 
de Gurke“ genannt. 2012 musste der 
Stabschef der US Air Force, General 


die ihre Interessen in einem eigenen 
Nationalstaat besser vertreten sehen 
als in der Integration ins vereinigte 
Königreich. In dem gesamten Doku¬ 
ment wird die Frage der Zugehörig¬ 
keit Schottlands zum herrschenden 
System nie gestellt, „schottischer Ka¬ 
pitalismus“ als die einzige Alternati¬ 
ve skizziert. Dabei werden auch schon 
mal klare Falschaussagen, wie etwa zu 
den (zu Ende gehenden) Ölreserven 
getroffen. 

Als kurz vor der Abstimmung das 
sinnentleerte Gerangel um die Frage, 
ob das „freie“ Schottland Euro oder 
Pfund als Währung erhalten solle, 
die Wähler zu nerven begann, legten 
die „Ja-Kämpfer“ noch eine Schippe 
drauf: Medienwirksam und aufwendig 
gemacht, sollten die „Zehn Gründe“ 
warum Schottland schottisch sein soll¬ 
te, die Trendwende bringen: In diesem 
Pamphlet gab es dann gar keine Pro¬ 
bleme mehr: Ölförderung, Tourismus, 
die traditionellen Industrien (Textil, 
Whisky, Fischerei), die High-Tec-Bran- 
che, selbst die Energieerzeugung: Al¬ 
les ist toll, kann nur noch einen Tick 
besser werden, wenn die Chefs Kilts 
tragen. Die IHK hätte das nicht besser 
schreiben können. 


Norton Schwarz, erklären, dass das 
F-35B-Modell bei einem intensiven Mi¬ 
litäreinsatz keine ausreichende Luftun¬ 
terstützung gewährleisten könne. Dass 
der Stealth-Kampfjet auf Grund seiner 
speziellen Konstruktion für feindliches 
Radar nahezu unsichtbar sein soll, wird 
ebenfalls für fraglich gehalten. Für An¬ 
griffe auf Bodenziele ist die F-35 nur 
begrenzt geeignet, da sie Bomben und 
Raketen in inneren Schächten trans¬ 
portieren muss, um ihre Tarnkappen- 
Eigenschaften nicht zu verlieren. Des¬ 
halb kann sie an Bomben und Munition 
weniger als eine Tonne mit sich führen. 

Hinzu kommen Befürchtungen, 
die F-35 könne ähnlich dem F-104 
Starfighter der 1960 bis 1980er Jah¬ 
re ein Absturzflugzeug werden (Vom 
F-104 stürzten über 250 wegen Defek¬ 
ten ab, zahlreiche Piloten kamen dabei 
ums Leben). Diese Sorgen erhielten 
in jüngster Zeit Auftrieb durch zuneh¬ 
mende Pannen. Zuletzt fing am 23. Juni 
des Jahres eine F-35A beim Start auf 
der Eglin Air Force Base in Florida 
Feuer. Kurze Zeit später wurde an ei¬ 
ner F-35? während eines Flugs über 
Arizona ein Kraftstoff-Leck entdeckt. 
Am 3. Juli musste das Pentagon sämt¬ 
liche Flüge des Maschinentyps stoppen 
und die Triebwerke überprüfen lassen. 

In der Parlamentsdebatte über den 
Antrag der PD konnte Verteidigungs¬ 
ministerin Roberta Pinotta denn unwi- 


Das half nicht mehr, auch nicht 
eine Großkampagne unter den erst¬ 
mals wahlberechtigten 16- bisl8-Jäh- 
rigen. 

Die KP Britanniens (CPB) bzw. 
ihre schottische Abteilung - in Schott¬ 
land gibt es keine eigene KP - hatte 
schon im vergangenen Jahr in ihrem 
„rotes Papier“ genannten Gegenpam¬ 
phlet der Ja-Bewegung für schotti¬ 
schen Kapitalismus eine Absage er¬ 
teilt. Nicht zur Freude von Teilen der 
radikalen Linken übrigens. Diese ver¬ 
wechselten wie so oft und überall In¬ 
ternationalismus mit Nationalismus, 
konnten den Unterschied zwischen 
nationaler Befreiung und Nationalis¬ 
mus nicht sehen und sprangen auf den 
Ja-Zug auf. 

Die britischen Kommunisten leh¬ 
nen eine „Unabhängigkeit unter Be¬ 
dingungen, die das schottische Groß¬ 
kapital diktiert“ ab und verweisen auf 
die aus nationalistischem Separatis¬ 
mus resultierende „Schwächung der 
Kraft der Arbeiterklasse in den Nati¬ 
onen der britischen Inseln und damit 
verbunden ein Stärkung der Staats¬ 
maschinerie sowohl in Schottland als 
auch in England“. 

Hermann Glaser-Baur 


dersprochen versichern, der Verzicht 
auf das Mehrzweckkampfflugzeug be¬ 
einträchtige nicht „die Sicherung der 
Verteidigung Italiens“. Forderungen, so 
von der Linkspartei SEL und aus der 
Friedensbewegung, auf den Kauf aller 
90 F-35 zu verzichten, fanden keine Zu¬ 
stimmung. Das wurde damit begründet, 
dass das Vorhaben mit Lockheed Mar¬ 
tin noch ausgehandelt werden müsse, 
um, wie „La Repubblica“ betonte, Kon¬ 
ventionalstrafen zu verhindern. 

Gegner der Rüstungseinschrän¬ 
kung befürchten, das werde dem in 
den letzten Jahren zurückgegangenen 
Einfluss der einst kampfstarken Frie¬ 
densbewegung des Landes wieder Auf¬ 
trieb verschaffen. Ihre Stimmen hatten, 
wie Wahlbeobachter meinten, einen 
beträchtlichen Anteil am EU-Wahl¬ 
sieg der PD (fast 42 Prozent) im Mai 
dieses Jahres. Dass Renzi jetzt diesen 
Wählerschichten seinen Dank abstat¬ 
tet, dürfte jedoch am eigentlichen Ziel 
Vorbeigehen. Für den Regierungschef 
steht die Beschaffung von Geldern für 
den wirtschaftlichen Aufschwung im 
Vordergrund. Denn bis 2017 will er das 
BIP auf zwei Prozent drücken. Ange¬ 
sichts der latenten Gefahr vorzeitiger 
Neuwahlen dürfte der knallhart kal¬ 
kulierende und pragmatisch handeln¬ 
de Renzi aber durchaus darauf bedacht 
sein, dieses Stimmenreservoir nicht zu 
verprellen. Gerhard Feldbauer 



Italien will Militärausgaben senken 

Verzicht auf milliardenschwere Tarnkappenjets F-35 von Lockheed Martin 
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Spannungen zwischen Krimtataren 
und Russen auf der Krim 

Einige Führer der Krimtataren spielen ein gefährliches Spiel 


I n den letzten Wochen mehren sich 
politische Spannungen in den Be¬ 
ziehungen zwischen Teilen der krim¬ 
tatarischen Minderheit und der russi¬ 
schen Mehrheitsbevölkerung auf der 
Krim. Ausgangspunkt dafür war der 
Aufruf von Führern der Krimtataren an 
den krimtatarischen Bevölkerungsteil, 
die Regionalwahlen auf der Halbinsel 
am 14. September zu boykottieren. In 
der Folge ist es an einigen Punkten zu 
Zusammenstößen gekommen. Die Be¬ 
hörden der Krim reagierten mit Durch¬ 
suchungen von Räumen der Metschlis 
(Einrichtung zur Vertretung der krim¬ 
tatarischen muslimischen Minderheit) 
oder gar mit deren Schließung. 

Das wirft die Frage auf, wer und 
was steht hinter den Protesten? In der 
Nachbarschaft muss man nicht lan¬ 
ge suchen. Sind einige krimtatarische 
Führer doch eng mit dem Putsch-Re¬ 
gime in Kiew verbunden oder haben es 
sogar vorgezogen, dort ihre Zelte auf¬ 
zuschlagen. Allerdings dürften nach 
allen Erfahrungen mit den „bunten 
Revolutionen“ auch die dafür zustän¬ 
digen Einrichtungen in den USA und 
den EU-Staaten nicht nur Zuschauer 
sein. Dafür stehen die Bezeichnungen 
solcher auf der Krim aktiver Organisa¬ 
tionen wie „Gesellschaft für bedrohte 
Völker“, „Stiftung Krim“, „Krim SOS“, 
„Crimian News Agency“ u.a. 

Die Krim-Behörden erklären, dass 
es bei den Maßnahmen gegen den 
Metschlis darum gehe, dass dieser sich 
nach den nunmehr auf der Krim gel¬ 
tenden russischen Bestimmungen als 
gesellschaftliche Organisation regis¬ 
trieren lassen und Auskunft über die 
Herkunft seiner Finanzen geben müs¬ 
se, dies jedoch verweigere. Bei der 
Durchsetzung dieser Bestimmung mag 
es Übertreibungen gegeben haben. Um 
„Repressionen“, wie in westlichen Me¬ 
dien behauptet wird, handelt es sich je¬ 
doch nicht. Andernfalls müssten auch 
die Anforderungen über die Zulassung 
und den Nachweis ihrer Finanzquellen 
an politische Parteien, Vereine und Stif¬ 


tungen in vielen westlichen Ländern als 
Repressionen bezeichnet werden. 

Wenn die Aktivitäten bestimmter 
krimtatarischer Führer bei nicht we¬ 
nigen Krimtataren auf einen günsti¬ 
gen Boden fallen, so spielen dabei si¬ 
cher die noch immer nicht vernarbten 
Wunden, die ihnen bzw. ihren Eltern 
und Großeltern durch den Kollektiv¬ 
vorwurf einer Kollaboration mit den 
faschistischen deutschen Besatzern 
während des zweiten Weltkrieges und 
die damit begründete Vertreibung aus 
ihrer Heimat zugefügt wurden, keine 
geringe Rolle. 1944 wurden 180 000 bis 
190 000 Krimtataren deportiert, der 
größte Teil nach Usbekistan. Eine 
Massenrückkehr setzte erst Ende der 
1980er bis Anfang der 1990er Jahre ein. 

Dabei war der kollektive Vor¬ 
wurf der Kollaboration unbegründet. 
Über die krimtatarischen Einheiten 
im Dienst der Besatzer gibt es unter¬ 
schiedliche Angaben. Auf Wikipedia ist 
unter Berufung auf Isabelle Kreindler 
von etwa 15 000 bis 20 000 Mann in den 
sogenannten Einheiten des „Selbst¬ 
schutzes“ die Rede, Karl Heinz Roth 
und Jan-Peter Abraham nennen die 
Zahl von 7 900 direkten militärischen 
tatarischen Kollaborateuren, die an der 
Partisanenbekämpfung bzw. am Kampf 
gegen die Rote Armee mit deutschen 
Waffen gemeinsam mit deutschen Ein¬ 
heiten und in deutschen Uniformen 
ohne Rangabzeichen beteiligt waren. 
Wahrscheinlich muss davon ausgegan¬ 
gen werden, dass diese Zahl in der von 
Wikipedia enthalten ist. 

Zur gleichen Zeit kämpften jedoch 
rund 1 000 Krimtataren in den Reihen 
der etwa 10 000 sowjetischen Partisa¬ 
nen auf der Krim und 20 000 in der Ro¬ 
ten Armee. Acht Krimtataren wurden 
mit dem Titel Held der Sowjetunion 
ausgezeichnet, einem krimtatarischen 
Piloten - Amet-Chan-Sultan - wurde 
diese Auszeichnung sogar zweimal ver¬ 
liehen. {Siehe Wikipedia. Quelle: Isabel¬ 
le Kreindler: The Soviet Deportated Na- 
tionalites, Soviet Studies. Vol 38, 3. July 


1986, S. 391, sowie Karl Heinz Roth/ 
Jan-Peter Abraham: Reemtsma auf der 
Krim, Edition Nautilus Verlag Lutz 
Schulenburg, 2011, S. 214-236) 

Eine wichtige Rolle für die Reha¬ 
bilitierung der Deportierten spielte 
die Deklaration des Obersten Sowjets 
der UdSSR aus dem Jahr 1989: „Über 
die Anerkennung der Repressionsak¬ 
te gegen die Völker, die ausgesiedelt 
wurden, als rechtswidrig und verbre¬ 


cherisch“. 1991 wurden die Gesetze 
„Über die Rehabilitierung von Opfern 
politischer Repressionen“ und „Über 
die Rehabilitierung der unterdrückten 
Völker“ verabschiedet. Nach der Wie¬ 


dervereinigung der Krim mit Russland 
hat Präsident Putin nun ein Dekret 
zur vollständigen Rehabilitierung der 
Krimtataren unterzeichnet. Rehabi¬ 
litiert werden sollen auch die auf der 
Krim lebenden Armenier, Deutsche 
und Griechen sowie die anderen Op¬ 
fer der Deportationen. 

Für die bis heute anhaltenden Span¬ 
nungen zwischen den Krimtataren und 
der Mehrheitsbevölkerung auf der 


Krim haben auch die ungünstigen Be¬ 
dingungen beigetragen unter denen die 
Rückkehr der Krimtataren stattfand. 
Sie fiel in die Zeit der Zerschlagung 
der UdSSR und die folgenden Jahre. 


Wie in allen Teilen der Sowjetunion 
bedeutete der Umbruch auch auf der 
Krim für die Masse der Bevölkerung 
den Absturz in tiefes soziales Elend. In 
dieser Situation wurden die Ankömm¬ 
linge nicht gerade mit offenen Armen 
aufgenommen. 

Im Unterschied zu den orthodox¬ 
christlichen Russen und Ukrainern sind 
die Krimtataren Muslime. Nach 1991 
hat auf der Krim eine stürmische Neu¬ 
belebung der Orthodoxie stattgefun¬ 
den. Orthodoxe Symbole wurden über 
die Halbinsel ausgebreitet, und das bis 
in die unmittelbare Nähe muslimischer 
heiliger Stätten. Krimtataren antwor¬ 
teten mit dem Umwerfen christlicher 
Symbole. Muslimische Gemeinden 
wurden gegenüber christlichen benach¬ 
teiligt. Das nutzten die Türkei, Saudi- 
Arabien, die Vereinigten Arabischen 
Emirate und die Diaspora. Mit Geldern 
von dort wurden viele neue Gottes¬ 
häuser der Krimtataren errichtet. Die 
finanzielle Unterstützung aus dem Aus¬ 
land bewirkte natürlich Einfluss seitens 
von dort kommender Missionare. Und 
der war kaum auf das friedliche Mitein¬ 
ander der Religionsgemeinschaften ge¬ 
richtet. Vor diesem Hintergrund waren 
krimtatarische Führer empfänglich für 
Ideen des neuen politischen Islam aus 
diesen Ländern. 

All das zeigte sich auch in der ak¬ 
tuellen Situation des Kampfes um die 
Wiedervereinigung der Krim mit Russ¬ 
land. Krimtatarische Führer hatten zu 
Protesten und zum Boykott des Refe¬ 
rendums am 18. März aufgerufen. Sie 
forderten den Verbleib der Krim in der 
Ukraine und forderten von der Türkei 
und anderen Ländern Unterstützung. 
Den Krimtataren haben sie damit ei¬ 
nen schlechten Dienst erwiesen. Es ist 
zu hoffen, dass sich die russische Füh¬ 
rung dadurch nicht von ihrem Kurs 
der vollständigen Rehabilitierung der 
Krimtataren und notwendiger Maß¬ 
nahmen zur Verbesserung der sozialen 
Situation für alle Nationalitäten auf der 
Krim abbringen lässt. Willi Gerns 



Ziegenhirten bei Bachtschyssaraj: Die Idylle trügt, denn in den letzten Wochen 
mehren sich politische Spannungen zwischen Teilen der krimtatarischen 
Minderheit und der russischen Mehrheitsbevölkerung 


Zum Tod von Hans Lebrecht 


Im sprichwörtlich biblischen Alter von 99 Jah¬ 
ren ist kürzlich der aus Deutschland stammende 
israelische Kommunist Hans Lebrecht verstor¬ 
ben. Er war viele Jahre lang Israel-Korrespon¬ 
dent und Autor der UZ. Seine Schwägerin (die 
Schwester seiner Frau Tosca) ist die Sängerin 
Esther Bejerano, deren Auftritte auf den jüngs¬ 
ten UZ-Pressefesten für alle, die sie erlebt ha¬ 
ben, unvergesslich bleiben. 

Hans Lebrecht wurde 1915 in Ulm geboren. 
Aus bürgerlich-liberalem jüdischem Elternhaus 
stammend, wurde er 1934 von den Nazis vom 
weiteren Schulbesuch ausgeschlossen. Er be¬ 
gann eine Lehre als Maschinenschlosser und 
bekam dabei Kontakt zu Mitgliedern der illega¬ 
len KPD. Er beteiligte sich an von der KPD ini¬ 
tiierten antifaschistischen Widerstandsaktionen 
und half unter anderem bei der illegalen Aus¬ 
schleusung von politisch und rassisch Verfolg¬ 
ten aus Deutschland. Als 1938 ein Haftbefehl 
gegen ihn erlassen wurde und die Gestapo nach 
ihm fahndete, gelang es ihm entsprechend dem 
Rat und Beschluss seiner Freunde, Deutschland 
zu verlassen. Wie seine Freundin und spätere 
langjährige Lebensgefährtin Tosca flüchtete er 
als „Tourist“ in den Teil des damaligen briti¬ 
schen Mandatsgebiets Palästina, aus dem 1948 
der Staat Israel wurde. Er lebte und arbeitete 
dort zunächst ohne Aufenthaltserlaubnis. 1940 
wurde er von der britischen Mandatspolizei we¬ 
gen „illegaler Einwanderung“ und Tätigkeit für 
die KP Palästinas verhaftet. 

Nach der Gründung des Staates Israel wur¬ 
de Hans Lebrecht als Soldat der israelischen 
Armee im ersten israelisch-arabischen Krieg 
(1948/49) verwundet. Ein Offizier drohte ihm 
mit dem Standgericht, weil er als Fahrer eines 
Wassertank-Lkws der Armee Wasser an Durst 
leidende palästinensische Flüchtlinge ausgeben 
wollte. Hans Lebrecht schloss sich der 1948 aus 


der Vereinigung 
von jüdischen und 
palästinensischen 
Kommunisten ent¬ 
standenen KP Isra¬ 
els an. Er betätigte 
sich als aktiver Ge¬ 
werkschafter und 
wurde Betriebs¬ 
ratsvorsitzender 
in einem Textil¬ 
betrieb. In dieser 
Eigenschaft war 
er maßgeblich an 
mehreren Streik¬ 
kämpfen beteiligt. 

Vor und nach 
der Gründung des 
Staates Israels setz¬ 
te sich Hans Leb¬ 
recht stets für die 
Zusammenarbeit 
von arabischen und 
jüdischen Arbei¬ 
tern und Angestell¬ 
ten im Geist der 
Gemeinsamkeit ih¬ 
rer Interessen, der 
Solidarität und des 
Internationalismus ein. Er engagierte sich für den 
gemeinsamen Aufbau eines demokratischen Ge¬ 
meinwesens in Palästina, das das friedliche Zusam¬ 
menleben aller dort lebenden Menschen, frei von 
Rassismus und Klassenherrschaft, gewährleisten 
sollte. 

Als Mitglied der Kommunistischen Partei Is¬ 
raels und später ihres Zentralkomitees arbeitete 
Hans Lebrecht ab 1953 als Journalist und Israel- 
Korrespondent für mehrere kommunistische Zei¬ 
tungen, darunter die französische „THumanite“ das 


SED-Zentralorgan 
„Neues Deutsch¬ 
land“ und nach 1969 
auch die von der 
DKP in der Bun¬ 
desrepublik neu 
herausgegebene 
„UZ“. Seine Beiträ¬ 
ge zur Nahostkrise 
und zum Verhältnis 
zwischen Israel und 
den Palästinensern 
gehörten zu den 
„Highlights“ in der 
UZ. Mehrere Jah¬ 
re war er zugleich 
Mitarbeiter und 
Sekretär der kom¬ 
munistischen Par¬ 
lamentsfraktion in 
der Knesseth. 1978 
wurde er erneut 
verhaftet, diesmal 
von der israelischen 
Staatsmacht wegen 
angeblicher „Spio¬ 
nage“ für die Paläs¬ 
tinensische Befrei¬ 
ungsorganisation 
(PLO). Der gegen ihn angestrengte Prozess endete 
jedoch dank einer weltweiten Solidaritätskampag¬ 
ne mit einem Freispruch. 

Hans Lebrecht blieb seiner kommunistischen 
Überzeugung treu, auch wenn sich nach 1989 
politische Meinungsverschiedenheiten mit der 
damaligen Führung der KP Israels ergaben. So¬ 
lange es seine Gesundheit zuließ, setzte er seine 
journalistische Tätigkeit bis über das Jahr 2000 
hinaus fort. Seine Berichte und Artikel erschie¬ 
nen nun auch in der „jungen Welt“. 


Hans Lebrecht war zweiter Vorsitzender des 
israelischen Verbandes der antifaschistischen 
Widerstandskämpfer und Naziopfer und Mit¬ 
glied des Generalrats des internationalen Ver¬ 
bandes der antifaschistischen Widerstandskämp¬ 
fer FIR. In Ulm trägt die Schule für Kranke am 
Universitätsklinikum, die in den Abteilungen 
Kinder- und Jugendpsychiatrie Unterricht am 
Krankenbett erteilt, heute seinen Namen. 

Zu seiner Grundhaltung schrieb Hans Leb¬ 
recht im Vorwort zu einem Buch „Die Paläs¬ 
tinenser - Geschichte und Gegenwart“, das er 
1982 beim Verlag Marxistische Blätter GmbH 
in Frankfurt am Main veröffentlichte, folgende 
heute noch immer aktuelle Sätze: 

„Wir, meine Lebensgefährtin Tosca und ich, 
erkannten sehr bald, dass hier in Palästina ein 
Unrecht an dem arabischen Palästinenservolk 
geschah, das von seinem Boden verdrängt und 
seiner Rechte beraubt werden sollte. Sobald 
wir der Wahrheit ins Auge blickten und sie er¬ 
kannten, setzten wir unsere ganze Kraft dafür 
ein, als Juden und Internationalisten dem ara¬ 
bischen Palästinenservolk solidarisch zur Seite 
zu stehen. Dazu gehörte - und gehört noch heu¬ 
te - unsere jüdischen Mitbürger davon zu über¬ 
zeugen, dass auch ihre Zukunft und die Zukunft 
des israelischen Staates von der Einstellung der 
Verdrängung und Vertreibung der Palästinen¬ 
ser von ihrem Boden abhängt, davon, dass dem 
Unrecht ein Ende gesetzt werde. Und wenn ich 
erwähne, dass ich nach Palästina kam, um den 
Klauen der Nazimörder zu entgehen, so will ich 
mich gleichzeitig von dem schändlichen Schind¬ 
ludertreiben der zionistischen Propaganda mit 
den Millionen Opfern der Nazihölle grundsätz¬ 
lich distanzieren. Die sechs Millionen von den 
Nazis umgebrachten Juden können niemals das 
an dem palästinensischen Volk verübte Unrecht 
entschuldigen.“ Georg Polikeit 
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Kolumne / Interview 


unsere zeit m 


Gastkolumne von Georg Fülberth 

Die Messe 


Als der evangelische König Hein¬ 
rich von Navarra (1553-1610) die 
Gelegenheit erhielt, König von ganz 
Frankreich zu werden (er hieß da¬ 
nach Heinrich IV., Henri Quatre), 
musste er vor¬ 
her zum katho¬ 
lischen Glauben 
übertreten. Er 
ließ sich auf den 
Deal ein. Seine 
Anhänger leg¬ 
ten ihm danach 
die Begründung 
in den Mund: 

„Paris ist eine 
Messe wert.“ 

In Thüringen ha¬ 
ben SPD, Grüne 
und Linkspartei 
eine Erklärung 
unterschrie¬ 
ben, wonach die 
DDR ein Unrechtsstaat gewesen 
sei. 

Daran ist richtig, dass jeder Staat 
ein Unrechtsstaat ist. So steht es bei 
Marx, Engels und Lenin: Es han¬ 
delt sich um eine politische, juristi¬ 
sche und militärische Organisation 
zwecks Niederhaltung der unter¬ 
worfenen Klassen. Sie hat nicht den 
Zweck, Letzteren Gerechtigkeit 
widerfahren zu lassen, wenngleich 
das häuüg behauptet wird. Das gilt 
selbst dort, wo die unterworfenen 
Klassen nicht nur mit Polizei und 
Geheimdiensten traktiert, sondern 
auch mit sozialstaatlichen Gratifi¬ 
kationen versehen werden. Das ist 
eine Sache der Zweckmäßigkeit, 
nicht der Gerechtigkeit. 

Es gibt Unterschiede: Ein fa¬ 
schistischer Unrechtsstaat ist eine 
fürchterliche Sache, welcher der 
Unrechtsstaat einer liberalen De¬ 
mokratie vorzuziehen ist. 

Allerdings kann man auch sa¬ 
gen, jeder Staat sei ein Rechtsstaat. 
Die Unterdrückung erfolgt zumin¬ 
dest auf Dauer nicht willkürlich, 


sondern nach Recht und Gesetz. 
Die DDR zum Beispiel, die sich als 
Diktatur des Proletariats missver¬ 
stand, wies eine besonders hohe Re¬ 
gelungsdichte auf. 


Dass „Die Linke“, als sie die Deut¬ 
sche Demokratische Republik als 
Unrechtsregime verteufelte, auf 
solche etwas genaueren Überlegun¬ 
gen keinen Wert legte, sollte man ihr 
nicht verübeln, denn sie ist weder 
eine wissenschaftliche Einrichtung 
noch eine kommunistische Partei, 
sondern sie hat sich in Thüringen 
zum einzigen Zweck gesetzt, den 
Ministerpräsidenten zu stellen. Er¬ 
furt ist zwar nicht Paris, aber offen¬ 
bar einen Lippendienst wert. Ob ihr 
und dem Land Thüringen das Ma¬ 
növer gut tun wird, braucht diejeni¬ 
gen nicht zu interessieren, die weder 
dieser Partei angehören noch diese 
Gegend bewohnen. 

Insofern empfiehlt sich Gelassen¬ 
heit. Für die wahrheitsgemäße Be¬ 
schreibung historischer Tatsachen 
und für die Gestaltung gesellschaft¬ 
licher Verhältnisse ist es nämlich 
völlig gleichgültig, was die Links¬ 
partei über die DDR denkt und ob 
Bodo Ramelow Ministerpräsident 
von Thüringen wird oder nicht. 



Auf Kotau verzichten 

Offener Brief an den Landesvorstand und die 
Landtagsfraktion der Thüringer LINKEN 


Der großartige Wahlerfolg der Thü¬ 
ringer LINKEN ist nicht zuletzt - 
organisatorisch und ünanziell - Ge¬ 
nossinnen und Genossen zu verdan¬ 
ken, die nach dem vom deutschen 
Imperialismus entfachten grauen¬ 
haften II. Weltkrieg mit Überzeu¬ 
gung für eine nicht vom Kapital do¬ 
minierte Gesellschaft in der DDR 
gearbeitet haben. 

Nun sollen sie akzeptieren, dass sie 
nützliche Idioten in einer Art ille¬ 
gitimen Bananenrepublik gewe¬ 
sen sind. Was anders ist unter der 
nachfolgenden, durch und durch de- 
nunziatorischen Beschreibung der 
DDR zu verstehen, die in die Prä¬ 
ambel des Koalitionsvertrages auf¬ 
genommen werden soll? 

„Weil durch unfreie Wahlen be¬ 
reits die strukturelle demokrati¬ 
sche Legitimation staatlichen Han¬ 
delns fehlte. Weil jedes Recht und 
jede Gerechtigkeit in der DDR ein 
Ende haben konnte, wenn es einer 
der kleinen oder großen Mächtigen 


so wollte. Weil jedes Recht und Ge¬ 
rechtigkeit für diejenigen verloren 
waren, die sich nicht systemkonform 
verhielten, war die DDR in der Kon¬ 
sequenz ein Unrechtsstaat.“ 

Dies ist keine Kritik an der DDR, 
sondern die diffamierende Absage 
an die Legitimität ihrer Existenz von 
Anbeginn. Ein solcher Umgang mit 
unserer Geschichte ist eine demüti¬ 
gende Zumutung nicht nur für Thü¬ 
ringer LINKS-Partei-Mitglieder. Er 
ist gleichermaßen demütigend für 
ungezählte Wählerinnen und Wäh¬ 
ler unserer Partei. Noch ist es Zeit, 
von dieser Art des Umgangs mit der 
Geschichte Abstand zu nehmen und 
sich auf das Parteiprogramm der 
LINKEN zu besinnen. 

Wir erwarten vom Thüringer Lan¬ 
desvorstand und von der Landtags¬ 
fraktion der LINKEN, auf den für 
den Koalitionsvertrag geplanten Ko¬ 
tau zu verzichten. 

Bundessprecherrat und Landesspre¬ 
cherrat Thüringen der KPF 


Bei anderen gelesen: 


Unter der Überschrift „Bigotte Ges¬ 
te“ schrieb ND-Redakteur Uwe Kal¬ 
be am 25. September auf Seite 1 im 
„Neuen Deutschland“ unter ande¬ 
rem: 

„... für Bodo Ramelow und die 
LINKE handelt es sich um eine 
Unterwerfungsgeste, die ihnen nie¬ 
mand zugetraut hatte - auch wenn 
man schon 2009 einmal soweit war. 


... Das Problem ist, dass die DDR 
kein Unrechtsstaat war, obwohl es 
Unrecht gab und nicht zuletzt staat¬ 
liches und sich Regierungsfähigkeit 
den Menschen auch im Umgang mit 
der Wahrheit zeigt. Vor allem aber 
bedient die Thüringer LINKE alle 
Vorurteile, was ihre Bereitschaft an¬ 
geht, Prinzipien der Macht zu op¬ 
fern. Ein schlechtes Omen.“ 



Karikatur: Bernd Bücking 


„Die Mieten werden weiter steigen“ 

Die Mietpreisbremse, das Lieblingsprojekt der Sozialdemokraten, 
wird Gesetz • Interview mit Siw Mammitzsch 


UZ: Mit der Mietpreisbremse wird nun 
ein lange angekündigtes Lieblingspro¬ 
jekt der SPD zum Gesetz. Das ist doch 
ein schöner Erfolg der Mieterverbän¬ 
de - zumindest nach dem Gezeter der 
Grundeigentümer zu urteilen. Sollte die 
Mietpreisbremse tatsächlich ein wirksa¬ 
mes Instrument geworden sein? 

Siw Mammitzsch: Bei der ersten Dis¬ 
kussionswelle zur sogenannten Miet¬ 
preisbremse gab es bereits einen 
hellen Aufschrei der Wohnungswirt¬ 
schaft, die nun über ihre Lobbyarbeit 
die Mietpreisbremse aufgeweicht hat. 
Ergebnis ist unter anderem, dass Neu¬ 
bauten ausgenommen sind. 

Zur Mietpreisbremse muss man 
darüber hinaus wissen, dass sie nicht 
flächendeckend eingeführt wird. Wir 
im Ruhrgebiet werden zum Beispiel 
davon ausgenommen sein. Vorgesehen 
ist, dass die Bundesländer eine „Ge- 
bietskulisse“ anhand von Gutachten 
erstellen lassen und wo dann eine „an¬ 
gespannte“ Lage am Wohnungsmarkt 
festgestellt wird, dort soll die Miet¬ 
preisbremse dann greifen. Die Sorge 
der Wohnungswirtschaft um ihre Pro¬ 
fite ist leider unbegründet. 

UZ: Aber in Berlin, München, Ham¬ 
burg, Düsseldorf usw., wo der Woh¬ 
nungsmarkt „angespannt“ ist, wird die 
Mietpreisbremse dann doch wirksam. 

Siw Mammitzsch: Für Neubauten wird 
sie nicht gelten und auch bei Moder¬ 
nisierungsmaßnahmen wird es wei¬ 
terhin hohe Mietsteigerungen geben. 
Wo sie eingeführt wird, greift sie dann 
bei einfachen Neu Vermietungen ohne 
Modernisierung. 

Hier bleibt allerdings das Problem, 
dass der massive Anstieg der Mieten 
dort, wo die Mietpreisbremse einge¬ 
führt wird, bereits stattgefunden hat. 
Darüber hinaus ist die Bindung an 
den Mietpreisspiegel überaus prob¬ 
lematisch. Eine Vermietung ist dann 
zu einem Preis erlaubt, der 10 Prozent 
über dem Mietpreisspiegel hegen darf. 

Dieser Mietpreisspiegel berück¬ 
sichtigt jedoch nur die Neuverträ- 
ge der letzten vier Jahre, nicht die 
wesentlich niedriger hegenden Be¬ 
standsmieten. Entsprechend hoch ist 
die Ausgangsgröße, von der dann nach 
oben abgewichen werden darf. Grund¬ 
sätzlich werden die Mieten also weiter 
steigen. 

UZ: Aber auch in Sachen Mietpreis¬ 
spiegel wurde doch vom zuständigen 
Minister Heiko Maas Besserung ange¬ 
kündigt ... 

Siw Mammitzsch: Wie es nunmal so 
ist, erst einmal wird geprüft. Mieter¬ 
verbände kritisieren die Art der Erhe¬ 
bung von Mietpreisspiegeln seit Jah¬ 
ren und selbstverständlich erwarten 


Siw Mammitzsch 





Kein Kind 
in Armut 



Siw Mammitzsch ist Geschäftsführe¬ 
rin der Mietergemeinschaft Essen e.V. 


wir, dass hier endlich konkrete Ver¬ 
besserungen vorgenommen werden. 
Das Problem hegt darin, dass zwar ver¬ 
mehrt die sogenannten qualifizierten 
Mietpreisspiegel zugrundegelegt wer¬ 
den sollen, diese sich aber im Unter¬ 
schied zum „einfachen“ Mietpreisspie¬ 
gel lediglich in der besseren Methodik 
und in der Menge der zur Erstellung 
erhobenen Daten voneinander un¬ 
terscheiden. Aus Sicht der Mieter ist 
der eigentliche Haken an der Erhe¬ 
bung die Nichtberücksichtigung der 
Bestandsmieten. Ob da wirklich kon¬ 
krete Besserungen umgesetzt werden, 
müssen wir genau im Auge behalten. 

UZ: Du hast bereits die Frage der Mo¬ 
dernisierung von Wohnungen als Preis¬ 
treiber angesprochen. Auch Moderni¬ 
sierungen sind ja bei der Mietpreis¬ 
bremse berücksichtigt. 

Siw Mammitzsch: Ja, die Mietsteige¬ 
rung durch Modernisierung sinkt von 
11 Prozent der Gesamtkosten, die auf 
die Jahresmiete draufgeschlagen wer¬ 
den dürfen, auf sagenhafte 10 Prozent. 
Das ist nun wirklich Augenwischerei. 
Die Verdrängung von Altmietern, die 
durch Wohnungsmodernisierungen in 
den Städten derzeit läuft, wird davon 
überhaupt nicht berührt, die Steige¬ 
rungen bleiben auch nach der Absen¬ 
kung um das eine Prozent nach Mo¬ 
dernisierung unbezahlbar für die meis¬ 
ten Altmieter. 

Auf der anderen Seite hat der Ver¬ 
mieter die Modernisierungskosten 
nach zehn oder elf Jahren komplett re¬ 
finanziert, erhebt die gestiegene Mie¬ 
te aber auch nach zehn Jahren unver¬ 
mindert weiter, ab da heißt es: Das ist 
reiner Gewinn. 

Die Mieterverbände fordern da¬ 
gegen Warmmietenneutralität. Das 
heißt, was durch die Modernisierung 
an tatsächlichen Energiekosten ein¬ 


gespart wird, darf auf die Kaltmiete 
draufgeschlagen werden, mehr nicht. 

UZ: Sehr emotional besetzt ist für Woh¬ 
nungssuchende die Frage der Maklerge¬ 
bühren ... 

Siw Mammitzsch: ... ebenfalls eine 
uralte Forderung, die Maklerkosten 
endlich den Vermietern aufs Auge zu 
drücken, schließlich nehmen sie diese 
Dienstleistung in Anspruch. Aber auch 
hier wird es den Versuch geben, die 
Kosten auf die Mieter umzulegen. Wir 
werden abwarten müssen, ob nicht hier 
und da in den Abrechnungen entspre¬ 
chend versteckte Posten auftauchen. 

UZ: Klingt so, als wenn sich Heiko 
Maas seine Mietpreisbremse auch hätte 
sparen können. 

Siw Mammitzsch: Nun, tatsächlich ist 
es so, dass die eigentlichen Probleme 
des Wohnungsmarktes nicht angepackt 
werden. In einem besonders üblen Be¬ 
reich greift die Mietpreisbremse aber: 
Derzeit gibt es Fälle, wo Altmieter in 
attraktiven Wohngegenden regelrecht 
rausgeekelt werden, um die Neuver¬ 
mietung dann zu einer sehr viel höhe¬ 
ren Miete zu realisieren, ohne an der 
Wohnung etwas zu verändern. Dies 
wird in den dann als „angespannt“ ein¬ 
gestuften regionalen Wohnungsmärk¬ 
ten so nicht mehr möglich sein. 

Aber es stimmt ebenso: Die soziale 
Verdrängung geht weiter und das In¬ 
strument der Erstellung einer durch 
Gutachten gestützten Gebietskulis- 
se, die dann fünf Jahre gültig sein soll, 
greift viel zu langsam und auch erst 
dann, wenn das Kind bereits in den 
Brunnen gefallen ist. 

Es gibt einfach zu wenig bezahlba¬ 
ren Wohnraum, besonders in den Städ¬ 
ten. Dieses Problem lässt sich durch 
Marktregulierung nur lindern, lösen 
lässt es sich so nicht. Wir brauchen eine 
massive Ausweitung des Sozialen Woh¬ 
nungsbaus, und: Die zeitliche Begren¬ 
zung des Sozialen Wohnungsbaus wie 
sie heute existiert, muss aufgehoben 
werden. Das heißt, wir müssen mehr 
und mehr Wohnraum dem Wohnungs¬ 
markt faktisch entziehen, um eine dau¬ 
erhafte Verbesserung zu gewährleisten. 

Eine weitere wirksame Maßnah¬ 
me ist, bei Neubauprojekten festzule¬ 
gen: mindestens 30 Prozent eines jeden 
Wohnungsbauprojektes sind für den 
Sozialen Wohnungsbau vorzusehen. 

Aber das ganz grundsätzliche Pro¬ 
blem ist doch: Grund und Boden sind 
endlich, wenn sie einmal verkauft 
werden, sind sie „weg“. Die öffentli¬ 
che Hand muss in letzter Konsequenz 
als erstes mal den sofortigen Stopp 
von Grundstücksverkäufen verfügen. 
Grund und Boden gehören nicht in Pri¬ 
vateigentum. 

Das Gespräch führte Lars Mörking 
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Aufstehen oder 
Sitzenbleiben? 

20 ooo Kolleginnen und Kollegen am Samstag beim Aktionstag der 
IG-Metall-Jugend, 300 SDAJ-Mitglieder, Gewerkschaftsjugendliche 
und DIDF-Mitglieder am Sonntag auf dem Jugendkongress der 
SDAJ. Die DKP und die UZ waren dabei. 




Es fotografierten: Andrea H., Lukas C., Olaf Peters und Tom Brenner 


„Es braucht solche Veranstaltungen, 
bei denen die inhaltlichen Diskussio¬ 
nen geführt werden. Die Demonstrati¬ 
on gestern war ein starkes Zeichen der 
IG Metall: Wir schaffen es, über 20 000 
Kolleginnen und Kollegen auf die Stra¬ 
ße zu bringen. Sowas brauchen wir, 
sonst können wir uns die Tagesschau 
abschminken. Aber ein Aktionstag 
„Revolution Bildung“ hat natürlich an¬ 
dere Ansprüche als diese Veranstaltung 
hier. Ich hätte nichts dagegen gehabt, 
wenn die 20 000 Kollegen, die gestern 
auf dem Aktionstag waren, heute auch 
alle hier gewesen wären, oder wenn ihr 
den Jugendkongress in der Lanxess- 
Arena gemacht hättet... 

Bei der Podiumsdiskussion hat man 
gemerkt, dass das, was die DGB-Ge- 
werkschaften vertreten und was von 
der SDAJ kommt, nicht immer eins zu 
eins zusammenpasst. Mit der Forderung 
nach einer gesetzlichen Mindestausbil¬ 
dungsvergütung von 1 200 Euro netto 
stimmen wir nicht überein. In der Ge- 
werkschaftsjugend hat gerade ein Dis¬ 
kussionsprozess zur existenzsichernden 
Mindestausbildungsvergütung begon¬ 
nen und wir sind gewillt, zu einer ein¬ 
heitlichen Position aller acht Mitglieds¬ 
gewerkschaften zu kommen. 

Es ist gut, seine Positionen auf Ver¬ 
anstaltungen wie diesen mit anderen 
Jugendverbänden abzugleichen. Und 
zwischen den einzelnen Punkten des 
SDAJ-Ausbildungsgesetzes und den 
Forderungen der DGB-Jugend 


gibt es ja auch Schnittmengen - wenn 
es um ausreichend Ausbildungsplätze 
und gegen Schmalspurausbildungen 
geht. Wir streiten für die unbefristete 
Übernahme, auch die steht ja im Aus¬ 
bildungsgesetz.“ 

Andre Schönewolf ist politischer Refe¬ 
rent beim DGB-Bundesvorstand, Ab¬ 
teilung Jugend und Jugendpolitik. Auf 
dem Jugendkongress der SDAJ bot er 
einen Workshop an und beteiligte sich 
an der Podiumsdiskussion. 



„Der Interessengegensatz 
muss wieder eine größere Rol¬ 
le in der gewerkschaftlichen 
Bildungsarbeit spielen.“ Die 
„Outings“ der SDAJ zeigen: 
Der Klassengegensatz äußert 
sich an jedem Arbeitsplatz. 



R jmüon 


„Eine Wiedereinstellungsgarantie wäre klasse.Wenn die Leute nach der Weiterbildung auf der Straße hocken, 
war das nicht unbedingt förderlich.“ Die IG-Metall-Jugend fordert tarifliche und gesetzliche Regelungen. 






»«äfär 


„Wenn ich keine Chance habe, mich weiterzubilden, dann werde ich abgekoppelt.“ Azubis | 
I testierten gemeinsam mit Studierenden - denn alle haben ein Recht auf Bildung. 



:: * 


„Man konnte gut in Diskussionen einsteigen - viele haben 
uns gefragt, warum wir mit SDAJ-Fahnen da sind.“ Die SDAJ 
hat den Aktionstag schon in der Mobilisierung unterstützt. 
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Theorie und Geschichte 
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Marx 1 „Kapital“: Seine Frau Jenny 

Eine Biografie und die Briefe geben Zeugnis vom Leben der leidenschaftlichen Sozialistin 



„Es ist keine Übertreibung, wenn ich sage, ohne Jenny von Westphalen hätte Karl Marx niemals der 
sein können, der er war. Beide passten vollkommen zusammen und ergänzten sich. Von außerordent¬ 
licher Schönheit, welche die Bewunderung Heines, Herweghs und Lassalles erregte, voll glänzender 
Begabung und Witz ragte Jenny von Westphalen aus Tausenden hervor.“ 

Eleanor Marx-Aveling, 1895 


M it etwas Verspätung hat der Karl Dietz 
Verlag Berlin eine Biografie und Briefe 
von Jenny von Westfalen, der Ehefrau 
und Kampfgefährtin von Karl Marx, zu ihrem 
200. Geburtstag am 12. Februar 2014 herausge¬ 
bracht. Die Lebensbeschreibung stammt von An¬ 
gelika Limmroth, die Briefe hat die Autorin mit 
Rolf Hecker zusammengestellt. Sowohl die Ge¬ 
staltung des Lebens der „mutigen, starken Frau 
des 19. Jahrhunderts“ als auch die sorgfältig aus¬ 
gewählten 329 Briefe und schriftlicher Nachlass 
würdigen eindrucksvoll den Jahrestag. 

In der Biografie wird dem Leser eine eigenwil¬ 
lige und engagierte, kluge und gebildete Frau von 
außergewöhnlicher Schönheit vor Augen geführt, 
die in einer zum Beamtenadel gehörenden Familie 
mit gehobenem Lebensstandard und gesellschaft¬ 
lichem Ansehen aufgewachsen, sich für das ent¬ 
behrungsreiche Leben an der Seite eines revolu¬ 
tionären Mannes der Wissenschaft entschied, der 
nicht nur von der Gesellschaft abgelehnt wurde, 
sondern - ausgenommen ihr Vater Ludwig von 
Westfalen - auch von ihrer Familie. 

Rolf Becker, Ökonom und Marx-Engels-For¬ 
scher, Bearbeiter von MEGA- und MEW-Bänden, 
hat zur Geschichte des „Kapitals“ publiziert, „Fa¬ 
milie Marx privat“ und „Karl Marx is my father“ 
geschrieben. Auch Angelika Limmroth hat be¬ 
reits zwei biografische Skizzen über Jenny Marx 
geschrieben. Nun greift sie in die Vollen, hat die 
Fachliteratur durchforstet, gewichtige Archive 
ausgewertet und aus umfangreichen Darstellun¬ 
gen der Familiengeschichte geschöpft, deren Wie¬ 
dergabe manchmal fast zur Überfülle wird, was 
aber tiefergehende Rechercheure als Fundgrube 
von Quellen zu schätzen wissen werden. Der Le¬ 
ser erfährt, dass Jenny von Westfalen, als „Ballkö¬ 
nigin“ der Trierer Gesellschaft Aufsehen erregte, 
bevor sie ihren Karl kennenlernte, schon einmal 
verlobt war und auch ehe sie die persönliche Be¬ 
kanntschaft von Friedrich Engels machte, Sym¬ 
pathisantin des „Jungen Deutschland“ war, dem 
der engste Freund von Marx unter dem Namen 
Friedrich Oswald angehörte. 

Mit leidenschaftlicher Teilnahme 

Mit Leidenschaft und großem Verständnis nimmt 
Jenny an den gewaltigen Arbeiten und Kämpfen 
ihres Mannes teil. Die Niederlagen in den Re¬ 
volutionen 1848/49 zwingen beide, Deutschland 
zu verlassen. Mehrjährigen Aufenthalten in Pa¬ 
ris und Brüssel folgen dreißig Jahre in London, 
wo sie nie heimisch wird. Gemeinsam mit Marx 
bewältigt Jenny das von Geldsorgen, Auswei¬ 
sungen und Anfeindungen belastete Exilleben. 
In bitterster Armut bringt sie sieben Kinder zur 
Welt, von denen nur drei Töchter das Erwachse¬ 
nenalter erreichen. Sie schrieb die schwierigen 
Manuskripte ihres Mannes ab, korrespondier¬ 
te in seinem Namen mit Joseph Weydemeyer, 
Louis Kugelmann und anderen internationalen 
Partnern, führte Verhandlungen mit seinen Ver¬ 
legern, besuchte für ihn politische Versammlun¬ 
gen. Sie wird zur engagierten Sozialistin der eu¬ 
ropäischen Arbeiterbewegung und aktiven Mit¬ 
streiterin des Theoretikers und Begründers ihrer 
wissenschaftlichen Weltanschauung, der auf ihr 
Urteil stets großen Wert legte. „Ohne Jenny von 
Westfalen“, bekannte ihre Tochter Eleanor Marx- 
Aveling, „hätte Karl Marx niemals der sein kön¬ 
nen, der er war. Beide passten vollkommen zu¬ 
sammen und ergänzten sich.“ Und über die Mut¬ 
ter: „Von außerordentlicher Schönheit, (...) voll 
glänzender Begabung und Witz, ragte Jenny aus 
Tausenden hervor.“ 

Mit Marx Krisen gemeistert 

Angelika Limmroth verheimlicht nicht, dass 
diese großartige Frau mit Karl Marx Krisen er¬ 
lebte und meisterte, darunter auch 1851 die Ge¬ 
burt seines außerehelichen Sohnes, den er mit 
der „herbhübschen Lenchen“ der Haushälterin 
und Freundin der Familie, hatte. Dass diese für 
Marx „menschliche Katastrophe“ zu seinen Leb¬ 
zeiten verschwiegen wurde, war, wie Limmroth 
schreibt, der Tatsache geschuldet, dass das „Was¬ 
ser auf die Mühlen seiner Widersacher gewesen“ 
wäre. Engels übernahm die Vaterschaft und der 
Junge wurde auch nach ihm Frederick genannt. 
„Auch Jenny habe „um die lauernde Häme der 
politischen und gesellschaftlichen Gegner“ ihres 
Mannes gewusst, und dass sie bei ihm blieb, zeige 
„ihre Größe, ihre Weitsicht, ihre politische Über¬ 
zeugung und vor allem ihre enge Beziehung zu 
Marx“. Völlig anders stellt sich die Frage, warum 
diese Krise in Marx-Biografien früherer sozialis¬ 
tischer Länder, darunter auch in der DDR, ver¬ 
schwiegen wurde, obwohl gerade diese menschli¬ 
che Schwäche den großen Klassiker der revoluti¬ 
onären Lehre ihn seinen Anhängern noch näher 
gebracht hätte. Angelika Limmroth gelingt es 


jedenfalls hier wie an anderen Stellen - so auch 
dem beinahe Zerwürfnis zwischen Marx und En¬ 
gels nach dem Tod der adligen Sozialistin und 
langjährigen Lebensgefährtin des Generals, Mary 
Burns, - das in einfühlsamer und verständlicher 
Weise darzulegen. Gerade diese eingefügten Epi¬ 
soden machen die Biographie noch lesenswerter. 


Marx 1 Kapital war seine Frau Jenny 

Der Verlag gibt der Biografie auf den Weg: 
Karl Marx 4 wissenschaftliches Hauptwerk ist 
„Das Kapital“. Sein eigenes Kapital war seine 
Frau Jenny. Mit der Biographie erscheint ein 
umfangreicher Briefband: 329 Briefe, darunter 
100 Erstveröffentlichungen, Briefentwürfe und 


-fragmente, Denksprüche, finanzielle und erb¬ 
schaftsrechtliche Aufstellungen. Darunter befin¬ 
den sich neben Briefen von und an Karl Marx 
und Friedrich Engels als Absender und Empfän¬ 
ger die bereits erwähnten Joseph Weydemeyer 
und Louis Kugelmann, Ferdinand Freiligrath, 
Ferdinand Lassalle, Emma Herwegh, Heinrich 
Heine, Karl Schapper, Johann Philipp Becker, 
Wilhelm Liebknecht, um die wichtigsten Part¬ 
ner zu nennen. 

Nicht alle von Jenny Marx geschriebenen 
bzw. an sie gerichteten Briefe konnten erfasst 
werden, da die Töchter Eleanor Marx-Aveling 
und Laura Lafargue nach dem Tod ihrer El¬ 
tern Briefe, die sie wegen privater Äußerungen 
oder auch unverblümter Charakterisierung von 
Freunden und Bekannten, aussortiert und ver¬ 
nichtet haben. Auch Engels habe eine Menge 
Briefe, die sich auf ihn bezogen, verbrannt. Wie 
zu vermuten dürften sich darunter auch die Brie¬ 
fe befunden haben, die sich auf Marx 4 uneheli¬ 
chen Sohn bezogen. Die Briefe von Jenny an ih¬ 
ren Ehemann und zwölf von ihm an seine Frau 
drücken eine tiefe und leidenschaftliche Liebe 
zueinander und die beiderseitige Unterstützung 
in den oft so außerordentlich schwierigen Le¬ 
bensverhältnissen aus. Der Briefwechsel zwi¬ 
schen Jenny Marx und ihren Töchtern zeigt ein 
vertrautes Verhältnis, in dem sich die Mutter bzw. 
Großmutter um die Entwicklung der Kinder und 
Enkel zu selbstbewussten Persönlichkeiten sorgt. 

Friedrich Engels hielt am Grab von Jenny 
Marx eine flammende Rede, die „Der Sozialde¬ 
mokrat“ drei Tage später veröffentlichte: „Was 
eine solche Frau, mit so scharfem und so kriti¬ 
schem Verstand, mit einem politisch so sicherem 
Takt, mit solch einer leidenschaftlichen Energie, 
solch großer Kraft der Hingabe, in der revolutio¬ 
nären Bewegung geleistet hat, das hat sich nicht 
an die Öffentlichkeit vorgedrängt, ist niemals in 
den Spalten der Presse erwähnt worden. Was sie 
getan hat, wissen nur die, die mit ihr gelebt ha¬ 
ben.“ 

★ 

Mit der Biografie und den Briefen ist dem Karl 
Dietz Verlag in Berlin eine eindrucksvolle Pub¬ 
likation im Paket gelungen, die Jenny Marx 4 Le¬ 
ben einem breiten Leserkreis zugänglich macht 
und darüber hinaus für die, die über dem Werk 
von Marx und der Frau an seiner Seite forschen, 
eine Fundgrube des Wissens sein wird. 

Gerhard Feldbauer 

Rolf Hecker/Angelika Limmroth (Hg): Jenny Marx. 
Die Briefe. 608 S. Angelika Limmroth: Jenny Marx. 
Die Biographie. 303 S. Karl Dietz Verlag, Berlin 2014. 
Buchpaket: ISBN 978-3-320-022298-3). 


Der bescheidene Held des Widerstands 

Der Kommunist Karl Wagner überlebte das KZ Dachau 
und konnte hunderten von Häftlingen das Leben retten 


Es gibt Unmengen von guten Berichten über 
den antifaschistischen Widerstand. Was kann hier 
noch hinzugefügt werden? Diese persönlichen 
Zeilen als Zeuge eines Zeugen schreibe 
ich als 74-Jähriger in dieser Form erst¬ 
mals nieder. Sein 31. Todestag am 8. Ok¬ 
tober gab mir den Anstoß. 

Als ich Karl 1971 als Studierender 
zum ersten Mal sah, lernte ich etwas völ¬ 
lig Überraschendes kennen, eine hel¬ 
denhafte, kluge, dialektisch handelnde 
Persönlichkeit verbunden mit einer aus¬ 
drucksstarken menschlichen Bescheiden¬ 
heit. Ich hatte bis dahin das exakte Ge¬ 
genteil in den verschiedensten Varianten 
kennengelernt und war ein antiautoritä¬ 
rer Antimilitarist. Ein halbes Jahr nach 
Abschluss meines naturwissenschaft¬ 
lichen Studiums zog es mich täglich zu 
Karl und Hilde Wagner, einer starken Fa¬ 
milie. Karls unglaublich wirksamer Wi¬ 
derstand in Dachau, anfangs als Maurer¬ 
kapo bei der Hinauszögerung des Baus 
der Baracke X (Vergasungsanlage), spä¬ 
ter im KZ-Außenlager München-Allach 
(BMW-Rüstungsproduktion) als Lager¬ 
kapo mit seiner Weigerung, einen sowjetischen 
Häftling zu schlagen, bestand in der Überlegung 
SS-Funktionen anzunehmen, diese aber gleich¬ 
zeitig durch äußerst mutige und pfiffige Aktio¬ 
nen dafür zu benutzen, die SS-Leute gegeneinan¬ 
der auszuspielen, diese aber gleichzeitig in dem 
Glauben zu lassen, dass er für Ordnung sorgt. Ge¬ 
nau deswegen war er von Lagerleiter Zill nach 


Allach abkommandiert worden. Warum Karl 
überlebte und der Befehlsgeber zum Schlagen, 
der SS-Mörder Jarolin, 1945 hingerichtet wurde 

und viele Details 
aus Karls Wider¬ 
standsleben hat 
Hilde Wagner in 
dem wunderba¬ 
ren Geschichts¬ 
werk „Der Kapo 
der Kretiner“ 
(Pahl-Rugen- 
stein-Verlag) 
niedergeschrie¬ 
ben. 

Die vielen 
über 11-jährigen 
Diskussionen 
vor allem mit 
Karl haben mei¬ 
nen Lebensweg 
vollständig ge¬ 
ändert. Parallel 
zu meiner wis¬ 
senschaftlichen 
Arbeit habe ich 
mich in die kritische Gewerkschafts- und Be¬ 
triebsratsarbeit des Kernforschungszentrums 
Karlsruhe eingebracht und wurde dort im Jahr 
nach Karls Tod als Betriebsrats Vorsitzender ge¬ 
wählt und konnte diese Nicht-Comanagement- 
Funktion 21 Jahre lang verteidigen. Selbst in den 
schlimmsten Zeiten, in denen es z.B. um den or¬ 
ganisierten aber erfolglosen Rücktritt des Be¬ 


triebsrats mit dem Vorsitzenden Schulze ging, 
hatte ich immer den Eindruck, dass die massivs¬ 
ten Anstrengungen ein Staubkorn auf Karls Fuß 
sind. Er stand immer mit einem Bein im Tod und 
hatte sehr viel Glück zu überleben, trotz seines 
unbändigen Widerstands. 

Einige wissen, dass ich mich in meinem Un¬ 
ruhestand seit 2005 weiter um Demokratie und 
Frieden auch außerhalb des Zentrums (heute 
KIT Campus Nord) kümmere. Obwohl diese 
Zivilklausel-Arbeit immer anstrengender und 
belastender wird, sie ist ein Staubkorn ... 

Besonders für die jüngeren Leserinnen zwei 
Schlussgedanken. Bitte studiert auch bei ausweg¬ 
los erscheinenden Situationen, wie Karl Wagner 
existentielle Probleme gemeistert hat. Das haben 
auch andere getan. Und es gibt sogar heute Profs, 
die an ihrer Hochschule eine Zivilklausel fordern 
wie Gregor Lang-Wojtasik an der PH Weingar¬ 
ten, der den angehenden Lehrerinnen den Weg 
des Frieden vermitteln möchte. 

Und der zweite Gedanke, über den ich auf¬ 
grund von Karls Beispiel immer wieder nachge¬ 
dacht habe. War es ein Zufall, dass Karl so be¬ 
scheiden war? Nein. Alle Menschen, die in ihrem 
Fach oder in ihrer gesellschaftlichen Tätigkeit tief 
in ihre Materie eindringen und kreative Lösun¬ 
gen suchen, entwickeln Respekt vor der unend¬ 
lichen Schönheit und Vielfalt der Natur und des 
Lebens der Menschen untereinander. Dieser 
Respekt erzeugt Bescheidenheit. Das Gegenteil 
kann man gegenwärtig leider immer häufiger be¬ 
obachten. 

Dietrich Schulze 
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Die Entdeckung einer Unverbesserlichen 

Der Bayerwald-Dichterin Emerenz Meier zum Rosten Geburtstag 


Diese Hurrapatrioten und geräucherten Bücklinge! 
0 diese verpfafften Bayern! 

Wann wird in dieses Land einmal die Sonne 
hineinscheinen dürfen? 





(über die Bayern) 



Z ugegeben: Emerenz Meier ist eine 
Unbekannte, eine lange Zeit Ver¬ 
gessene. Die literarische Hinter¬ 
lassenschaft ist, gemessen an Druckauf¬ 
lagen und Werken, nicht allzu umfang¬ 
reich. Ihr Geburtshaus in Schiefweg bei 
Waldkirchen im Bayerischen Wald, einst 
als Dorfwirtshaus der Mittelpunkt der 
kleinen Gemeinde, stand 1995 vor dem 
Verfall und schien unrettbar verloren. 
Es war vorhersehbar, dass sich Emerenz 
Meiers Spuren, wie das so vieler hoff¬ 
nungsvoller junger Literaten, im Nebel 
der Vergessenheit verlieren würden. Wa¬ 
rum also ausgerechnet an Emerenz Mei¬ 
er erinnern? Geschichte verläuft jedoch 
selten linear. 

Die Entdeckung 

der Emerenz Meier,Teil I: 

Nur wenige erkannten zu ihren Lebzei¬ 
ten ihr großes schriftstellerisches Poten¬ 
tial. Der Passauer Arzt und Schriftstel¬ 
ler Hans Carossa etwa, mit dem sie eine 
innige Freundschaft verband. Nach der 
Veröffentlichung ihrer ersten Gedichte 
und Erzählungen war sie für eine kurze 
Zeit, über ihre bayerische Heimat hinaus, 
ein Star der Literaturszene. Ihre erzähle¬ 
rische Qualität ist der eines Oskar Maria 
Graf oder einer Lena Christ vergleich¬ 
bar. 1897 wird ihr einziges Buch „Aus 
dem bayerischen Wald“ veröffentlicht. 

Emerenz Meier, Literarisches: 

Als Jugendliche beginnt sie, zunächst 
gegen den heftigen Widerstand des Va¬ 
ters, mit dem Schreiben von kleineren 


Gedichten und Geschichten aus dem 
Dorfalltag. 

1893 wird ihre erste Erzählung in 
der Donau-Zeitung „Ein lustiges Weib“ 
veröffentlicht, Emerenz ist da gerade 
mal 22 Jahre alt. Ein starker Text, dem 
später weitere folgen sollten, etwa „Der 
Bua“ eine Erzählung über das Schick¬ 
sal eines jungen Mädchens, das ein un¬ 
eheliches Kind zur Welt bringt. Es sind 
Geschichten voller Melancholie und 
Anteilnahme, aber auch packend und 
originell in den Charakteren dargestellt. 
Die Benachteiligten und Ausgegrenz¬ 
ten der dörflichen Gemeinschaft haben 
es ihr angetan, etwa die Tochter eines 
Bauern, deren Liebe aufgrund der all¬ 
täglichen Diskriminierungen die sie als 
Behinderte erfährt, tragisch scheitert 
(„Der Lumpenvater“). In ihrem erzäh¬ 
lerischen Werk ist sie zwischen Natura¬ 
lismus und kritischer Heimatkunst zu 
verorten, In „Bayerische Schriftstelle¬ 
rinnen - Ein Lesebuch“ wird anerken¬ 
nend konstatiert, dass Emerenz Mei¬ 
er mit ihrem Werk „...zur Vorläuferin 
der literarischen Moderne“ wird. Ihre 
Poesie, teilweise in Mundart geschrie¬ 
ben, überrascht durch Eindringlichkeit 
und Ausdruckskraft. Beinahe hymnisch 
wirkt ihre Naturlyrik, mit der sie ihre 
tiefe Verbundenheit zur Natur und ih¬ 
rer Heimat zum Ausdruck bringt: „... 
Ich bin des freien Waldes freies Kind... “ 
Die politischen Gedichte der Emerenz 
Meier haben es in sich, ebenso scharf 
greift sie die Benachteiligung von Frau¬ 
en auf: 


Die Entdeckung 

der Emerenz Meier,Teil II: 

Viele einzelne Mosaiksteine lassen un¬ 
ser heutiges Bild von Emerenz Meier 
Gestalt annehmen: Heimatkundler wie 
Paul Praxi, Hans Göttler u.a. forschen 
zum Teil über Jahrzehnte und publizie¬ 
ren ihre Erkenntnisse. Ein Theaterstück 
über Emerenz Meiers bewegtes Leben 
sorgt in den 8oer Jahren für Aufmerk¬ 
samkeit. Die Verfilmung ihrer Kind¬ 
heit durch Jo Baier 1988 gehört dazu. 
In ihrer Heimatgemeinde Schiefweg 
schließen sich in den 90ern engagierte 
Menschen im „Emerenz-Meier-Haus- 
Verein e.V.“ zusammen und können 
das Geburtshaus der Dichterin quasi 
in letzter Minute vor dem Verfall be¬ 
wahren. Künstler, wie die Gruppe „Bai¬ 
risch Diatonischer Jodel-Wahnsinn“, 
vertonen Gedichte von ihr. Während 
eines Konzertes begegnet auch der Au¬ 
tor dieses Artikels erstmalig der Lyri¬ 
kerin Emerenz Meier. Das herzzerrei¬ 
ßende „Wödaschwüln“ ein Gedicht von 
EM, kongenial durch Monika Drasch 
gesanglich interpretiert und auf grün 
gestrichener Geige begleitet, blieb im 
Gedächtnis und regte zu Nachforschun¬ 
gen an. 

Emerenz Meier, Biographisches: 

Sie wird am 3. Oktober 1874 in Schief¬ 
weg bei Waldkirchen im Bayerischen 
Wald geboren. Ihre Eltern sind Wirts¬ 
leute und Bauern, sie selbst muss als 
Kind ihre Eltern bei der harten Arbeit 
unterstützen. Auffällig bereits in früher 
Jugend sind zwei Eigenschaften: Ihre 
große Wissbegier, die sie dazu bringt, 
bereits im Alter von etwa 10 Jahren 
Werke von Goethe, Schiller, Heine, 
Dante und Homer zu lesen. Und: Sie 
findet sich nicht mit den bestehenden 
Zuständen ab, rebelliert gegen die 
Zwänge, die von der dörflichen Ge¬ 
meinschaft eines 300-Seelen-Dorfes 
im bayerischen Wald auferlegt werden. 
Früh erkennt sie soziale Ungerechtig¬ 
keiten und opponiert gegen sie, auch 


Völkermord in Gaza 

Aktions-Kunst auf der Fete de l‘Humanite 2014 in Courneuve/Paris 


Im „vilage du monde“ der ausländi¬ 
schen Parteien und Assoziationen - 
blutige Hände von Großen und Klei¬ 
nen auf die Leinwand gedrückt als 
Mahnung und Protest gegen den Völ¬ 


kermord, die vielen Toten und Ver¬ 
letzten in Gaza - mit kurzen anteil¬ 
nehmenden Kommentaren in blauer 
Farbe versehen. 

In der Bücher-Halle „Nino Simo¬ 
ne“ zwischen Ständen von Verlagen, 
die Autoren sitzen nebeneinander an 
den Wänden aufgereiht und diskutie¬ 


ren mit Besuchern, ein nackter Mann, 
umhüllt von durchsichtigen Gaze in 
einem Drahtkäfig steht für das von 
Israel eingesperrte Gaza 

Das wohl am meisten von den 500 


000 Besuchern fotografierte Motiv: 
„diese Schweine“. Direkt vom Grill 
ausgestellt auf der Fest-Straße „An¬ 
gela Davis“: der französische Präsi¬ 
dent Francois Hollande, sein Premi¬ 
erminister Manuel Valls und Finanz¬ 
minister Michel Sapin. Auch Moslems 
hatten hier nichts auszusetzen am 


Protest gegen die Unterstützung der 
israelischen Besatzungspolitik und 
das jahrzehntelange unrechtmäßige 
„land-grabbing“ von palästinensi¬ 
schem Boden. 

Eine Wand mit Quadraten aus 
Karton - Menschen. Einzelne kip¬ 
pen aus dem Rahmen, ihre Schatten 
verbleiben. Schlösser hegen auf dem 
auf dem Boden liegenden Körper, 
auf alle, dem Volk von Palestina - ein 
Mahnmal gegen die Zerstörung durch 
das israelische Militär. 

Marie Rauzy, ein angespann¬ 
tes Lächeln für den Fotografen, hat 
sich mit vier Künstlern zur Gruppe 
„#18“ zusammengetan. Sie gestalten 
les „soirees dessinees“ Malabende, 
zusammen mit Meltdown Paris. Der 
nächste Abend zum Beispiel mit dem 
Thema Videospiele mit Computerde- 
signing und Werkstatt fürs Publikum. 
Auf der Fete de V Humanite bemalen 
sie eine Wand in der Halle Nino Si¬ 
mone an der Feststraße Henri Krasz- 
cki, jede/r im eigenen Stil, ein eigenes 
Motiv, aber mit einem gemeinsamen 
Thema: Freiheit für Gaza. Die an¬ 
wesenden Betrachter verfolgen den 
Fortschritt und mischen sich ein. 

L’Humanite hat zur Solidari¬ 
tät mit Gaza eine Sondernummer 
herausgebracht. Sie war auch viele 
die 5 Euro wert, selbst wenn sie des 
Französischen wenig mächtig waren. 
Nicht nur, weil 2 Euro an die Hilfs¬ 
organisation „Secour populaire“ für 
die Kinder von Gaza abgezweigt wer¬ 
den, sondern auch weil die 25 ganz¬ 
seitigen farbigen Plakate eine für alle 
verständliche, deutliche Sprache spre¬ 
chen. Georges Hallermayer 

(redaktionell gekürzt) 



wenn sie dabei selbst Nachteile in Kauf 
nehmen muss. 

Vom Schreiben kann sie nicht le¬ 
ben, der Bauernhof wirft nicht genug 
ab. Mit dem von ihr übernommenen 
Gasthaus in Passau, als Künstlerknei¬ 
pe geplant, hat sie keinen Erfolg. Die 
verarmte Familie entschließt sich zur 
Auswanderung nach Amerika, wie 
Tausende andere Bayerwäldler auch. 
Der Vater, bereits 68 Jahre alt, reist 
mit den Schwestern voraus, Emerenz 
und ihre Mutter folgen 1906 nach Chi¬ 
cago nach. Sie muss ihren Unterhalt zu¬ 


Praxl durchforstet bisher unbeachte¬ 
te Briefe von ihr aus dem Stadtarchiv 
von Waldkirchen. Im Mai dieses Jah¬ 
res veröffentlicht Friedemann Fegert 
„Emerenz Meier in Chicago“ und bei¬ 
de weisen sie auf bisher kaum beach¬ 
tete (oder auch verdrängte?) Seiten 
der Emerenz Meier hin: Ihre bereits 
in Schiefweg erkennbar sozialkritische 
Haltung ist tiefer gehender als bisher 
bekannt und sie radikalisiert sich in der 
Emigration weiter. In den 58 erhalten 
gebliebenen Briefen aus Chicago äu¬ 
ßert Emerenz Meier sehr eindeutige 



nächst als Fabrikarbeiterin verdienen, 
zum Dichten bleibt da kaum Zeit. Erst 
1919 nimmt sie den Kontakt zu ihrer 
Freundin Auguste Unertl aus Wald¬ 
kirchen wieder auf. Im Nachlass fin¬ 
den sich 58 Briefe, die Aufschluss über 
ihre politische Haltung und über die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen in 
den USA geben. 

Emerenz Meier stirbt nach schweren 
Krankheiten in Armut, im Alter von nur 
53 Jahren in Chicago. 

Die Entdeckung 

der Emerenz Meier,Teil III: 

Seit etwa zwei Jahrzehnten ist Eme¬ 
renz Meier als „Heimatdichterin“ 
aus dem Bayerischen Wald dem Ver¬ 
gessen entrissen. Die Mittelschule in 
Waldkirchen trägt ihren Namen, In 
Passau steht am Donauufer eine Büs¬ 
te von ihr. Und doch ist dies nicht die 
ganze Emerenz: Der Archivar Paul 


pazifistische Positionen und outet sich 
als Kommunistin. Randolph Oechslein 

Literaturhinweise: 

Hans Göttler: „... des freien Waldes frei¬ 
es Kind.“ Ein Emerenz-Meier-Lesebuch. 
Grafenau 2008 

Emerenz Meier: Gesammelte Werke. 
Hrsgg. v. Hans Göttler. 2 Bde. Morsak, 
Grafenau 1991 

Friedemann Fegert: Emerenz Meier in 
Chicago, Edition Lichtland, 2014 
Paul Praxi: „Ich bin fürchterlich radikal 
gesinnt“ Die unbekannte Emerenz Mei¬ 
er. Passau 2012 

Monika Drasch, Eva Sixt u.a.: Emerenz 
Meier-out of Heimat.Musikalische und 
literarische Lebensbilder zwischen Bay¬ 
ern und Amerika (Doppel-CD, 2005 
Link zum Emerenz-Meier-Haus-Verein, 
Gaststube und Museum in Schiefweg: 
http://www.born-in-schiefweg.de 
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Erklärung des Sekretariats des Parteivorstandes 

65 Jahre Gründung der DDR - 
Dämonisierung eines Ausbruchsversuchs 
aus dem Kapitalismus 


25 Jahre 


„Ein Gespenst geht um in Europa - 
das Gespenst des Kommunismus“ 
Fast 170 Jahre alt sind diese Worte aus 
dem „Kommunistischen Manifest“ - 
geschrieben von Karl Marx und Fried¬ 
rich Engels. „Alle Mächte des alten 
Europa haben sich zu einer heiligen 
Hetzjagd gegen dies Gespenst verbün¬ 
det ...“ so geht es weiter. 

Doch das „Gespenst“ war und ist 
nicht tot zu kriegen - weder durch Tot¬ 
schweigen, noch durch Totschießen. 
Viele haben es versucht: Der Preußen- 
Junker und Reichskanzler Graf Otto 
von Bismarck versuchte es gegenüber 
der damals noch revolutionären So¬ 
zialdemokratie mit Parteiverbot und 
Ausweisungen. Der „größte Führer 
aller Zeiten“ und Reichskanzler, A. 
Hitler, wollte das marxistische „Ge¬ 
spenst“ gleich ganz „mit Stumpf und 
Stiel ausrotten“. 

Nach 1945 versuchte es der nächste 
Kanzler, Konrad Adenauer, im kapi¬ 
talistischen Westen Deutschlands mit 
anderen - aber auch nicht neuen - 
Methoden: Erneutes Verbot der KPD 
(1956) und - schon 1951 - der Freien 
Deutschen Jugend (FDJ). Und als sei 
es noch immer nicht genug, versuchte 
es sein Nachfolger, der Sozialdemo¬ 
krat Willy Brandt, gegen die sich neu 
formierte Deutsche Kommunistische 
Partei - DKP. Wieder gab es tausende 
politische Prozesse und tausende Aus- 
bildungs- und Berufsverbote. 

Die Wut der deutschen Kapitalis¬ 
ten richtete sich nach 1945 aber vor al¬ 
lem gegen den antifaschistisch und so¬ 
zialistisch gewordenen kleineren und 
ärmeren Teil Deutschlands, die 1949 
gegründete Deutsche Demokratische 
Republik. 


„Alle Mächte des alten 
kapitalistischen Europa 
verschworen sich gegen diesen 
Ausbruch 


Ihre Wut galt einem Staat, der 
sich von den Vorstellungen von Marx 
und Engels, von den Erfahrungen des 
Kampfes der internationalen kommu¬ 
nistischen und Arbeiterbewegung und 
von dem Ziel des Aufbaus einer anti¬ 
kapitalistischen und antifaschistischen 
Alternative zur Herrschaft der Mono¬ 
pole und Banken, der Rüstungsbosse 
und Kriegsgewinnler orientierte. Letz¬ 
tere hatte die Hitlerpartei schon vor 
1933 finanziert. 

Diesen Staat versuchten die Ver¬ 
treter der alten kapitalistischen und 
imperialistischen Ordnung zu sabotie¬ 
ren und von der Landkarte auszura¬ 
dieren. „Alle Mächte“ des alten kapi¬ 
talistischen Europa verschworen sich 
gegen diesen Ausbruch. Sie versuchten 
das wirtschaftlich schwächere antifa¬ 
schistische und sozialistische Deutsch¬ 
land ökonomisch zu boykottieren, po¬ 
litisch zu isolieren und schließlich auch 
zu strangulieren. 

40 Jahre gelang es ihnen nicht. 

An der Seite der DDR standen 
nicht die Milliardäre und Multimilli¬ 
onäre der Wallstreet, der amerikani¬ 
schen Riesenkonzerne und der Groß¬ 
banken. Die militärisch siegreiche, 
aber völlig ausgelaugte und am Rande 
ihrer Existenz stehende Sowjetunion 
musste sich in den ersten Nachkriegs¬ 
jahren um des eigenen Überlebens we¬ 
gen von der DDR wenigstens einen 
Teil der von Nazi-Deutschland verur¬ 
sachten Kriegsschäden erstatten las¬ 
sen. Der reiche Westen Deutschlands 
zahlte nicht eine müde Mark. 

Die BRD wurde stattdessen zum 
„Schaufenster des Westens“ ausge¬ 
baut. Sie erhielt über den sogenannten 
„Marshallplan“ der USA eine enorme 
Aufbauhilfe im Umfang 1,413 Mrd. 
Dollar. Damit bekam Westdeutsch¬ 
land nach Frankreich und Großbritan¬ 
nien die umfangreichste Wirtschafts¬ 


hilfe der europäischen Nachkriegs¬ 
staaten. 

Das Ziel der deutschen und der so¬ 
wjetischen Sozialisten und Kommunis¬ 
ten war ursprünglich, Deutschland als 
Ganzes zu erhalten und einen demo¬ 
kratischen Neubeginn und Wandel in 
ganz Deutschland ohne Faschisten, 
Kriegsgewinnler und Kapitalisten zu 
beginnen und ein wirkliches neues de¬ 
mokratisches und friedliches Deutsch¬ 
land zu erbauen. So sah es auch das 
„Potsdamer Abkommen“ der vier Sie¬ 
germächte von 1945 vor. 

Doch es kam anders: „Lieber das 
halbe Deutschland ganz, als das gan¬ 
ze halb“- nach dieser Adenauer-De¬ 
vise wurde Deutschland gespalten. 


Das sowjetische Angebot über einen 
Friedensvertrag mit einem demokrati¬ 
schen und antifaschistischen Deutsch¬ 
land wurde zu Gunsten der „Integrati¬ 
on“ in den kapitalistischen Westen und 
sein aggressives Militärbündnis, die 
NATO, abgeschmettert. Westdeutsch¬ 
land wurde vor allem unter der Regie 
der USA zum „Bollwerk“ des Anti¬ 
sowjetismus und Antikommunismus 
ausgebaut. 

Während Faschisten, Nazi-Generä¬ 
le, Nazi-Richter und Wehrwirtschafts¬ 
führer aller Führungsebenen schnell 
wieder Führungsspitzen im neuen 
westdeutschen Staat einnahmen, lief 
der Aufbau einer antifaschistischen 
und sozialistischen Alternative im Os¬ 
ten unter großen Anstrengungen an. 

Die Aufbaugeneration der DDR, 
das waren zumeist die politisch noch 
unerfahrenen Söhne und Töchter von 
Arbeitern und Bauern und nicht zur 
bürgerlichen Elite zählende Men¬ 
schen. Doch sie bauten einen antifa¬ 
schistischen Gegenentwurf zum kapi¬ 
talistischen Westen auf. 

Sie machten aus dem kleineren Teil 
Deutschlands ein zu den zehn größ¬ 
ten Industriestaaten der Welt zählen¬ 
des Land. Sie nahmen Kurs auf eine 
dauerhafte sozialistische Alternative 
zum Kapitalismus und sie schufen ei¬ 
nen international anerkannten Staat, 
dessen Außenpolitik von Internatio¬ 
nalismus und vom Kampf um Frieden 
gekennzeichnet war und der in vielen 
Ländern der Erde wegen seiner Soli¬ 
darität mit den um ihre nationale und 
politische Freiheit kämpfenden Völ¬ 
kern respektiert war. Die DDR bot 
vielen vom Faschismus und Imperia¬ 
lismus Verfolgten eine neue Heimstatt. 

Die DDR war kein Land in dem 
„Milch und Honig flössen“. Aber sie 
war der Beweis, dass die Werktätigen 
auch ohne die Kapitalisten zu Gro¬ 
ßem fähig sind. Sie bauten ein Land 
auf, in dem nicht nur die wichtigsten 
und elementaren Lebensbedingun¬ 


gen für die breiten Massen gesichert 
waren. Sie schufen ein international 
hochstehendes Bildungs-, Kultur- und 
Gesundheitssystem, das bis heute sei- 
nesggleichen sucht. 

Die DDR wurde ein Land, das für 
die werktätigen Frauen und Mütter 
eine Gleichberechtigung verwirklich¬ 
te, die bis heute Vorbild ist. Sie schufen 
einen Staat, in dem niemand Angst um 
eine warme und bezahlbare Wohnung 
und um seine berufliche und familiäre 
Zukunft haben musste. 

Die DDR wurde ein Land, in dem 
nicht die Interessen der Millionäre, 
sondern der Millionen den Maßstab 
für die Politik der Regierung setzten. 
Ein Land, das sich nicht an Kriegen 


gegen seine Nachbarn oder in fernen 
neokolonialistischen Kriegen betei¬ 
ligte, wie das nach 1990 das „neue“ 
Deutschland tut. 


„Es herrschten nicht mehr die 
Krupps, die Siemens, die Henkels, 
die Porsches, Ouandts und 
Piechs. Es waren die Müller und 
Krause, die Schulze und Schmidt 


Dies war kein „angebliches Ar¬ 
beiterparadies“, wie die antikommu¬ 
nistische Propaganda höhnisch und 
abwertend posaunte. Es gab keinen 
materiellen Überfluss. Dazu fehlte 
es sowohl an den ökonomischen Vor¬ 
aussetzungen, wie auch an den politi¬ 
schen Rahmenbedingungen. 

Manches blieb Mangelware und 
unvollendet. Manche demokratischen 
und zukunftsorientierten Impulse 
scheiterten nicht nur an „objektiven 
Bedingungen“. Doch die DDR hatte 
auch auf diesem Gebiet etwas vorzu¬ 
weisen, weshalb sie nach dem Willen 
der deutschen Kapitalisten und Im¬ 
perialisten wieder „verschwinden“ 
musste. 

Es gab nicht mehr das kapitalisti¬ 
sche Privateigentum an den großen 
Produktionsmitteln in der Industrie 
und es gab nicht mehr das frühere 
„ostelbische“ Junkertum mit seinem 
Großgrundbesitz. Die Betriebe waren 
in die Hände des Volkes übergegan¬ 
gen; sie waren „Volkseigene Betriebe“. 
Grund und Boden gehörten denen, 
die es bebauten - den landwirtschaft¬ 
lichen Genossenschaftlern. 

Die Staatsmacht - ausgeübt durch 
die Volkskammer im Bündnis der 
„Nationalen Front“ - lag nicht mehr 
bei den Millionären und Milliardären. 
Es herrschten nicht mehr die Krupps, 
die Siemens, die Henkels, die Porsches, 
Quandts und Piechs. Es waren die 
Müller und Krause, die Schulze und 


Schmidt. Die DDR war nach ihrem 
Selbstverständnis ein Land, in dem die 
Werktätigen die Macht in den Händen 
halten und ausüben sollten und nicht 
die Reichen. 

Weil die Kapitalisten enteignet und 
damit entmachtet waren, konnte eine 
neue antifaschistisch-demokratische 
Ordnung und eine Form der Staats¬ 
macht, die „Macht der Arbeiter und 
Bauern“, entstehen, die andere Maß¬ 
stäbe im Bereich der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik, der Bildung, der Justiz, 
der Kultur, der Beziehung zwischen 
den Geschlechtern und Generationen, 
der Außen- und Verteidigungspolitik 
entwickelte, als es im Kapitalismus 
möglich ist. 


Und was es nicht gab, das waren 
Millionen Dauerarbeitslose und um 
ihre Zukunft gebrachte „Mini-Job¬ 
ber“, Hartz-IV-Empfänger oder für 
immer ausgegrenzte „Prekarier“. 

Die DDR war deshalb ein Pfahl 
im Fleisch des deutschen Kapitalis¬ 
mus und Imperialismus. 

Das Ende der DDR lässt sich 
nicht auf einen einzigen Faktor zu¬ 
rückführen. Es gab innere wie äuße¬ 
re Ursachen, selbst verschuldete und 
vermeidbare, die mit der zunehmen¬ 
den Entfremdung zwischen der füh¬ 
renden Partei und dem Volk, dem Wi¬ 
derspruch zwischen propagierten Zie¬ 
len und erlebter Realität sowie ihrer 
Sprachlosigkeit gegenüber den Fragen 
und Unmutsbekundungen aus der Be¬ 
völkerung zusammenhingen. 

Die Arbeiterklasse und ihre Par¬ 
tei bildeten keine lebendige Einheit 
mehr, die Verbindung vor allem zwi¬ 
schen sozialistischem Staat und der 
Jugend war zerrissen. Die Partei der 
Arbeiterklasse verlor - auch durch 
eigene Fehler und Mängel - die po¬ 
litische und ideologische Hegemonie 
und die Handlungsfähigkeit. So ge¬ 
wannen Illusionen über eine Zukunft 
mit den sozialen Sicherheiten der 
DDR und dem Lebensstandard der 
BRD überhand. 

Bedingt durch ihren Autoritäts¬ 
verlust und den Kollaps der Staats¬ 
macht in den Krisenmonaten des 
Jahres 1989, die der Konterrevolution 
des November-Monats vorausgingen, 
handelte die Führung der SED kopf¬ 
los. Sie war außerstande mit den ge¬ 
eigneten politischen Methoden und 
auch den vorhandenen Machtmitteln 
die Errungenschaften von 40 Jahren 
revolutionären Aufbaus zu verteidi¬ 
gen. 

Hinzu kamen jedoch existentiel¬ 
le aber auch unvermeidbare Fakto¬ 
ren, die vor allem mit der besonderen 
Rolle der DDR als eines Vorposten 
des von der Sowjetunion dominierten 


Bündnisses der sozialistischen Länder 
in Europa zusammenhingen. 

Die DDR wurde nicht zuletzt Op¬ 
fer eines „Kuhhandels“ zwischen den 
beiden Vormachtstaaten des imperi¬ 
alistischen „Westens“ und des sozia¬ 
listischen „Ostens“ unter aktiver Be¬ 
teiligung des deutschen Kapitals und 
seiner politischen Vertreter. Es war 
die historische Schuld und der Verrat 
der damaligen sowjetischen Führung 
unter M. Gorbatschow, dass die DDR, 
wie auch die anderen sozialistischen 
Staaten in Europa und ihre Bündnis¬ 
se, in der Zeit ihrer Krise ein Bauern¬ 
opfer in dem globalen strategischen 
Schachspiel und dem Arrangement 
zwischen der selbst in die Krise gerate¬ 
nen Sowjetunion und den USA wurde. 


„Nimmt man die erneut 
einsetzende Medienkampagne 
aus Anlass des „Mauerfalls“ zum 
Maßstab, so ist die DDR lebendig 
wie vor 25 Jahren “ 


Und heute? Nimmt man die erneut 
einsetzende Medienkampagne aus 
Anlass des „Mauerfalls“ zum Maß¬ 
stab, so ist die DDR lebendig wie vor 
25 Jahren. Es ist trotz aller Versuche 
zur „Delegitimierung der DDR“ - so 
der damalige Justizminister Kinkel 
(FDP) - nicht gelungen, 40 Jahre So¬ 
zialismus auf deutschem Boden aus 
dem Gedächtnis auszuradieren. Man 
könnte fragen: „Wer redet noch von 
der FDP? Niemand! Von der DDR re¬ 
den sie alle!“ 

Die DKP hat nach 1990 oft ihre 
grundsätzliche Auffassung zu dem 
ersten sozialistischen Staat auf deut¬ 
schem Boden in Dokumenten und Be¬ 
schlüssen festgelegt. Wir stehen auch 
künftig zu unserer Auffassung, dass die 
DDR die größte Errungenschaft der 
revolutionären deutschen Arbeiterbe¬ 
wegung war. 

Wir sehen uns unter dem Eindruck 
der tiefsten ökonomischen Krise des 
Kapitalismus in den Jahren nach 2007 
und der verhängnisvollen Rolle, die 
der deutsche Kapitalismus und Im¬ 
perialismus bei der Entfachung und 
Verschärfung von politischen Krisen¬ 
herden und militärischen Konflikten 
derzeit spielt, in dieser Einschätzung 
bestätigt. 

Die Erinnerung an 40 Jahre DDR 
und ihren 65. Gründungstag sind für 
uns angesichts der bedrohlichen Lage 
in Osteuropa und im Nahen und Mitt¬ 
leren Osten ein zusätzlicher Grund, 
das antimilitaristische und antifa¬ 
schistische Vorbild und Vermächtnis 
der DDR wachzuhalten. 

Von deutschem Boden darf kei¬ 
ne militärische Bedrohung mehr für 
andere Völker ausgehen. Alle aktu¬ 
ellen Planungen für den Ausbau der 
militärischen Komponente der deut¬ 
schen Außenpolitik müssen sofort be¬ 
endet werden. Alle Bundeswehrsolda¬ 
ten sind von ihren Auslandseinsätzen 
zurückzubeordern. Die Bundesrepu¬ 
blik Deutschland muss aus der NATO, 
dem imperialistischen Militärpakt, 
ausscheiden. 

Alle DDR-Bürger, die wegen ihrer 
„besonderen Nähe zu Partei und Staat“ 
berufliche, juristische und politische 
Schikanen, Inhaftierung und andere 
materielle Nachteile (z.B. in der Alters¬ 
versorgung) erlitten und erleiden, sind 
zu rehabilitieren und in ihren sozialen 
Versorgungsansprüchen mit allen an¬ 
deren Bürgern gleichzustellen. 

Der 65. Jahrestag der Gründung der 
DDR erinnert uns an die Verpflichtung: 
„Nie wieder Faschismus, nie wieder 
Krieg!“ Und: „Die Zukunft heißt So¬ 
zialismus!“ 

Erklärung des Sekretariates des 

DKP-Parteivorstandes, 29. Sep¬ 
tember 2014 (mit Mehrheit) 
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Verbrechen und Verbrecher werden 
von Gauck & Co. weiter entlastet 


„Zukunftsfonds“ als Instrument der Geschichtsentsorgung - Breite Ablehnung in Griechenland 


„Pater Georgios hat dem Bundespräsi¬ 
denten aufmerksam zugehört. Er hält 
in Ligiades täglich die Predigt und ist 
dankbar für den Besuch und die Wor¬ 
te Gaucks: ,Wir wollen die Geschichte 
nicht vergessen, aber wir wollen nach 
vorne schauen’, so der Pater. Es sei bes¬ 
ser, einen neuen Weg einzuschlagen 
statt alte Wunden aufzureißen.“ So die 
Botschaft der Tagesschau am 7. März 
über den Besuch von Bundespräsi¬ 
dent Joachim Gauck in dem nordgrie¬ 
chischen Märtyrerort Lyngiadis. - Ver¬ 
geben, Verzeihen, alles ohne Haftung. 
Diese Linie, die auch die Linie von 
Bundespräsident Gauck ist, möchte die 
aktuelle Bundesregierung - wie alle an¬ 
deren zuvor auch - gerne in alle grie¬ 
chischen Köpfe einpflanzen. Und: Auch 
sie will sich damit auch aller materiellen 
Forderungen entledigen. 

Doch nicht alle denken so wie die 
beiden Kirchenmänner, nicht so wie die 
Hofschranzen des Kapitals aus CDU/ 
CSU von SPD und Grünen. Nach dem 
Ende der Gauckschen Rede rollten Zu¬ 
hörer Plakate und Banner aus. Sie riefen 
„Gerechtigkeit“. Panagotis Babuskas, 
der das Massaker in Lyngiades über¬ 
lebte, über Gauck: „Das sind nur Wor¬ 
te, sie bedeuten nichts.“ Er erwartete 
Gerechtigkeit und Wiedergutmachung. 
Die aber gibt es für die Griechen aus 
Deutschland - bislang - nicht. 

Das „Völkerrechtssubjekt deut¬ 
sches Reich’ (ist) nicht untergegangen 
und die Bundesrepublik Deutschland 
ist nicht sein Rechtsnachfolger, son¬ 
dern mit ihm als Völkerrechtssubjekt 
identisch.“ (Bundesverfassungsgericht 
36. S. 1,16). Anders formuliert: Deutsch¬ 
land kommt aus seiner juristischen Haut 
nicht heraus. Auch nicht aus der mit den 
braunen Flecken. 

Mit rechtlichen Mitteln sind die 
Griechen dem Unrecht, das ihnen durch 
die Nazis zugefügt wurde, bisher aller¬ 
dings nicht beigekommen. Seit 60 Jah¬ 
ren unterliegen sie immer wieder, wenn 
sie ihre berechtigten Forderungen ein- 
bringen. Die Bilanz ist katastrophal und 
geht bis in die unmittelbare Gegenwart, 
denn bei Gaucks Auftritt in Griechen¬ 
land kam es erneut zu einer Kontrover¬ 
se über Reparationszahlungen für deut¬ 
sche Verbrechen im Zweiten Weltkrieg. 
Der griechische Staatspräsident Karolos 
Papoulias forderte bei einem gemeinsa¬ 
men Presseauftritt mit Gauck, es müss- 



Das Ortseingangsschild von Floria im 
Bezirk Chania/Kreta. 


ten so schnell wie möglich Verhandlun¬ 
gen über Reparationen und die Rück¬ 
zahlung einer von den Nazis erhobenen 
Zwangsanleihe aufgenommen werden. 
„Griechenland hat diese Forderungen 
nie aufgegeben“, sagte Papoulias. Gauck: 
„Ich werde mich dazu nicht äußern. Und 
ganz gewiss nicht anders als meine Re¬ 
gierung.“ 

Griechenland ist nicht das einzige 
Land, in dem die deutsche Wehrmacht 
ganze Ortschaften auslöschte und ihre 
Bewohner mit Handgranaten, Maschi¬ 
nengewehren und Flammenwerfern er¬ 
mordete. Dazu gehören auch SantAnna 
di Stazzema in Italien, Oradour sur 
Glan in Frankreich, Lidice in Tschechi¬ 
en, Telaväg in Norwegen und unzählige 
Dörfer in der ehemaligen Sowjetuni¬ 
on. Größer, aber nicht weniger intensiv 
als bei den „martyred villages“ sind die 
Terrorangriffe auf die baskische Stadt 
Gernika (26. April 1937), auf Rotter¬ 
dam (14. Mai 1942) oder auf das Jüdi¬ 
sche Ghetto in Warschau (Mai 1943) 
verlaufen. 




Griechenland, Kreta, Kondomari.- Ermordung von griechischen Zivilisten (Männer) durch deutsche Fallschirmjäger 


In Griechenland geht es nicht nur 
um die verweigerte Entschädigung für 
diese Kriegsverbrechen. Es geht auch 
um die 1942 vom Deutschen Reich 
eingetriebene Zwangsanleihe über 
476 Millionen Reichsmark. 

Das Londoner Schuldenabkommen 
vom 27. Februar 1953 wurde auf deut¬ 
scher Seite von dem Adenauer-Vertrau¬ 
ten Hermann Josef Abs verhandelt: sein 
„Erfolg“: Reparationen sollten bis zu 
einem Friedensvertrag zurückgestellt 
werden. Einen richtigen Friedensver¬ 
trag aber zum Beispiel zwischen Grie¬ 
chenland und Deutschland gibt es auch 
heute nicht. Diese Hinweise auf 1953 
ziehen sich bis in die Gegenwart. 

Seit August 1995 verklagten Tau¬ 
sende von Griechen die Bundesrepu¬ 
blik Deutschland auf Zahlung einer 
Entschädigung für den Verlust ihrer 
Angehörigen und materiellen Schäden 
während der Besatzungszeit (1941- 
1945). Manolis Glezos (92) - er riss un¬ 
ter Lebensgefahr am 30. Mai 1941 die 
Hakenkreuzfahne von der Akropolis - 
sieht im Zwei-plus-Vier-Vertrag zwi¬ 
schen Deutschland und den Alliierten 
den eingeforderten Friedensvertrag. 
Der jetzige Europaparlamentsabgeord¬ 
nete (Syriza) konstatiert: „Das vereinte 
Deutschland ist demzufolge seit 1990 
verpflichtet, seinen aus dem Zweiten 
Weltkrieg entstandenen Verpflichtun¬ 
gen nachzukommen.“ 

Die Blutspur der Nazis 

In der „Zeit“, Ausgabe 40, listete Glezos 
schon 1995 auf: 

1. Restschulden aus Entschädigungsver¬ 
pflichtungen aus dem Ersten Weltkrieg 
in Höhe von achtzig Millionen Mark, in 
Preisen von 1938. 

2. Aufgelaufene Schulden Deutsch¬ 
lands aus dem bilateralen Handel zwi¬ 
schen den beiden Kriegen in Höhe von 
523 873 000 US-Dollar, in Preisen von 
1938. 

3. Reparationsforderungen nach Be¬ 
rechnungen der Pariser Konferenz der 
Siegermächte von 1946 in Höhe von 7,1 
Milliarden US-Dollar, in Preisen von 
1938 (Entschädigung für die Beschlag¬ 
nahme von Privat- und Staatseigentum, 
Plünderung, Zerstörung). 

4. Ansprüche aus einer Zwangsanlei¬ 
he von 3,5 Milliarden US-Dollar, die 
der Bank von Griechenland 1942 auf¬ 
genötigt wurde, um sowohl die Statio¬ 
nierungskosten für die Besatzungstrup¬ 
pen in Griechenland als auch die Ver¬ 
pflegung des Afrika-Korps von General 
Rommel zu bestreiten. Experten schät¬ 
zen die heutige griechische Forderung 
unter Einbeziehung eines Minimalzins¬ 
satzes von drei Prozent auf dreizehn 
Milliarden US-Dollar. 


Außerhalb dieser Liste: 70 000 
Kriegstote, 12 000 Ziviltote, 38 960 
Hinrichtungen, 100 000 ermordete 
KZ-Häftlinge, 600 000 Hungertote. 

Die Besatzungsmächte Italien und 
Bulgarien (1941-1944) haben Repara¬ 
tionen an Griechenland gezahlt. Beide 
Länder verfügen allerdings in der EU 
nicht über die Dominanz wie Deutsch¬ 
land. Als der deutsche Außenminister 
Joschka Fischer (Grüne) im Sommer 
2000 entschied, es werde trotz höchst¬ 
richterlicher griechischer Urteile nicht 
gezahlt, wurde nicht gezahlt. Als eine 
Athener Gerichtsvollzieherin das 
Goethe-Institut pfänden wollte, wurde 
sie wieder nach Hause geschickt. Die 
griechische Regierung entschuldig¬ 
te sich sogar. 1960 hatte Deutschland 
schon einmal 115 Millionen DM zuge¬ 
sagt. Das waren für jedes Opfer etwa 
100 DM. Ferner beschloss die Pariser 
Reparationskonferenz 1945/46, dass 
Griechenland einen Anteil von etwa 
4,6 Prozent der Reparationsleistungen 
bekommen sollte. Aus den Prozentan¬ 
gaben ließen sich keine DM-Beträge 
ableiten, so dass die USA die „Repa¬ 
rationstorte“ immer weiter schrump¬ 
fen ließen. Zum Vorteil der Kapitalent¬ 
wicklung in Deutschlands. Zum Nach¬ 
teil der griechischen Opfer. 

Silberlinge statt Reparationen 

Das soll nun alles ganz anders wer¬ 
den - oder doch nicht. Am 12. Septem¬ 
ber wurde aus Anlass des Besuchs von 
Griechenlands Staatspräsident Karo¬ 
lus Papoulias der Deutsch-Griechische 
Zukunftsfonds ins Leben gerufen. Die 
alten Forderungen Griechenlands 
über mehrere Milliarden Euro wer¬ 
den nicht anerkannt, nicht beglichen. 
Stattdessen gibt es 1 Million Euro pro 
Jahr für Projekte, „die der Versöhnung 
und der historischen Aufarbeitung zwi¬ 
schen Deutschland und Griechenland 
dienen.“ So spricht das Außenministe¬ 
rium. Und der Europa-Staatsminister 
Michael Roth (SPD) ergänzte kürz¬ 
lich, „dass Deutschland fest an der 
Seite Griechenlands stehe - auch und 
gerade in der schweren Krise, die das 
Land in den letzten Jahren durchlebt 
habe.“ Roth strebt eine „gemeinsame 
deutsch-griechische Erinnerungskul¬ 
tur“ an, „gegenüber den Opfergemein¬ 
den Zeichen der Versöhnung“ und „öf¬ 
fentlichkeitswirksame Maßnahmen“. 

Griechen organisieren sich 
gegen deutsche „Entsorgung“ 

In Griechenland hat sich gegen die¬ 
se materielle Selbstentschuldung 
Deutschlands und das gleichzeitige 
ideologische Vorherrschaftsstreben 
Deutschlands ein unüberhörbarer 


Protest entwickelt: Das Nein der ge¬ 
marterten Gemeinden zum „Deutsch- 
Hellenischen Fonds der Zukunft“. Ver¬ 
treten werden die Gemeinden durch 
den Nationalrat, zu dem sich die gro¬ 
ße Mehrheit von Bürgermeistern und 
Repräsentanten der gemarterten Ge¬ 
meinden kürzlich getroffen haben. 

Der deutsche Botschafter in Athen, 
Dr. Peter Soof, versuchte die Bürger¬ 
meister bei einer Zusammenkunft in 
Kalavryta „von den guten Absichten 
der deutschen Regierung und dem, ed¬ 
len’ Zweck des Fonds zu überzeugen.“ 
Auch mit dem Hinweis, dass diese In¬ 
itiative „nichts zu tun habe mit den 
Schulden“ Deutschlands an Griechen¬ 
land überzeugte er nicht. Soof räumte 
ein, dass das Ziel dieses Projektes die 
„Vergangenheitsbewältigung“ sei. Mit 
Ausstellungen, neuen Lehrstühlen, mit 
der „Kooperation“ bei der Erstellung 
neuer Schulbücher. Die griechischen 
Gemeinden könnten auch Fondsvor¬ 
schläge direkt beim deutschen Außen¬ 
ministerium einreichen. 


In der Erklärung des Nationalrates 
heißt es dazu: „ Solchen Herangehens¬ 
weisen gegenübergestellt entschied 
sich die große Mehrheit der Bürger¬ 
meister und Repräsentanten der ge¬ 
marterten Gemeinden gegen den 
Fonds, indem sie ernste Ein wände vor¬ 
brachten gegenüber der Absicht und 
den Gefahren, die hinter dieser Initi¬ 
ative der deutschen Regierung lauern, 
für die nationale Sache die deutsche 
Schuld kulturfähig zu machen. Sie cha¬ 
rakterisierten den ,Deutsch-Helleni¬ 
schen Fonds für die Zukunft’ als tro¬ 
janisches Pferd deutscher Interessen. 

Wir führen den Kampf um die Ein¬ 
forderung der deutschen Schulden 
unvermindert weiter in Zusammen¬ 
arbeit mit den Opferverbänden, dem 
Netzwerk der gemarterten Gemein¬ 
den, dem griechischen Volk und den 
deutschen Demokraten, die unseren 
Kampf unterstützen, und wir widerset¬ 
zen uns den verdächtigen deutschen 
Annäherungen.“ 

Der Nationalrat betonte, „dass die 
Aussöhnung der Völker nicht auf Ge¬ 
schichtsfälschung und das Verderben 
des Gewissens basiert, sondern auf 
Gleichheit, gegenseitigem Respekt 
und - vor allem - der Zuschreibung 
von Gerechtigkeit.“ Er forderte die 
deutsche Regierung auf, ihre provoka¬ 
tive und unnachgiebige Haltung auf¬ 
zugeben zugunsten einer angemesse¬ 
nen und für beide Seiten akzeptablen 
Lösung zur Rückgabe der deutschen 
Schulden an Griechenland. Er appel¬ 
lierte an die griechische Regierung, 
sich unverzüglich in Verhandlungen 
mit der deutschen Regierung für die 
Begleichung der deutschen Schulden 
einzusetzen. 

Von der internationalen Dachor¬ 
ganisation der Antifaschisten Fede¬ 
ration Internationale des Resistants 
(FIR), der auch mehrere griechische 
Gesellschaften und die deutsche Ver¬ 
einigung der Verfolgten des Nazi¬ 
regimes - Bund der Antifaschisten 
(VVN-BdA) angeschlossen sind, von 
der Kommunistischen Partei Grie¬ 
chenlands (KKE) und von der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei (DKP) 
wird das Anliegen des „Nationalrates“ 
unterstützt. 

Uwe Koopmann 


Anhaltende Selbstentschuldung: Das leicht verwitterte Denkmal der Gebirgsjä¬ 
ger in Floria, Bezirk Chania/Kreta, mit der Inschrift unter dem „Eisernen Kreuz“ 
mit Eichenlaub: Gefallen für Großdeutschland. Die Täter werden zu Opfern 
umstilisiert. 
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„Da Niedrigkeit und Not mir nicht gefällt 
Fehlt meiner Kunst in dieser Zeit der Schwung 
Doch zu dem Schmutze eurer schmutzigen Welt 
Gehört - ich weiß es - meine Billigung. 

Bertolt Brecht, 1934 

V 

Hans Lebrecht 

ist mit 99 Jahren von uns gegangen. 

Wir trauern um Dich, unvergessen lebst Du in uns weiter. 

Margalith Pozniak und Familie 
Esther Bejarano und Familie 
Und viele Freunde 

Hans findet neben seiner Frau Tosca in Israel seine Ruhe. 



LLL-Treffen und Demo 

in Berlin 

Wir Iahten! 

DKP Ruhr-Westfalen 


Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Übernachtung sind vorbereitet. 

Kosten pro Person: 65,- Doppelzimmer / 85,- Einzelzimmer (Hotel Kolumbus) 

Samstag, 10. Januar 2015 

Abfahrt 6:30 Duisburg, 7:00 Essen, 7:45 Dortmund 


Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstr. 18,45127 Essen, Tel: 0201 225147 
Fax: 0201 2698038 eMail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 04./05.0ktober 2014 

Antimonopolistische Demokratie, die Dialektik von Reform und Revolution und 
die Übergänge zum Sozialismus 

Referenten u.a. Beate Landefeld, Heiko Humburg 

Diskussionen zu den strategischen Überlegungen in unserer Partei sind für uns 
unverzichtbar. In streitbaren Beiträgen (Ende 2011) über das Thema „Antimono¬ 
polistische Demokratie“ waren sich Kritiker als auch Verfechter, wie Willi Gerns 
und Robert Steigerwald einig: Diese Fragen „müssen heute neu und breit in der 
Partei diskutiert werden“! Wir wollen diese Aufforderung nutzen, um zu belegen, 
dass dies in unserer Partei und gerade auch in der Karl-Liebknecht-Schule kon¬ 
struktiv möglich ist. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits Freitag zwi¬ 
schen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 
14 Uhr. Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25€. Ab Freitag 30€. 
Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 


EINLADUNG 

Der Frauenarbeitskreis des Parteivorstandes der DKP 

lädt ein zur Wochenendschulung am 15. und 16. November im 
Naturfreundehaus Mollseifen, 

In der Trift 2, 59955 Winterberg 

Thema: Grundlagen marxistischer Frauenpolitik 
Referentin: Tina Sanders 

Anreise am 14.11. möglich, Übernachtung / Halbpension 30,- € 
Anmeldung (bis spät. 30.10.) und Infos: 

dkp.pvt-online.de 


Veranstaltungshinweis 

Öffentliche Informations - 
und Diskussionsveranstaltungen zum Thema 

Antifaschistischer Widerstand - Gestern und heute 
am Beispiel der Familie Gingold 

Mit Lesung, Film und Diskussion. 

Für die Information und Diskussion begrüßen wir als Gäste 

Silvia Gingold und Alice Czyborra (Töchter der Gingolds) 

Donnerstag, 9. Oktober 2014,19.00 Uhr Kiel 

Restaurant Legienhof, Legienstraße 24, 24103 Kiel 
Veranstalter: DKP Kiel und WN-BdA Gruppe Kiel 

Freitag, 10. Oktober 2014,19.00 Uhr, Wedel 

AWO Zentrum, Rudolf-Breitscheid Straße 40. 22880 Wedel 
Veranstalter: DKP Pinneberg, Masch Wedel, WN-BdA Gruppe Wedel 


UZ-Extra 


„Ausbildung - Übernahme - Zukunft: 

Dafür lohnt es sich zu kämpfen!“ 

Liebe Genossinnen und Genossen, Kostenbeteiligungen: 


Diese UZ-Extra eignet sich für die Verteilung 
vor Berufsschulzentren und Betrieben, aber 
auch für Infotische. 

Es handelt sich also um ein Material mit 
längerer Haltbarkeit! 

Das Leitmotiv der Ausgabe lautet „Ausbil¬ 
dung - Übernahme - Zukunft: Dafür lohnt 
es sich zu kämpfen!“ 

Dabei wird mit möglichst vielen O-Tönen 
Arbeiterjugendlicher gearbeitet. 


Stück - Preise 


70- 

10.- 

140 - 

14.- 

200 - 

20.- 

300 - 

25.- 

400 - 

30.- 

650 - 

40.- 

1300 - 

75.- 

2000- 

110.- 


Bestellungen an: vertrieb@unsere-zeit.de, Tel.: 0201 177889-23 
oder Gustl Ballin 0911 8 019991 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km von Danzig) 

komf. FZ mit Bad, WC, TV, 
Parkplatz - Ü/F15 Euro 

Tel/Fax: 004859 8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 


Anzeigen 
helfen 
der UZ! 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt Im Müriiz- 
Xattf aal park. 2 FeW-o je 2-3 Fcra. 
ganzjährig in Kra tzc biug- G ranzin. 
Havel & Havefcaeen, Boot & Rad. 

Infü: OTW.-LrlnoGgu.de 
TsL 0331 / 87079 * [AB] 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Liebe Sigrid 

wir wünschen dir alles Gute zum 

70. Geburtstag 

Bleib so aktiv, wunderbar, kritisch und lebensbejahend. 

Wir umarmen dich 

Anke, Axel, Petra, Mischei, Ronja, 

Jana, Sarah und Milad 

v_ 


Alles Gute zum 70. Geburtstag 

unserer Genossin Sigrid Koppey 

am 01.10.2014. 

Du bist schon seit Jugendzeiten ununterbrochen politisch unterwegs. 
Von den ersten Ostermärschen bis zum Blockupy-Kessel: Kein Akti¬ 
onstag, kein Pressefest und keine Sitzung findet ohne dich und deine 
aktive und hinterfragende Unterstützung statt. Und das Schöne dabei: 
Das Leben selbst kannst du auch genießen und bereist die Welt. 

Weiterhin viel Kraft beim Leben und Kämpfen wünschen dir deine 
Genossinnen und Genossen der 

DKP Kreis und Stadt Offenbach + DKP Hessen 


e 

Makx Engels 
Stiftung 


Yr vt w.]ii;irx-Lm gek-sLift unn .de 


Die DKP Frankfurt/M. und die Marx- 
Engels-Stiftung laden ein: 

Zu den Entwicklungen in 
der und um die Ukraine 


Samstag, 11. Oktober, 10.00 -17.00 Uhr (Einlass: 9.30 Uhr) 

Frankfurt/M., Haus Ronneburg, Gelnhäuser Str. 2 * 


★Willi Gerns, Bremen (Marxistische Blätter): Das postsowjetische Russland 
und die Krimfrage ★Reinhard Lauterbach, Polen (Ukraine-Korrespondent 
von „junge Welt“): Der ukrainische Bürgerkrieg - wer kämpft gegen wen, 
und mit welchen Perspektiven? ★Gert Meyer, Marburg (Historiker): Zur 
Geschichte der Ukraine ★Jürgen Wagner, Tübingen (Politikwissenschaftler, 
IMI): Der Kampf um die Ukraine in der Auseinandersetzung Westen-Russ¬ 
land ★ Lucas Zeise (Finanzjournalist, Marx-Engels-Stiftung), Frankfurt/M.: 
Unterordnung oder Konflikt - die strategischen Optionen der USA und EU/ 
Deutschlands 

* Das „Haus Ronneburg“ liegt in unmittelbarer Nähe der U-Bahn-Station 
Ronneburger Straße. Fahrtzeit ab Frankfurt Hbf 19 min. mit der U 5 Richtung 
Preungesheim. Kostenbeitrag (inkl. Mittagsimbiss: 12 Euro, ermäßigt: 8 Euro). Für 
eine Anmeldung unter marx-engels-stiftung@t-online.de oder 0211 -680 28 28 
(H. Kopp) wären wir dankbar. 




Wir laden alle Helferinnen und Helfer, die zum Gelingen des 18. UZ-Pressefestes 
in Dortmund beigetragen haben, herzlich zur Helferparty ein: 

Samstag, 11. Oktober 2014, ab 17 Uhr 

Hoffungstraße 18,45127 Essen / Wir bitten um Anmeldung mit der Angabe, 
ob ein Schlafplatz benötigt wird: dkp.pv@t-online.de 






Shop 


T-Shirt, Motiv „Che“ oder „Rosa“ + DKP Logo 12,00 € 

(L, XL oder XXL; Roter Aufdruck auf schwarzem T-Shirt) 

Kapuzenpullover, Motiv „Che“ oder „Rosa“ + DKP Logo 22,00 € 
(M, L, XL oder XXL; Roter Aufdruck auf schwarzem Pullover) 

T-Shirt UZ-Pressefest 10,00 € 

(M, XL; Roter Aufdruck auf grauem T-Shirt) 

UZ-Tragetasche (Rot auf Weiss) 1,50 € 

DKP-Abzeichen (Rot auf Weiss) 2,00 € 

Schal,Trotz Alledem* (Weiss auf Rot) 10,00 € 

Schal,Deutsche Kommunistische Partei (Weiss auf Rot) 10,00 € 
Fahne ,DKP‘ (Weiss auf Rot 115 x 150) 20,00 € 

UZ Dokumentationen 

„Die Wohnungsfrage ist eine Klassenfrage“ 5,00 € 

(Broschüre, A5, 64 S.) 

„Gegen die imperialistischen Kriege“ 5,00 € 

(Broschüre, A5, 64 S.) 



Neue Motive! 

Ms T-Shirts und Kapuzen 
puiiover erhältlich! 




DEUTSCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI 

wwWxdhp.de 


Trotz alledem! 
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Späte Würdigung in Bremen 

Ein Weg wurde nach dem Kommunisten Willi Meyer-Buer benannt 


A m 25. September wurde in Bre¬ 
men mit einer gut besuchten 
Veranstaltung ein Weg nach 
dem Kommunisten Willi Meyer-Buer 
benannt. Die Moderation hatte der 
Vorsitzende der VVN-BdA in Bremen, 
Raymund Gaebelein. Den Hauptbei¬ 
trag zur Würdigung des Lebens von 
Willi Meyer-Buer hielt einleitend sein 
Rechtsanwalt und persönlicher Freund, 
Dr. Heinrich Hannover. In seiner Rede 
hieß es: 

„Dieser Weg soll an einen Mann er¬ 
innern, auf den Bremen stolz sein kann. 
Willi Meyer-Buer war einer der allzu 
wenigen Deutschen, die dem Hitler-Fa¬ 
schismus als Widerstandskämpfer ent¬ 
gegengetreten sind. Und zwar schon zu 
einer Zeit, als das Terror-Regime der 
Nazis und der von Hitler angekündigte 
Krieg noch zu verhindern gewesen wä¬ 
ren. , Wer Hitler wählt, wählt den Krieg’ 
stand in den Flugblättern der Kommu¬ 
nisten aus den frühen 30er Jahren, die 
ich in den Akten fand, als Kommunis¬ 
ten nach dem Krieg wieder Strafvertei¬ 
diger brauchten. 

Ich habe es als große Ehre empfun¬ 
den, dass Willi Meyer-Buer mich für 
den im Jahr 1963 vor dem Landgericht 
Bremen geführten Prozess als Verteidi¬ 
ger wählte. Und daraus ist eine lebens¬ 
lange Freundschaft geworden. (...) Es 
ging darum, dass Willi Meyer-Buer als 
unabhängiger Kandidat für die Bun¬ 
destagswahl 1961 öffentlich geäußert 
hatte, dass er Kommunist geblieben sei. 
Das wurde von der Staatsanwaltschaft 
und den Richtern als Verstoß gegen das 
KPD-Verbot von 1956 gewertet. Es gab 
damals sicher keinen Bremer, der Wil¬ 
li Meyer-Buer, diesen in Bremen als 
unbeugsamer Kommunist bekannten 
Mann, für einen Anhänger der christ¬ 
lich-demokratischen Aufrüstungspo¬ 
litik gehalten hätte. Aber für die im 
antikommunistischen Zeitgeist befan¬ 
genen Juristen war sein Aufruf ,Wählt 
den Kommunisten Meyer-Buer’ eine 
Straftat. Dass die Anklageschrift von 
einem schon im Nazi-Staat bewährten 
Staatsanwalt unterschrieben war, wur¬ 
de damals nicht als anstößig empfun¬ 
den. Und die Richter verurteilten Willi 
Meyer-Buer für den Fall, dass er sich 
nicht ,bewähren’ sollte, zu einer Ge¬ 
fängnisstrafe von neun Monaten. Die 
Urteilsbegründung las sich stellenwei¬ 
se wie ein Plagiat des Nazi-Urteils aus 
dem Jahr 1934. 

Willi Meyer-Buer hat sein Leben 
lang gegen den in Deutschland herr¬ 
schenden kriegerischen Ungeist ge¬ 
kämpft und dafür sieben Jahre sei¬ 
nes Lebens in den Zuchthäusern 
und Konzentrationslagern der Na¬ 


zis verbringen müssen und schlimmste 
Misshandlungen und Demütigungen 
erlitten. In dem Prozess vor dem Bre¬ 
mer Landgericht kam diese Lebensge¬ 
schichte des Angeklagten zur Sprache 
und wurde durch die ausführlichen Be- 


öffentlich von den Verbrechen der 
Stalin-Zeit in der Sowjetunion distan¬ 
ziert habe 

Auf diesen Vorwurf ging Willi 
Gerns in seiner Rede ein: 

„Wenn dem deutschen Wider- 



Foto: Barahona 

Heinrich Hannover während seiner Rede zur Einweihung des Meyer-Buer-Weges. 


richte in den Bremer Tageszeitungen 
der Bremer Bevölkerung in Erinne¬ 
rung gerufen.“ 

Heinrich Hannover schloss mit den 
Worten: „Vor allem mit seinem Wider¬ 
spruch gegen Remilitarisierung und 
geistige Vorbereitung künftiger Kriege 
hat Willi Meyer-Buer viel Zustimmung 
auch in der nichtkommunistischen bür¬ 
gerlichen Bevölkerung gefunden. Und 
ich frage mich oft, was er heute zu der 
obrigkeitlich geforderten und prakti¬ 
zierten militärischen Einmischung in 
Kriege in aller Welt sagen würde. Ich 
hoffe, dass auch mancher Spaziergän¬ 
ger auf dem nach ihm benannten Weg 
darüber nachdenken wird.“ 

Nach kurzen persönlichen Bemer¬ 
kungen zum Wirken Meyer-Buers in 
den ersten Jahren nach 1945, um die 
Herbert Breidbach von der VVN-BdA 
zusätzlich zum vorgesehenen Ablauf 
gebeten hatte, begründete 
der Ortsamtsleiter Mitte 


Standskämpfer gegen das Nazi-Re¬ 
gime, Willi Meyer-Buer, der Vorwurf 
gemacht wird, dass er sich nicht öf¬ 
fentlich von den durch den 20. Partei¬ 
tag der KPdSU aufgedeckten Verbre¬ 
chen und Deformationen distanziert 
hat, die es unter der Herrschaft Stalins 
gegeben hat, so scheint mir das aller¬ 
dings eigenartig zu sein. Waren Willi 
Meyer-Buer persönlich und seine Par¬ 
tei, die KPD, doch in keiner Weise da¬ 
ran beteiligt. Verantwortlich dafür war 
die Führung eines anderen Landes, der 
Sowjetunion. Der Vorwurf ist umso 
seltsamer, als in unserem Land nach 
der Befreiung vom Faschismus Men¬ 
schen Bundeskanzler, Bundesminister 
werden oder andere hohe Funktionen 
bekleiden konnten und bis heute hoch 
geehrt werden, die während des Nazi- 
Regimes durch ihre Tätigkeit direkt 
oder indirekt in die ungeheuerlichen 
Verbrechen dieses Regimes involviert 
waren und sich nicht einmal öffentlich 




Meyer-Buer-Weg 


Wilhelm (Willi) Meyer-Buer (3B.04.19n-11W.TW7l Politiker der KPD. Verfolgter 
des NS-Regimes. 1946-1959 Mitglied der Bremischen Bürgerschaft 


die Wege-Benennung. Er be¬ 
gründete die späte Würdigung 
Meyer-Buers damit, dass die¬ 
ser sich in seinem Buch nicht 


dazu bekannt haben, geschweige denn 
die notwendigen Schlussfolgerungen 
gezogen und ihre Ämter aufgegeben 
haben. 


Bei unseren Begegnungen sind 
Willi und ich häufig auf die Verbre¬ 
chen und Fehlentwicklungen der Sta¬ 
lin-Periode sowie später auch auf die 
Gründe für den Zusammenbruch des 
realen Sozialismus in Europa zu spre¬ 
chen gekommen. Darum weiß ich, wie 
tief diese Ereignisse Willi bedrückt 
haben. 

Das kann nicht verwundern. Ste¬ 
hen die Repressalien der Stalin-Perio¬ 
de doch in krassem Gegensatz zum hu¬ 
manistischen Wesen der marxistischen 
Weltanschauung, die das Denken und 
Handeln Willis als Marxisten prägte, zu 
den Idealen des Sozialismus/Kommu¬ 
nismus von einer Welt, in der nach Marx 
und Engels der Mensch aufhört „ein 
ausgebeutetes und unterdrücktes We¬ 
sen“ zu sein, in der ,die freie Entwick¬ 
lung eines jeden die Bedingung für die 
freie Entwicklung aller ist’, einer Welt 
in der die Menschen in Frieden, Frei¬ 
heit und Solidarität miteinander leben. 

Für diese Ideale hat Willi und haben 
weltweit Generationen von Sozialisten 
und Kommunisten gekämpft. Viele ha¬ 
ben Gefängnis, Zuchthaus und KZ auf 
sich genommen, Folter und Erniedri¬ 
gung ertragen, Zehntausende haben 
ihr Leben gelassen. 

An der Kluft zwischen den kom¬ 
munistischen Idealen und den ihnen 
widersprechenden Entartungen sind 
viele Kommunisten, ja ganze Parteien 
zerbrochen, durch sie ist die kommu¬ 
nistische Bewegung in eine tiefe Krise 
gestürzt, aus der sie sich bis heute nicht 
erholt hat.“ 

Willi Gerns führte weiter aus, dass 
Willi Meyer-Buer „die Schattenseiten 
des frühen Sozialismus nicht den Blick 
für dessen historische Leistungen ver¬ 
stellt haben. Schließlich war es die So¬ 
wjetunion, die den größten Beitrag zur 
Befreiung der Völker Europas von der 
Geisel des Faschismus geleistet und da¬ 
für die größten Opfer gebracht hat. Mehr 
noch. Allein die bloße Existenz des re¬ 
alen Sozialismus hat die Welt sicherer 

und sozi¬ 
aler ge¬ 
macht.“ 
Die 
Würdi¬ 
gung 
Willi 
Mey¬ 
er-Bu¬ 
ers wurde 
durc 1 ein 
musikali¬ 
sches Programm der Gruppe „Grenz¬ 
gänger“ mit Liedern aus den Konzent¬ 
rationslagern eröffnet und abgeschlos¬ 
sen. Werner Sarbok 


termine@unsere-zeit.de 


Leverkusen: „Antimonopolistische Demo¬ 
kratie, die Dialektik von Reform und Revo¬ 
lution und die Übergänge zum Sozialismus.“ 
Wochenendseminar (Sa./So., 4./5. Oktober) 
der Karl-Liebknecht-Schule. Referenten u.a. 
Beate Landefeld und Heiko Humburg. Weite¬ 
re Informationen und Anmeldung unter www. 
karl-liebknecht-schule.org. _ 

Schwerin: Demonstration „Nein zum Krieg in 
der Ukraine!“ Grunthalplatz (Hauptbahnhofs¬ 
vorplatz), 14.00 Uhr. 


SO ★ 5. OKT 


Duisburg: „Funktion des Geldes als Zirkulati¬ 
onsmittel und als Zahlungsmittel“; Veranstal¬ 
tung des Freidenkerverbandes NRW mit Otto 
Marx aus Oberhausen, langjähriger Leiter der 
Karl-Liebknecht-Schule. Jugend- und Kultur¬ 
verein Duisburg-Marxloh, Kaiser-Wilhelm- 
Straße 284,11.00 Uhr. 


MO ★ 6 . OKT 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Nord. Z, Oe¬ 
sterholzstraße 27,19.30 Uhr. 

Hamburg: „Transatlantisches Freihandelsab¬ 
kommen (TTIP)-Was braut sich im Geheimen 
zusammen?“ Vortrag und Diskussionsveran¬ 
staltung der DKP. Bürgerhaus Langenhorn, 
Tangstedter Landstraße 41,19.00 Uhr. 


Dl ★ 7. OKT 


Essen: „Wohin strebt Kuba?“ Öffentliche In¬ 
formations- und Diskussionsveranstaltung der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. und 
DKP Essen mit Roberto Rodriguez, stv. Euro¬ 
padirektor des kubanischen Instituts für Völ¬ 
kerfreundschaft (ICAP), anlässlich des 40. Ge¬ 
burtstages der Freundschaftsgesellschaft 
BRD-Kuba e.V. Haus der DKP, Hoffnungstra¬ 
ße 18,19.00 Uhr, Einlass 18.30 Uhr. 


Ml ★ 8 . OKT 


München: „Die Geschichte eine Geschich¬ 
te von Klassenkämpfen. Oder was? Wir ma¬ 
chen auf Theorie“ .Veranstaltung der DKP mit 
Bernd Bücking. KommTreff, Holzapfelstr. 3, 
19.00 Uhr._ 

Gießen: „Ursachen der Eskalation in der Uk¬ 
raine“ , Diskussionsveranstaltung der DKP 
Gießen mit Klaus Hartmann, Vorsitzender des 
Deutschen Freidenkerverbandes. Kongress¬ 
halle, Versailles-Zimmer, 19.30 Uhr. 


FR ★ 10. OKT 


München: „Die vergessene Besatzung“ .Ver¬ 
anstaltung der DKP München zur Lage in der 
Westsahara und den Zielen der Frente Polisa- 
rio mit Najla Mohamed Lamin, Repräsentan¬ 
tin der Jugend der Polisario in Deutschland 
und Österreich. KommTreff, Holzapfelstraße 3, 
19.00 Uhr._ 

Schweinfurt: „Katastrophenalarm! - Was tun 
gegen die mutwillige Zerstörung der Einheit 
von Mensch und Natur?“ Gruppenabend der 
DKP Schweinfurt - Haßberge. DFG-VK-Büro, 
Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 
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Die letzte Seite 
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Meine progressive Woche 

Vom 20. bis 26. September 


Kinder von NS-Verfolgten 
jetzt Zeitzeugen 

Von Ulrich Sander 


Dienstag 

Heute ist ein guter Tag für Spanien - vor 
allem für Spaniens Frauen. Die geplante 
Verschärfung des Abtreibungsgesetzes 
ist vorerst vom Tisch. Danach sollten 
Abtreibungen nur noch nach Vergewal¬ 
tigungen und bei schweren gesundheit¬ 
lichen Risiken für die Mutter straffrei 
bleiben. Doch der anhaltende Massen¬ 
protest zwang die Regierung zum Rück¬ 
zug. 

Ob es auf Dauer bei dem relativ libera¬ 
len Recht in Spanien bleiben wird, hängt 
davon ab, dass das Erstarken der spani¬ 
schen Rechten aufgehalten wird. Hinter 
dem Gesetzesvorhaben stand die un¬ 
heilige Allianz aus Kirche, Falange und 
anderen spanischen Rechten. Nicht nur 
symbolisch steht dafür Alberto Ruiz- 
Gallardön, Justizminister und geistiger 
Vater der Verschärfung. Der Rechtsau¬ 
ßen wurzelt auch familiär im Franco-Fa¬ 
schismus. Sein heutiger Rücktritt ist ein 
Signal, dass die Rechte besiegt werden 
kann - bei konsequentem Widerstand. 

Mittwoch 

Um es vorweg zu sagen; meine Zeit bei 
der Bundeswehr Anfang der 70er Jah¬ 
re gehört nicht zu meinen liebsten Er¬ 
innerungen. Gemeinsames politisches 
Wehren hin oder her - der Stupidität 
des Barras entkam keiner. 

Dass bei der „ Truppe “ nichts funkti¬ 
oniert, wie Frau von der Leyen nun 
bemerkt, war schon damals so. Acht 
gepanzerte Mannschaftstransportwa¬ 
gen hatte unsere Kompanie, fahrbereit 
waren nur drei. Das hatte einen einfa¬ 
chen Grund: Mehr brauchten wir nicht. 
Im „ Ernstfall“ wären die fünf anderen 
schnell einsatzbereit gewesen. Schon da¬ 


mals war die Be,schaff ‘ung vor allem ein 
Geschäft - politisch wie wirtschaftlich. 

Donnerstag 

„Äußeres wird wieder wichtig“, titelt der 
Bayrische Rundfunk und kündigt damit 
ein Comeback von Ex-Verteidigungs- 
minister zu Guttenberg an. Der schöne 
Theodor soll aber nicht vornehmlich Vo¬ 
yeure beglücken, sondern das außenpoli¬ 
tische Profil der CSU schärfen. Parteichef 
Seehofer spricht in diesem Zusammen¬ 
hang von einer friedfertigen Verantwor¬ 
tung und positioniert sich vorab beim 
Thema Rüstungs exp orte. Diese seien 
nicht ein Geschäft mit dem Tod, sondern 
eine Stabilisierung und ein Schutz für die 
Menschen, wie das Beispiel Nordirak zei¬ 
ge. Das wird die zahlreichen Rüstungsfir¬ 
men in Bayern freuen. 

Mein Vorschlag zum Slogan der Kam¬ 
pagne: Kein schöner Land, kein schöner 
Theo, kein schöner Tod. 

Freitag 

Der TÜV hat gesprochen. Das „Freistoß- 
spray“ das im Fußball für noch mehr 
Ordnung sorgen soll, ist nein, nicht ver¬ 
fassungswidrig, sondern „ nur u gesund¬ 
heitsschädlich. Bestimmte Inhaltsstoffe 
sollen hormonell wirksam sein. Außer¬ 
dem seien die Aufschriften auf dem Pro¬ 
dukt mangelhaft, unvollständig und nicht 
in deutscher Sprache. Sicherheit durch 
Recht und Ordnung. 

Einen anderen Weg haben die italieni¬ 
schen Fußballer auf ge zeigt. In ihrem 
ersten Spiel bei der Weltmeisterschaft in 
Brasilien gingen sie frei nach Cäsar vor: 
sie sahen den Schiedsrichter sprayen, sie 
traten auf den Schaum und wischten ihn 
damit weg. Adi Reiher 


V ier Töchter antifaschistischer 
Widerstandskämpfer haben sich 
vor einiger Zeit gemeinsam mit 
dem Appell „Hinterbliebene von NS- 
Opfern fordern ihr Recht“ an die Öf¬ 
fentlichkeit gewandt. Die Bundeskon¬ 
ferenz der VVN-BdA 2011 griff diesen 
Appell auf und beschloss, Treffen der 
Angehörigen der 2. und 3. Generation 
der Opfer von NS-Verfolgung zu ver¬ 
anstalten. In den Landesverbänden der 
VVN-BdA wurde diese Anregung un¬ 
terschiedlich aufgenommen. In Sach¬ 
sen und Berlin sowie Hamburg trafen 
sich die zirka 50- bis 75-jährigen Anti¬ 
faschistinnen und Antifaschisten. Man¬ 
che hatten zwar als Kind Krieg und die 
Verfolgung der Eltern noch miterlebt. 
Vor allem in der Nachkriegszeit hatten 
sie erlebt, was es heißt, Kind eines oder 
einer Verfolgten zu sein. In Nordrhein- 
Westfalen entstand sogar eine Grup¬ 
pe, die sich regelmäßig in Wuppertal im 
Landesbüro der VVN-BdA trifft und 
sich den Namen „Kinder des Wider¬ 
standes - Antifaschismus als Aufgabe“ 
gab. Rund 30 „Kinder“ haben sich der 
Gruppe angeschlossen. Bundesweit 
stimmten etwa hundert Antifaschis¬ 
ten der Erklärung von Alice Czyborra 
(Gingold), Klara Tuchscherer (Schab- 


Antifaschistisches Treffen vom io. 
bis 12. Oktober im Heim Heideruh 
in Buchholz/Nordheide geplant. 
Viele Anmeldungen liegen vor- 
weitere Anmeldungen sind 
möglich: Tel. 04181/8726 Mail: 
lnfo@heideruh.de. 


rod), Traute Sander (Burmester) und 
Inge Trambowsky (Kutz) zu. 

In wenigen Tagen, am 10. bis 
12. Oktober will sich diese Gruppe mit 
Angehörigen der 2. und 3. Generati¬ 
on aus der gesamten Republik in der 
antifaschistischen Begegnungsstätte 
Haus Heideruh in Buchholz/Nieder¬ 
sachsen treffen. Viele Anmeldungen 
liegen vor - weitere Anmeldungen sind 
möglich: Tel. 04181/8726 Mail: Info@ 
heideruh.de. 

Während die „Kinder des Wider¬ 
standes“ aus bürgerlichen Elternhäu¬ 
sern in Medien durchaus Beachtung 
fanden, so in TV-Filmen über den 
20. Juli, war dies anders, wenn die Kin¬ 
der aus dem Arbeitermilieu kamen - 
noch dazu aus linken und kommunis¬ 
tischen Familien. Traute Sander: „Die 
um 1930 Geborenen litten unter den 
Maßnahmen, die gegen ihre Eltern er¬ 
griffen wurden. Viele kamen in NS-Fa- 
milien zur,Umerziehung’ oder wurden 
in den Schulen und in Heimen diskri¬ 
miniert.“ Alice Czyborra, Tochter von 
Ettie und Peter Gingold, sagt: „Ich sel¬ 
ber konnte nur überleben, weil mich 
in Frankreich mutige Menschen als 
jüdisches Kind versteckten, während 
meine Eltern sich der Resistance an¬ 
schlossen.“ 

Peter Gingolds Memoiren 
als Beleg für Extremismus 

Ihre Schwester Silvia, die auch nach 
Heideruh kommen will, ergänzt: „Nach 
dem Krieg wurde unserer Familie als 
ehemalige Emigranten viele Jahre die 
deutsche Staatsbürgerschaft verwehrt. 
Mit dem Kalten Krieg waren viele Fa¬ 
milien von NS-Verfolgten ja erneut 
von Verfolgung betroffen. Ich wurde 
mit Berufsverbot belegt und es wur¬ 
de bekannt, dass der hessische Ver¬ 
fassungsschutz ein Dossier über mich 
angelegt und teilweise in hetzerischer 
Form gegen mich veröffentlicht hat. 
Die Buchlesungen, die ich aus den Er¬ 
innerungen meines Vaters über seinen 
Widerstand öffentlich vornahm, wur¬ 
den als extremistisch ausgelegt.“ 

In vielen europäischen Ländern 
gibt es Organisationen der „Kinder des 
Holocaust“. Bei uns gab es besondere 
Gruppen der nachkommenden Gene¬ 
ration der Verfolgten bisher noch nicht. 
Christa Bröcher aus Duisburg sagt: 



Großvater war Kommunist. Was die 
Wuppertalerin Barbara Simoleit lange 
Zeit nicht jedem erzählte. Barbara 
Simoleit mit einem Foto ihrer Mutter 
Hildegard und ihrem Großvater Albert 
Lange. 

„Das wollen wir ändern. Zum Beispiel 
wollen wir erreichen, dass dem Arbei¬ 
terwiderstand und jenen Widerstands- 
kämpferinnen und Widerstandskämp¬ 
fern sowie NS-Opfern, die auch nach 
1945 wieder verfolgt wurden, mindes¬ 
ten eine Gedenkstätte gewidmet wird. 
Und dass sie in den Medien überhaupt 
Vorkommen.“ 

Peter Dürrbeck wurde in den sech¬ 
ziger Jahren nach dem KPD-Ver- 
botsurteil eingesperrt, während seine 
Mutter Hertha Dürrbeck, eine Wider¬ 
standskämpferin aus Niedersachsen, 
mit Inhaftierung bedroht wurde, weil 
sie gegen Peters Haft öffentlich protes¬ 
tierte. Er stellt fest: „Man muss sich mal 
die Situation in jener Zeit vorstellen, in 
der viele von uns Kinder und Jugend¬ 
liche waren. In der Bundesrepublik 
konnten Eliten der Nazizeit aus Wirt¬ 
schaft, Militär und dem Staats- und 
Terrorapparat des Naziregimes, dar¬ 
unter Justiz, Gesundheitswesen, Polizei 
und Geheimdienste wieder tätig wer¬ 
den, Einfluss nehmen und dabei wei¬ 
terhin gegen Antifaschisten vorgehen. 
Sie bekamen hohe Pensionen, während 
unseren Eltern oft die Entschädigung 
entzogen wurde. Das ist nie aufgeklärt 
worden.“ Peter Dürrbeck ist Aktivist 
der Initiativgruppe für die Rehabili¬ 
tierung der Opfer des Kalten Krieges, 
die mit den „Kindern des Widerstan¬ 
des“ eng zusammenarbeitet. Er weist 
darauf hin, dass Organisationsverbote 


zur Bestrafung der Widerstandskämp¬ 
ferinnen und -kämpfer führten, wäh¬ 
rend Naziorganisationen wie die NPD 
sich ungehindert entfalten konnten. 
Berufsverbote wurden gegen die Kin¬ 
der von Antifaschisten ausgesprochen. 

Auch der Bundesverband Informa¬ 
tion und Beratung für NS-Verfolgte 
in Köln hat sich des Anliegens ange¬ 
nommen: Er hat die Initiative zu einer 
Konferenz „Zweite Generation“ vom 
15. bis 16. Juni 2015 in Berlin ergrif¬ 
fen. Es finden Treffen von Opfern der 
Kinder- und Enkelgeneration statt. Sie 
treffen sich in verschiedenen Städten 
von NRW in „Erzählcafes“. 

Als britische 

Besatzungssoldaten halfen 

Das Treffen in der Begegnungsstät¬ 
te „Heideruh“ in Buchholz/Nordhei¬ 
de wird für manche Teilnehmerinnen 
ein Wiedersehen - nicht nur mit den 
Freundinnen aus der Kindheit -, son¬ 
dern auch mit dem Ort, an dem Kind¬ 
heitserinnerungen hängen. Es waren 
antifaschistische britische Militärs und 
das damalige Komitee Politischer Ge¬ 
fangener, die nach 1945 die Kinder von 
KZ-lern in Heimen rund um Hamburg 
unterbrachten und versorgten, auch in 
dem Heim in Seppensen bei Buch¬ 
holz. Das Haus im Wald hatte eine 
Geschichte als Ferienwohnung Ham¬ 
burger Kommunistinnen, später als 
Erholungsheim einer Baufirma, aber 
auch als Treff des Widerstandes. In frei¬ 
williger Aufbauarbeit schufen die ehe¬ 
maligen Häftlinge und die VVN-Mit- 
glieder bis 1952 ein zweites Haus auf 
dem Gelände, hinzu kamen im Laufe 
der Jahre eine Reihe einstöckiger Ge¬ 
bäude, so dass heute gut 40 Personen 
dort übernachten können. Ein Cafe, 
eine Bibliothek und ein Seminarraum 
entstanden. Und dann ist da die herrli¬ 
che Landschaft der Lüneburger Heide 
am Brunsberg. 

Die sich dort nun treffen sind Zeu¬ 
gen der Zeitzeugen, und damit auch 
wieder Zeitzeugen. Über diese Rolle 
wollen sie sich bei dem Treffen verstän¬ 
digen. Dazu gibt es besonders in NRW 
gute Erfahrungen. Vor Hunderten von 
Schülerinnen und Schülern haben die 
neuen Zeitzeugen schon gesprochen - 
die alten stehen ja kaum noch zur Ver¬ 
fügung. Klara sagt: „Wichtig sind auch 
die Freundeskreise von Gedenkstätten, 
denn dort besteht leider die Tendenz, 
die Hinterbliebenen aus der Gedenk¬ 
arbeit auszugrenzen. Wir lassen uns 
aber nicht beiseite schieben.“ 


Manifest der 93 

Aufruf vom 4.10.1914 


Am 4. Oktober 1914 veröffentlichten 93 
deutsche Wissenschaftler und Kultur¬ 
schaffende einen Aufruf „An die Kultur¬ 
welt“, der - eher ungewollt - die schwe¬ 
ren Deformationen deutlich macht, die 
der Imperialismus des Kaiserreiches im 
Denken (und Handeln) der deutschen 
Eliten hervorgerufen hatte. Vieles was 
dort zutage tritt, wird im heutigen Dis¬ 
kurs vermieden - wie lange noch? 

Wir dokumentieren eine gekürzte 
Fassung des Textes: 

„Wir als Vertreter deutscher Wis¬ 
senschaft und Kultur erheben vor der 
gesamten Kulturwelt Protest gegen die 
Lügen und Verleumdungen, mit denen 
unsere Feinde Deutschlands reine Sache 
in dem ihm aufgezwungenen schweren 
Daseinskämpfe zu beschmutzen trach¬ 
ten. Der eherne Mund der Ereignisse 
hat die Ausstreuung erdichteter deut¬ 
scher Niederlagen widerlegt. Um so 
eifriger arbeitet man jetzt mit Entstel¬ 
lungen und Verdächtigungen. Gegen sie 
erheben wir laut unsere Stimme. Sie soll 
die Verkünderin der Wahrheit sein. 

Es ist nicht wahr, daß Deutschland 
diesen Krieg verschuldet hat... 

Es ist nicht wahr, daß wir freventlich 
die Neutralität Belgiens verletzt haben. 
Nachweislich waren Frankreich und 
England zu ihrer Verletzung entschlos¬ 
sen. Nachweislich war Belgien damit 
einverstanden. Selbstvernichtung wäre 
es gewesen, ihnen nicht zuvorzukom¬ 
men. 

Es ist nicht wahr, daß eines einzigen 
belgischen Bürgers Leben und Eigen¬ 
tum von unseren Soldaten angetastet 
worden ist, ohne daß die bitterste Not¬ 
wehr es gebot... 

Es ist nicht wahr, daß unsere Trup¬ 
pen brutal gegen Löwen gewütet haben. 
An einer rasenden Einwohnerschaft, die 
sie im Quartier heimtückisch überfiel, 
haben sie durch Beschießung eines Teils 
der Stadt schweren Herzens Vergeltung 
üben müssen ... 

Es ist nicht wahr, daß unsere Krieg¬ 
führung die Gesetze des Völker¬ 
rechts mißachtet. Sie kennt keine zucht¬ 
lose Grausamkeit. Im Osten aber tränkt 
das Blut der von russischen Horden hin¬ 
geschlachteten Frauen und Kinder die 
Erde, und im Westen zerreißen Dum¬ 
dumgeschosse unseren Kriegern die 


Brust. Sich als Verteidiger europäischer 
Zivilisation zu gebärden, haben die am 
wenigsten das Recht, die sich mit Rus¬ 
sen und Serben verbünden und der 
Welt das schmachvolle Schauspiel bie¬ 
ten, Mongolen und Neger auf die weiße 
Rasse zu hetzen. 

Es ist nicht wahr, daß der Kampf 
gegen unseren sogenannten Militaris¬ 
mus kein Kampf gegen unsere Kultur ist, 
wie unsere Feinde heuchlerisch vorge¬ 
ben. Ohne den deutschen Militarismus 
wäre die deutsche Kultur längst vom 
Erdboden getilgt. Zu ihrem Schutz ist 
er aus ihr hervorgegangen in einem Lan¬ 
de, das jahrhundertelang von Raubzü¬ 
gen heimgesucht wurde wie kein zwei¬ 
tes. Deutsches Heer und deutsches Volk 
sind eins. Dieses Bewußtsein verbrüdert 
heute 70 Millionen Deutsche ohne Un¬ 
terschied der Bildung, des Standes und 
der Partei. 

Wir können die vergifteten Waffen 
der Lüge unseren Feinden nicht entwin¬ 
den. Wir können nur in alle Welt hin¬ 
ausrufen, daß sie falsches Zeugnis able- 
gen wider uns. Euch, die Ihr uns kennt, 
die Ihr bisher gemeinsam mit uns den 
höchsten Besitz der Menschheit gehütet 
habt, Euch rufen wir zu: 

Glaubt uns! Glaubt, daß wir die¬ 
sen Kampf zu Ende kämpfen werden 
als ein Kulturvolk, dem das Vermächt¬ 
nis eines Goethe, eines Beethoven, ei¬ 
nes Kant ebenso heilig ist wie sein Herd 
und seine Scholle. 

Dafür stehen wir Euch ein mit un¬ 
serem Namen und mit unserer Ehre!“ 

Zu den Unterzeichnern zählten Ver¬ 
treter aller Wissenschaften und Künste 
wie Emil von Behring, Franz Defregger, 
Gerhart Hauptmann, Max Liebermann, 
Friedrich Naumann, Walther Nernst, 
Bruno Paul, Max Planck, Max Rein¬ 
hardt, Wilhelm Röntgen, Karl Vossler. 
Wenig später folgte ein noch drastische¬ 
rer Aufruf, den 3 000 Hochschullehrer 
unterzeichnet hatten. 

Ein von dem Arzt und Pazifisten Ge¬ 
org Friedrich Nicolai entworfener Ge¬ 
gen-Aufruf „An die Europäer“ fand nur 
drei weitere Unterzeichner - unter ih¬ 
nen Albert Einstein, Otto Buek und Wil¬ 
helm Foerster. Er wurde erst 1917 in der 
Schweiz veröffentlicht. 

AR 


Der rote Kanal 


Tod vor Lampedusa. Europas 
Sündenfall, D 2014 

In der Nacht zum 4. Oktober 2013 
kenterte vor der Küste der kleinen 
italienischen Insel Lampedusa ein 
Boot mit über 540 Flüchtlingen auf 
dem Weg von Afrika nach Europa. 
Mehr als 380 ertranken - so viele 
wie noch nie zuvor. Der Film ist ein 
erschütterndes Dokument für das 
Leiden von Menschen, die nicht im 
Fokus des Nachrichtengeschäfts 
stehen. Und ein erschütternder Be¬ 
leg dafür, mit wieviel Zynismus die 
Europäische Union ihre Abschot¬ 
tungspolitik betreibt. 

Mo., 6 . io., 22 . 45 - 23.30 Uhr, ard 

Der schweigende Stern, 

Pol./DDR i 960 

Der schweigende Stern ist ein Sci- 
ence-Fiction-Film, der in Co-Pro- 
duktion zwischen der DDR und Po¬ 
len entstand. Gewarnt wird vor einer 
nuklearen Katastrophe - dargestellt 
am Beispiel der Bewohner des Pla¬ 
neten Venus, welche die Erdbevöl¬ 
kerung mit Nuklearstrahlen ausrot¬ 
ten wollen, stattdessen aber durch 
ihre eigenen Waffen umkommmen. 
Frei., 10 . io., 0 . 05 - 1.40 Uhr, arte 


Der blinde Fleck - Das 
Oktoberfestattentat, D 2013 

Polit-Thriller über das Oktoberfest- 
Attentat von 1980 und eine auf dem 
rechten Auge blinde Justiz. 

Nicht nur für München war der 
26. September 1980 ein Schock, als 
das Oktoberfest-Attentat 13 Men¬ 
schen in den Tod riss und 211 zum 
Teil schwer verletzte. Über den 
schwersten Anschlag in der Ge¬ 
schichte der Bundesrepublik soll¬ 
te damals der BR-Reporter Ulrich 
Chaussy berichten. Und schon bald 
stieß er auf Ungereimtheiten, Ver¬ 
tuschung und Lügen. Daniel Har- 
rich greift den brisanten Stoff auf 
und folgt den Recherchen. Bald 
merkt der Journalist, wie schlam¬ 
pig und dilettantisch die Ermittlun¬ 
gen laufen, stößt auf eine Mauer 
des Schweigens. Das Thema lässt 
ihn nicht mehr los, im Sender nennt 
man ihn schon spöttisch „Mr. Ok¬ 
toberfest“. 

Frei., io. io., 20 . 15 - 21.45 Uhr, arte 









